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Die ständig steigenden Ansprüche von Eltern, Schü ­
ler*innen und nicht zuletzt der Wirtschaft vor einem 
zudem schnelllebigen Hintergrund zu nivellieren, 
stellt für so manchen Lehrenden eine nicht zu unter­
schätzende Herausforderung dar. Der wertfreie 
Rahmen des Coachings bietet eine kreative Möglichkeit, 
Wandel aktiv zu gestalten. Anhand praktischer 
Beispiele im schulischen Kontext wird dies deutlich.

Ludger Brüning / Tobias Saum 
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212 Seiten, 29,80 € 
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Sowohl praktisch erworbene Erfahrungs werte als 
auch aktuelle Forschungsergebnisse der Lernpsycho ­
logie bestätigen: Ein durchdachtes Classroom Mana ­
gement zählt zu den unverzichtbaren Werk zeugen 
eines erfolgreichen Unterrichts – und hält auch 
schwierige Lerngruppen in Schach. Mit einem 
Vorwort von Prof. Hilbert Meyer.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

In aktualisierter Neuauflage erscheint 2024 unser „Ratgeber für den Schulall tag“. 
In mehr als drei Jahrzehnten seit der Erstausgabe ist der „Arbeitsplatz Schule“ 
längst zu einem Inbegriff für kurze und verständliche Informationen über die 
gängigsten Fragen und Probleme des Schulalltags geworden. 

Von Abordnung über Inklusion bis hin zu Versetzung – Expert*innen der GEW 
NRW erklären die aktuelle Rechtslage, angereichert mit vielen praktischen 
Informationen und Materialien. 

Die aktuelle Ausgabe wurde grundlegend überarbeitet, erweitert und aktua­
lisiert. Unsere Expert*innen haben neue Stichwörter aufgenommen und die 
alten durchgesehen und auf den neuesten Stand gebracht. Daher ist dieser 
Ratgeber den Leser*innen auch weiterhin eine verlässliche und schnelle Hilfe 
bei der Bewältigung der kleinen und großen Probleme des Schulalltags. 

Sie finden im „Arbeitsplatz Schule“ 

• Themen, die unseren Arbeitsplatz Schule betreffen und auf die man schnell 
und unkompliziert eine Antwort finden möchte, 

• Tipps, mit denen man das eine oder andere leichter schafft, mit denen man 
vielleicht auch etwas in Bewegung bringt. 

• Weitere Informationen, direkten Zugang zu den Link­Tipps finden sich auf 
der Homepage der GEW NRW im Schullexikon. 

Wir hoffen, dass wir euch mit unseren Informationen und Anregungen an 
eurem Arbeitsplatz Schule helfen können. 

Natürlich reicht das nicht aus: Zur Bewältigung des Schulalltags brauchen wir 
unsere Kolleg*innen und nicht zuletzt eine starke Gewerkschaft: die GEW. 

Die GEW hilft, Rechte zu wahren und Interessen durchzusetzen. Sie ist aktiv 
in eurem Interesse, auch mit Hilfe ihrer Personalräte!
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Vorübergehende Abordnung 

Eine Abordnung ist anders als eine Ver ­
setzung nur vorübergehend und bedeutet 
kein endgültiges Ausscheiden: Deine 
Planstelle an der bisherigen Schule bleibt 
erhalten. Vor der Abordnung musst du 
ebenfalls angehört werden. Der Mit be ­
stimmung unterliegen Abord nungen von 
Lehrer*innen indes nur, wenn sie über 
das Ende eines Schulhalbjahres hinaus 
andauern. Der Personalrat muss aber auf 
jeden Fall beteiligt werden, sollte nach 
der Abordnung eine spätere Ver setzung 
geplant sein. 

 

Handlungskonzept gegen 
Personalmangel 

Im Dezember 2022 stellte das MSB das 
„Handlungskonzept Unter richtsver sor ­
gung“ vor. Der Erlass vom 2.2.23 klärt die 
Bedin gungen für dienstrechtliche Maß ­
nah men:  

Abordnungen sollen schulamts­, bezirks­ 
und schulformübergreifend durch geführt 
werden. Die Abordnungen sollen auch 
über einen längeren Zeitraum erfolgen. 
Sobald die Abordnung über ein Schul ­
halbjahr hinausgeht, ist der örtliche Per ­
sonalrat beim Schulamt bzw. bei der Be ­
zirks regierung in der Mitbestimmung. Der 
Personalrat verhandelt mit dem Schulamt 
über die Gewichtung persönlicher Gründe 
bzw. die Umstände jedes einzelnen Falles. 
Es gilt: 

Abordnung / Versetzung

Eine veränderte Lebenssituation, Part ­
ner schaft oder Familienverhältnisse: Es 
gibt viele persönliche Gründe für eine Ver ­
setzung. Der gesetzliche Auftrag lautet 
zwar, der Dienstherr habe „im Rahmen 
des Dienst­ und Treueverhältnisses für 
das Wohl des Beamten und seiner Familie 
... zu sorgen“. Ein Rechtsanspruch auf 
eine Versetzung lässt sich daraus jedoch 
nicht ableiten. 

 

Versetzung aus privaten oder 
dienstlichen Gründen 

Der Dienstherr muss die dienstlichen 
Aspekte der Unterrichtsversorgung mit 
deinen privaten Gründen für eine Ver ­
setzung abwägen. Im Zweifel haben die 
dienstlichen Argumente Vorrang. Umge ­
kehrt kann eine Versetzung aus dienst­
lichen Gründen erfolgen. Auch dabei sind 
dein Interesse, am bisherigen Arbeitsplatz 
weiterzuarbeiten, und das Interesse des 
Arbeitgebers, einen Mangel gleichmäßig 
zu verteilen, gegeneinander abzuwägen. 
Vor einer Versetzung aus dienstlichen 
Gründen musst du von der Dienststelle 
angehört werden. Die Mitbestimmung 
des Personalrats trägt dazu bei, dass 
Versetzungen gerecht durchgeführt und 
schwerwiegende soziale Gründe der 
Lehrer*innen berücksichtigt werden. 
Wurde der Personalrat nicht beteiligt 
oder gab es keine Anhörung, kann die 
Versetzung rechtsunwirksam sein. 
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TIPP 

Auch wenn der Arbeitgeber bei Abord ­
nun gen unter einem halben Jahr den Perso ­
nalrat nicht beteiligen muss, sind Personal ­
räte zu informieren und können betroffene 
Beschäftigte sich Hilfe beim Personalrat 
oder auch Lehrerrat suchen. Diese können 
sich dann in die Gestaltung der Abordnung 
unterhalb einem halben Jahr einschalten. 

Bei schwerbehinderten Beschäftigten 
sind auch unter einem halben Jahr Abord ­
nung die Vertrauenspersonen für Schwer ­
behinderte zu beteiligen.  

 

INFO 

Versetzungserlass ­ BASS 21­01 Nr. 21 
Leitlinien für Personalmaßnahmen:  

 

https://t1p.de/zpnv6 

• Freiwillige Meldungen werden vorrangig 
geprüft . 

• Ein Einvernehmen über die Abordnung 
soll möglichst hergestellt werden. 

• Betroffene müssen angehört werden. 

Die GEW meint: Bei schulamts­ und be zirks ­
übergreifenden Abordnungen erschwert 
die Zuständigkeit verschiedener Dienst ­
stellen eine angemessene Berück sich ti gung 
der persönlichen Verhältnisse. Wenn Kol ­
leg*innen anderer Schulformen an Grund ­
schulen abgeordnet werden, brauchen 
sie dort Unterstützung. Das ist ohne Ent ­
lastung von unterbesetzten Kollegien nicht 
zu leisten.  
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Allgemeine Dienstordnung (ADO)

ADO steht für Allgemeine Dienst ord ­
nung für Lehrerinnen und Lehrer, Schul ­
leiterinnen und Schulleiter an öffent­
lichen Schulen. Die ADO ist in der 
Bereinigten Amtlichen Sammlung der 
Schulvorschriften festgehalten (BASS 21­
02 Nr. 4). Sie fasst die wichtigsten Rechte 
und Pflichten zusammen, die sich aus dem 
Schulrecht und dem öffentlichen Dienst ­

recht für die Tätigkeit des pädagogischen 
Personals an den Schulen ergeben.  

Die Allgemeine Dienstordnung konkre­
tisiert Aufgaben von Schulleitungen und 
Lehrkräften, die sich aus dem Schulrecht 
im Rahmen des Bildungs­ und Erziehungs ­
auftrags ergeben. Für Lehrer*innen ist es 
nicht nur wichtig, sich mit den Bestim ­
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mungen der ADO vertraut zu machen, 
sondern auch die jeweiligen zugrundelie­
genden rechtlichen Bestimmungen zu 
kennen. Denn durch die Art der Zusam men ­
stellung und die verkürzte Wiedergabe 
der Rechtstexte in der ADO können 
Verpflichtungen suggeriert werden, die 
bei genauem Hinsehen durchaus anders 
beurteilt werden können. Dies gilt vor 
allem für die Bestimmungen zur Arbeits ­
zeit sowie zur Wahr nehmung der Unter ­
richtsverpflichtung und zum politischen 
Verhalten der Lehrer*innen. 

Wenn Vorgesetzte im Schulbetrieb unter 
Berufung auf die ADO Anordnun gen ertei­
len, ein bestimmtes Verhalten einfordern 
oder sich andere Zweifel in Bezug auf die 
Anwendung der ADO ergeben, unter­
stützt der Lehrerrat und auch der Per so ­
nalrat kann kontaktiert werden.  

Der zweite Teil der ADO behandelt die 
wichtigsten Regelungen für Lehrer*innen. 
Hier finden sich unter anderem Regelun gen 
angefangen von pädagogischer Freiheit 

über Unterrichtsplanung, Unterrichtsein ­
satz, Arbeitszeit, Vertretungsunterricht, 
Mehrarbeit bis hin zu besonderen Be lan ­
gen der teilzeitbeschäftigten Lehrer*innen. 

Der dritte Teil betrifft die Schul lei tungen, 
ihre allgemeinen Leitungsauf gaben, ihre 
Vorgesetztenfunktionen, ihre Verantwor ­
tung für die Bildungsarbeit, die Zusam men ­
arbeit in der Schule, ihre Stellung bezogen 
auf die Schul gebäude, das Hausrecht und 
die Schulverwaltung, ihre Aufgaben gegen­
über der Presse, bei Besichtigungen und 
Unterrichtsbesuchen durch Dritte, ihre 
Anwesenheitspflichten in der Schule, die 
Berechtigung u.a. für Sonderur laubsge neh ­
migungen und ihre Vertretung. 

INFO 

ADO ist abgedruckt in 
der BASS 21­02 Nr. 4 

https://t1p.de/lkd2i 



9  

Arbeitsplatz Schule

Amtsärztliche Untersuchung

In der amtsärztlichen Untersuchung 
wird deine gesundheitliche Eignung fest­
gestellt. Das Gesundheitszeugnis muss bei 
der Übernahme ins Beamt*innenverhält­
nis auf Probe vorliegen, ebenso wie die 
Beurteilung der charakterlichen Eignung 
und einige weitere Voraussetzungen für 
die Beamt*innenlaufbahn. 

Die Einstellungsuntersuchung nimmt 
das Gesundheitsamt vor. Die Amtsärzte 
prüfen, ob dein Gesundheitszustand den 
Anforderungen zur Übernahme in das 
Beamt*innenverhältnis genügt. Dabei ge ­
ben sie lediglich eine Entscheidungs hilfe 
für die jeweilige Schulaufsichtsbehörde – 
in der Regel ist das die zuständige Bezirks ­
regierung. Was genau unter gesundheit­
licher Eignung zu verstehen ist, ist nur 
vage definiert, sodass Bezirksregierungen 
und Amtsärzt*innen immer ein Interpre ­
tationsspielraum bleibt. 

 

Fragerecht der Amtsärzt*innen 
bei der Untersuchung 

Amtsärzt*innen dürfen dich nach frühe­
ren Erkrankungen fragen, wenn diese die 
Ausübung des Berufs beeinträchtigen könn­
ten. Dabei solltest du wahrheitsgemäß 
antworten. 

 

Ablehnung der Übernahme in das 
Beamt*innenverhältnis 

Wenn deine Übernahme in das Beam ­
t*in nenverhältnis abgelehnt wird, müssen 

handfeste Gründe vorliegen. Es muss 
wahrscheinlich erscheinen, dass du aus 
gesundheitlichen Gründen früher pensio­
niert werden musst. Die Beweislast liegt 
dabei inzwischen beim Dienstherrn: Er 
muss belegen, dass die (Vor­)Erkrankung 
mit überwiegender Wahrscheinlichkeit zu 
einer vorzeitigen Pensionierung führt. Falls 
deiner Übernahme in das Beamt*in nen ­
verhältnis vermeintlich die gesundheitliche 
Eignung entgegensteht, kannst du dich an 
den Personalrat oder die Schwerbehin der ­
tenvertretung wenden. 

 

Psychotherapeutische 
Behandlung 

Aktuelle sowie abgeschlossene psycho­
therapeutische Behandlungen können zu 
Problemen bei der Übernahme ins Beam ­
t*innenverhältnis führen. Allerdings ist 
immer der konkrete Einzelfall zu berück­
sichtigen – eine pauschale Aussage lässt 
sich nicht treffen. 

Was sagt der Body­Mass­Index aus? 

Der Body­Mass­Index (BMI) bewertet 
das Körpergewicht im Verhältnis zur Kör ­
per größe: Körpergewicht (kg)/Körper ­
größe (m)2. 

Ein zu hoher BMI kann dazu führen, dass 
Bewerber*innen als gesundheitlich unge­
eignet angesehen werden. Bei leichtem 
Übergewicht ohne zusätzliche Risiko fak ­
toren ist eine Verbeamtung möglich, wenn 
die Bewerber*innen alle notwendigen lauf ­
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Amtsärztliche Untersuchung bei 
langfristiger Erkrankung 

Sind Beamt*innen langfristig erkrankt 
(innerhalb von sechs Monaten mehr als 
drei Monate) kommt es in der Regel zu 
einer amtsärztlichen Untersuchung zur 
Fest stellung der Dienstfähigkeit. Dazu 
erhält man ein Anhörungsschreiben. Man 
kann sich äußern und Einwände gegen die 
amtsärztliche Untersuchung vorbringen. 
Hilfreich sind ärztliche Atteste, die die 
Wiederherstellung der Gesundheit inner­
halb eines halben Jahres prognostizieren 
oder der Hinweis auf bevorstehende thera­
peutische Maßnahmen und Behand lungen. 

Personalrat und bei Menschen mit 
aner kannter Schwerbehinderung (oder 
Gleichstellung) die Schwerbehinderten ver ­
tretung, werden von der Dienst stelle über 
die beabsichtigte amtsärztliche Unter ­
suchung informiert. Sie können gegenüber 

bahn­ und beamtenrechtlichen Voraus ­
setzungen erfüllen. Bringen sie hingegen 
neben leichtem Übergewicht weitere 
gesundheitliche Risikofaktoren mit, kann 
die Übernahme in das Beamt*innenver­
hältnis schwierig werden. 

 

Lehrkräfte mit einer 
Schwerbehinderung 

Schwerbehinderte Lehrer*innen müssen 
nur das Mindestmaß an körperlicher 
Eignung für die jeweilige Laufbahn erfüllen. 
Sie können deshalb auch dann als Beam ­
t*innen eingestellt werden, wenn eine vor ­
zeitige Dienstunfähigkeit möglich ist. 

Wenn du GEW­Mitglied bist, kannst du 
dich im Falle einer Ablehnung der Über ­
nahme in das Beamt*innenverhältnis an 
die Kolleg*innen des GEW­Recht sschut ­
zes wenden. 
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Für die ständige Wahrnehmung besonde ­
rer schulischer Aufgaben und zum Aus gleich 
besonderer unterrichtlicher Belastungen, 
für die Mitgliedschaft im Lehrerrat sowie 
für die Tätigkeit als Ansprechpartnerin für 
Gleichstellungsfragen kann die individuelle 
Unterrichtsverpflichtung reduziert werden 
durch sogenannte Anrechnungs stunden. 

Über Grundsätze für die Verteilung der 
Anrechnungsstunden entscheidet die 
Lehrerkonferenz auf Vorschlag der/des 
Schulleiter*in. Für die Inanspruchnahme 
von Anrechnungsstunden müssen beson­
dere Gründe vorliegen (z. B. Korrektur ­
fächer, Sammlungsleitung, Betreuung 
aus ländischer Schüler*innen, inklusiver 
Unterricht). Über die Verteilung der An ­

Anrechnungsstunden (§ 2 Abs. 5 der VO zu § 93 
Abs. 2 SchulG ) 

der Dienststelle Stellungnah men abgeben, 
Einwände gegen die amtsärztliche Unter ­
suchung oder deren Zeit punkt vorbringen. 
Von daher empfiehlt sich die Kommuni ka ­
tion mit diesen Interes sens vertretungen 
bei allen Menschen mit längeren Erkran ­
kungen. Hilfreich sind ärzt liche Atteste, 
die die Wiederher stel lung der Gesundheit 
innerhalb eines halben Jahres prognosti­
zieren oder der Hinweis auf bevorstehende 
therapeutische Maß nahmen und Behand ­
lungen. 

Als dienstunfähig wird angesehen, wer 
aus gesundheitlichen Gründen dauerhaft 
seinen Dienst nicht mehr mit mindestens 
der Hälfte der Stundenzahl versehen kann 
– aber auch wenn keine Aussicht besteht, 
dass innerhalb von sechs Monaten die 
Dienstfähigkeit wieder voll hergestellt 
ist (BeamtStG §26 in Verbindung mit 
LBG § 33). 

Einer Anordnung einer amtsärztlichen 
Untersuchung geht in der Regel eine Ein ­
ladung zu einem Gespräch im Rahmen 
des Betrieblichen Eingliederungsmana ge ­
ments (BEM) voraus. 

Eine amtsärztliche Untersuchung kann 
auch auf eigenen Antrag erfolgen. Zum 
einen dann, wenn man der Meinung ist, 
aus gesundheitlichen Gründen seinen 
Dienst nicht mehr oder nicht mehr voll ver­
sehen zu können und daher die Zurruhe ­
setzung oder die Feststellung der be ­
grenz ten Dienstunfähigkeit beantragt. Zum 
anderen, wenn man aus gesundheitlichen 
Gründen vorzeitig in den Ruhe stand ver­
setzt wurde und sich nun wieder dienstfä­
hig fühlt und reaktiviert werden möchte. 
In diesen Fällen können ärztliche Atteste 
das Ansinnen unterstützen.
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rech nungsstunden im Einzelnen entschei­
det letztendlich die/der Schul leiter*in. 

Beispiel: Frau Müller, Lehrkraft für Englisch 
und Deutsch, arbeitet in Teilzeit. Sie be ­
klagt sich darüber, dass sie mehr Arbeits ­
zeit für Korrekturen verwendet als der 
Sportlehrer Meier und findet, dass durch 
die Zahl und Dauer der Konferen zen sie 
deutlich mehr Arbeitszeit aufwenden muss 
als eine vollzeitbeschäftigte Lehr kraft. 

Lösung: die Lehrerkonferenz muss die 
Belastung der Korrekturfachbelastung zu 
Gunsten der Teilzeitkraft umsetzen. Die 
Frage der Konferenzen ist ein Problem 
der Teilzeitkräfte allgemein, da § 17 Abs. 2 
der allgemeinen Dienstordnung (ADO) die 
Teilnahmeverpflichtung – in der Regel – 
nicht aufhebt. Hier sollten Lehrerrat, An ­
sprechpartnerin für Gleichstellungsfra gen 
und die Lehrerkonferenz ein sinnvolles 
Teilzeitkonzept mit der Schulleitung ver­
einbaren (s. Stichwort Anrechnungs stun den 
und Gleichstellungsfragen). 

Ein neueres Arbeitszeit­Gutachten, das 
maßgeblich von der GEW Niedersachsen 
beauftragt wurde, bestätigt frühere Gut ­
achten und ergänzt, insbesondere bezogen 
auf die Teilzeitbeschäftigten, die überpro­
portionale Belastung. 

 

Forderungen der GEW zur 
Arbeitszeit: 

• Die GEW NRW fordert eine deutliche 
Verkürzung der Unterrichtsverpflichtung 
und die Abschaffung der ungleichen 
Unterrichtsverpflichtung im Sekundar ­
stufenbereich. 

• Die GEW NRW tritt für eine Arbeits zeit ­
verkürzung für alle Beschäftigten in 
ihrem Organisationsbereich auf 38,5 
Wo chenstunden bei vollem Lohn­ und 
Per sonalausgleich ein und für eine 
Erhö hung des Anrechnungsstunden ­
kontin gents. 

• Auf der Grundlage des Arbeitszeit­Gut ­
achtens aus Niedersachsen sowie aktuel­
ler Rechtsprechung fordert die GEW NRW 
eine angemessene Reduzierung der 
Teilzeit­Unterrichtsverpflichtungen. 

Die gesetzliche Pflicht zur Erfassung der 
Arbeitszeit gilt jetzt schon – auch für 
Lehrkräfte! Aus Sicht der GEW sollte die 
Arbeitszeiterfassung über eine kollektiv­
vertragliche Lösung für alle Beschäftig ­
tengruppen ausgestaltet werden. Präsenz ­
zeiten in der Schule, aber auch die Unter ­
richtsverpflichtungen sind zu erfassen, 
damit die echte Belastung deutlich wird.  

Die Arbeitszeiterfassung darf nicht zur 
Leistungs­ und Verhaltenskontrolle miss­
braucht werden. 

INFO 

BASS 11­11 Nr. 1 ­ Verordnung  zu § 93 
Abs. 2 SchulG 

 

GEW zur Arbeitszeit: 

https://t1p.de/34rio 
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Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen

Als weibliche Beschäftigte kannst du 
bei allen Arbeitsplatzfragen – etwa zu 
Probezeit, Verbeamtung, Bewerbung auf 
Beförderungsämter, Teilzeit, Stunden ­
plan ge staltung oder Fortbildung – die 
Ansprechpartnerin für Gleichstellungs ­
fragen zu Rate ziehen. 

Seit die Einstellungsgespräche schul­
scharf in den Schulen stattfinden, ist in 
jeder Schule und jedem Zentrum für schul­ 
praktische Lehrerausbildung eine Ansprech ­
partnerin für Gleichstellungsfragen (AfG) 
vertreten, denn sie ist mit Sitz und Stimme 
Mitglied der Auswahlkommission und 
verpflichtet, an Auswahlgesprächen teil­
zunehmen, und bei Personalmaßnahmen 
wie z .B. Sonderurlaub und vorhersehba­
rer längerfristiger Mehrarbeit beteiligt 
werden. 

Hauptaufgabe der AfG ist die Förde rung 
weiblicher Beschäftigter mit dem Ziel der 
Gleichstellung. Dabei berät und unter­
stützt sie Kollegium und Schulleitung 
stellt sie eine Unterstützung für die Schul ­
leitung dar, in deren Hauptverant wortung 
die Gleichstellung letztendlich liegt. 
Eigen verantwortlich darf sich die AfG indes 
für den Abbau von Benachteili gun gen von 
Frauen einsetzen. Denn obwohl der Anteil 
der weiblichen Beschäftigten im Schul ­
bereich in NRW aktuell bei rund 70 Pro ­
zent liegt, sind die Karrierechancen für 
Frauen im Vergleich zu Männern deutlich 
schlechter. Die AfG kann sich auch im 
Unterricht, Schulleben und in der Schul ­
organisation für die Gleichstellung ein­

bringen. Häufig ist sie an Lösungen von 
Problemen bei Teilzeitbeschäftigten be ­
teiligt. 

 

Rechtsgrundlage der 
Ansprechpartnerin für 
Gleichstellungsfragen 

Die rechtliche Grundlage der AfG steht 
im § 15a des Landesgleichstellungs gesetzes 
NRW (LGG). Ihre Aufgabenschwerpunkte 
leiten sich aus § 17 LGG ab. Da sie die 
Schulleitung bei der Erlangung und Ein ­
hal tung der Gleichstellung unterstützen 
soll, findet sich im Schulgesetz NRW in § 
59 Absatz 5 eine konkretere Defini tion 
ihrer Funktion. Wenn die Schulleitung er ­
weiterte Dienstvorgesetzten eigen schaf ten 
übernommen hat, nimmt auch die Pflicht ­
beteiligung der AfG zu. 

 

Bestellung durch die Schulleitung 

Laut LGG sind die AfG und mindestens 
eine Stellvertreterin durch die Schul leitung 
nach Anhörung der Lehrerkon ferenz zu 
bestellen. Wenn du Interesse hast, AfG zu 
werden, äußere dies gegenüber Kolleg*in ­
nen und der Schulleitung. Eine Amtsperiode 
dauert regulär drei Jahre. Die Dauer der 
Aufgabenwahr neh mung und ein Ver ­
fahren zum Widerruf der Bestellung sind 
im Gesetz nicht geregelt. Die Ansprech ­
partnerin und ihre Stellvertreterin können 
unbefristet bestellt werden; möglich ist 
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aber auch eine einvernehmliche zeitliche 
Befristung Eine Wiederbestellung ist 
möglich. Eine gleichzeitige Mitgliedschaft 
im Lehrerrat ist nicht zulässig. 

 

Qualifizierung und Entlastung 

Die AfG hat im Rahmen der verfügbaren 
Mittel Anspruch auf Qualifizierung und 
Fortbildung. Die Schulleitung muss dafür 
sorgen, dass sie entsprechende Angebote 
wahrnehmen kann. Die AfG ist laut der 
Regelung für Gleichstellungsbeauftragte 
in § 16 LGG von sonstigen dienstlichen 
Aufgaben „im erforderlichen Umfang“ 
und „im Rahmen der verfügbaren Stellen“ 
zu entlasten. Die GEW NRW fordert eine 
Entlastungsregelung ohne Einschrän kun ­
gen. Auch nach der Gesetzesnovelle 2018 

ist keine feste Freistellung für die AfG vor­
gesehen. Entlastungsstunden für ihre 
Arbeit müssen weiter aus dem Schul ­
deputat entnommen werden. 

Die GEW NRW und insbesondere der 
Landesfrauenausschuss der GEW NRW 
engagieren sich für die Gleichstellung im 
Bildungsbereich und unterstützen die An ­
sprechpartnerinnen für Gleichstel lungs ­
fragen mit Fortbildungsangeboten, Fach ­
ta gun gen und Vernetzung.

Arbeits­ und Gesundheitsschutz 

Für den Arbeits­ und Gesundheits schutz 
in Schulen ist das Land NRW als Arbeit ­
geber zuständig, vor Ort vertreten durch 
die Schulleitung. Bei möglichen Mängeln 
und Gesundheitsgefährdungen bekommst 
du Unterstützung vom Lehrerrat oder Per ­
sonalrat. 

Zuständig für den Arbeits­ und Ge ­
sund heitsschutz in Schulen ist nach § 3 
Arbeits schutzgesetz das Land NRW als 
Arbeit geber, es wird vertreten durch das 
Minis terium für Schule und Bildung 

(MSB). Das Land hat die Fürsorgepflicht 
für seine Beschäftigten und es muss han­
deln, wenn der Arbeitsplatz, die Gesund ­
heit der Lehr kräfte oder anderer päda­
gogischer Mit arbeiter*innen im Landes ­
dienst gefähr det ist. Für den Arbeitgeber 
handelt laut Schul gesetz § 58 (8) die 
Schulleitung vor Ort. Die Schulleitung 
muss den Schul träger über Schäden am 
Gebäude, mangelhafte Aus stattung, feh­
lende Räume und weitere Mängel, die 
die Gesundheit der Lehrkräfte gefährden, 
informieren und zur Sanierung auffordern. 

INFO 

 

https://t1p.de/8mdf9 
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Wenn der Schulträger dieser Aufforde ­
rung nicht folgt, muss die Be zirks regie ­
rung, notfalls das MSB eingeschaltet 
werden, damit es den Schulträger zur Be ­
 seitigung der Mängel veranlasst. In allen 
Fra gen des Gesund heitsschutzes haben der 
Lehrerrat und der Personal rat umfassende 
Informations­ und Beteiligungs rechte. 

 

Rechtliche Grundlagen  

• Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) von 1996, 
letzte Änderung September 2022 

• Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) 

• Schulgesetz (SchulG NRW) 

• Bürgerliches Gesetzbuch (BGB, insbe­
sondere §§ 618 und 619 (für Tarif ­
beschäftigte) 

• spezielle Gesetze/ Verordnungen: Ein füh ­
rungserlasse des MSB zur Beauf tra gung 
des Berufsgenossenschaft lichen Arbeits ­
me dizini schen und Sicherheits techni ­
schen Dienstes (BAD) und zur Gefähr ­
dungs beurteilung an Schulen, Bild ­
schirm arbeitsplatzverordnung, Infek ­
tions schutzgesetz, Mutter schutz verord ­
nung, Arbeitsstättenverordnung, Sozial ­
gesetzbücher, Gefahrstoffverordnung 
sowie Lärm­ und Vibrationsschutz ver ­
ordnung 

 

Vorgehen bei möglichen Mängeln  

Bei Befindlichkeitsstörungen, bei denen 
Beschäftigte schulische Ursachen vermu­
ten, müssen sie die festgestellten Mängel 
im Mängelbuch/ Verbandbuch der Schule 

eintragen und Sicherheitsbeauftragte so ­
wie die Schulleitung schriftlich darüber 
informieren. Alle Kolleg*innen sollten Ein ­
sicht in die Gefährdungsbeurteilung der 
Schule nehmen (können). Falls keine 
Gefährdungsbeurteilung vorliegt oder 
eine Einsicht verweigert wird, sollten sie 
sich mit dem Personalrat in Verbindung 
setzen. 

Jeder Beschäftigte kann sich an den BAD 
wenden, um sich bei gesundheitlicher 
Gefährdung und möglicher Abhilfe bera­
ten zu lassen. Bei bereits bestehenden 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen soll­
ten Betroffene dies von einem Facharzt 
(gegebenfalls Umweltmediziner*in) atte­
stieren lassen – mit Angabe der mög­
lichen Ursache und der eventuell einzulei­
tenden Gegenmaßnahmen. Insbesondere 
wenn der Anfangsverdacht einer Schad ­
stoffexposition gegeben ist, sollten be ­
troffene Lehrkräfte Ärzt*innen aufsu­
chen, die sich mit den Folgen einer Schad ­
stoffexposition auf den menschlichen 
Körper auskennen. 

Es ist notwendig, die Schulleitung 
schriftlich darum zu bitten, die Mängel zu 
beseitigen und erforderliche Gegenmaß ­
nahmen zu ergreifen bzw. einen gesund­
heitlich unbedenklichen Arbeitsplatz zur 
Verfügung zu stellen. Es sollten keine 
eige nen Untersuchungen initiiert werden, 
da das Kollegium dann die Kosten selber 
tragen muss und die Untersuchungs ­
ergebnisse eventuell nicht anerkannt 
werden. 

Alle den Vorfall dokumentierenden 
Schriftstücke sind von den Beschäftigten 
auch in die Personalakte einzubringen. 
Dies kann für eine spätere Anerkennung 
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eines Dienst­ oder Arbeitsunfalls, einer 
Berufskrankheit oder bei möglichen Folge ­
erkrankungen wichtig sein. Zur eigenen 
Entlastung ist den Schulleiter*innen anzu­
raten, eine sofortige schriftliche Benach ­
richtigung mit der Bitte um Prüfung einer 
vorliegenden Gesundheitsgefährdung und 
deren Beseitigung an den Schulträger und 
die Bezirksregierung zu verfassen. Bei 
akuter Gefährdung sind durch die Schul ­
leitung Sofortmaßnahmen einzuleiten. 
Hierbei sollte der BAD und die Unfallkasse 
NRW (UK) zur Beratung eingeschaltet 
werden. Gegebenfalls sollte unter Einbe ­
ziehung des Personalrats auf einer Be ­
darfsbegehung durch den BAD bestanden 
werden, um die Ursachen von Befind ­
lichkeitsstörungen festzustellen. Dabei 
wird ein Begehungsprotokoll mit Hin wei ­
sen zur Mängelbeseitigung verfasst, das 
dem gesamten Kollegium zur Verfügung 
gestellt werden muss. Hinzuziehen sollte 
man auch die UK, die für die Schüle r*in nen 
sowie die Tarifbeschäftigten zuständig ist. 
Anders als der BAD kann die UK auch die 
Schließung von Räumen und ähnlichem 
verfügen. 

In Lehrerkonferenzen muss je nach 
Gefährdungsgrad das gesamte Kollegium 
über das Problem und eventuell Unter ­
suchungs ergebnisse informiert werden. 
Hierzu können BAD, UK und Personal ­
rät*innen eingeladen werden. Die Schul ­
leiter*innen müssen als Vertreter*innen 
des Arbeitgebers entsprechende Erforder ­
nisse an den Schulträger formulieren und 
auf deren Umsetzung achten. Hilfreich hier ­
bei sind Konferenzbeschlüsse! 

Sollte der Schulträger ablehnen, ent­
sprechende Maßnahmen einzuleiten, muss 

die Schulleitung sich an ihre vorgesetzte 
Dienststelle wenden. Die Kolleg*innen soll ­
ten ihre Gewerkschaft einschalten. Auf 
jeden Fall sollte dieses Thema auch in der 
Schulkonferenz behandelt werden. 

Parallel dazu sollten der Personalrat 
und die Vertretung der Schwerbehin der ­
ten alle Informationen erhalten, damit sie 
ihrerseits die Bezirksregierung daran erin­
nern, dass sie ihrer Fürsorgepflicht gegen­
über den Beschäftigten nachkommen muss. 
In vielen Fällen kann der Personal rat die 
Beschäftigten durch Initiativan träge ge ­
genüber dem Arbeitgeber unterstützen. 

 

Befragungen zur psychischen 
Belastung am Arbeitsplatz 

Der Arbeitgeber ist gesetzlich verpflich­
tet, auch Gefährdungsbeurteilungen zur 
psychosozialen Belastung durchzuführen. 
Als Grundlagen können hier die Schul ­
berichte der COPSOQ­Befragungen ge ­
nom men werden. 

Die zweite COPSOQ­Runde wurde seit 
2019 bezirksweise durchgeführt und Ende 
2022 abgeschlossen. 2024 beginnt die drit­
te Runde der COPSOQ­Untersuchun gen. 
Bezirks be richte und der NRW­Gesamt ­
bericht sind auf den Sei ten des Bildungs ­
portals im geschützten Bereich zum Arbeits­ 
und Gesund heits schutz abgelegt. Die 
Lehrkräfte sind be rechtigt, diese Informa ­
tionen zu erhalten. Der Zugang (Kennwort, 
Passwort) muss über die Schulleitung 
erfragt werden. Hier finden sich auch wei­
tere wichtige Dateien zum Arbeits­ und 
Gesundheits schutz in Schulen, so zum Bei ­
spiel die Checklisten zur Gefährdungs ­
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beurteilung einzelner Bereiche und Per ­
sonen grup pen, die von der Unfallkasse 
NRW und der BAD GmbH erstellt und von 
den Haupt personalräten mitbestimmt 
worden sind. 

 

Die GEW NRW meint: 

Wenn die Schulen nach Auswertung 
der COPSOQ­Schulberichte ihre gesund­
heitlichen Belastungen gegenüber dem 

Arbeitgeber (MSB, Bezirksregierungen) 
dokumentiert haben, muss dieser ent­
sprechende Entlastungsmaßnahmen ein­
leiten. Auch die Gesamtberichte ver­
pflichten den Arbeitgeber zum Abbau der 
gesundheitlichen Gefährdungen, denn 
die Beschäftigten haben einen Rechtsan ­
spruch auf einen gesunden Arbeitsplatz. 
Und da reicht es häufig nicht aus, nur auf 
schulinterne Veränderungen zu setzen, 
wie es das Schulministerium von den 
Schulen und den Kollegien einfordert. 

Arbeitszeit für Beschäftigte in Schule

Die Arbeitszeit der Beschäftigten in 
Schule hängt davon ab, ob der­ bzw. dieje­
nige verbeamtet oder angestellt ist so wie 
ob du Lehrkraft oder pädagogisch Beschäf ­
tigte/r oder Lehrkraft in der Ausbildung 
bist und in welcher Schulform du arbeitest. 

Das Landesbeamtengesetz NRW (LBG) 
schreibt in § 60 für Beamt*innen die 41­
Stunden­Woche vor. Bei Lehrkräften wird 
im Rahmen des sogenannten Pflicht stun ­
denmodells jedoch nur die regelmäßige 
wöchentliche Unterrichtsverpflichtung 
(sog. Pflichtstunden) vorgeschrieben. 
Diese machen den überwiegenden Teil 
der Lehrerkräftearbeitszeit aus. Durch 
eine Verordnung (VO zu § 93 Abs. 2 
SchulG) werden diese Pflichtstunden je 
nach Schulform festgesetzt. In der jeweili­
gen Schule werden diese Stunden in 
einem Stundenplan erfasst. Die darüber­
hinausgehende Zeit ist als Vertrau ens ­

arbeits zeit nicht genau festgelegt. Für 
tarif beschäftigte Lehrkräfte gilt dies nach 
§ 44 TV­L entsprechend. 

Für die weiteren Beschäftigten im Lan ­
desdienst, die keine vollausgebildeten 
Lehrkräfte sind, gibt es unterschiedliche 
Regelungen, s. unten.  

Die Rechtsprechung zur Lehrkräfte ­
arbeits zeit gesteht dem Dienstherrn zu, 
dass der disponible andere Teil der 
Arbeits zeit von ihm geschätzt wird. Der 
Dienstherr legt lediglich die Zahl der 
wöchentlichen Unterrichtsstunden in der 
Rechtsverordnung fest. In der Recht ­
sprechung heißt es: „Für die Beantwor tung 
der Frage, ob die von den Lehr kräften ver­
langte Arbeitsleistung über den Rahmen 
der allgemein für Beamte geltenden 
Arbeitszeitregelung hinausgeht, kommt 
es nicht auf die Ansicht einzelner Lehr ­
kräfte darüber an, welcher Zeitaufwand 
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zur Bewältigung ihrer Aufgaben notwen­
dig und zweckmäßig ist, sondern auf die 
vom Dienstherrn geforderte Arbeits leis ­
tung (BVerwG, Urteil vom 29.11.1979). 

Die Arbeitszeit der Lehrer*innen gliedert 
sich in 

• den gesetzlich fixierten (messbaren) Teil 
­ die wöchentliche Unterrichts verpflich ­

tung 

­ und den disponiblen Teil. 

• Letzterer gliedert sich wiederum in zwei 
Bereiche: 

­ in den fremdbestimmten Bereich (Auf ­
sicht, Beratung, Konferenz, Kooperation, 
Sprechzeiten, Präsenzzeiten in den Fe ­
rien, AOSF, sonstige in der Schule zu 
erledigende Aufgaben, Fortbildung, 
Schulfahrten, Wanderung, etc.) und 

­ in den organisatorisch selbst umzuset­
zenden Bereich (Unterrichtsvor­ und ­
nachbereitung, sonstige Planung etc.). 

Die wöchentliche Unterrichtsverpflich ­
tung der Lehrkräfte ist in der Verordnung 
zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schul gesetz 
(VO zu § 93 Abs. 2 SchulG, BASS 11­11 Nr. 1) 
geregelt. Dazu gibt es Verwaltungsvor schrif ­
ten (BASS 11­11 Nr.1/1.1). Die Arbeitszeit 
der Lehrkräfte an Förderschulen für Geis ­
tige Entwicklung sowie für körperliche 
und motorische Entwicklung wird durch 
einen besonderen Erlass konkretisiert, 
der die Anrechnung unterschiedlicher 
Tätigkeitsbereiche auf die Unterrichtsver ­
pflichtung regelt (BASS 12­63 Nr. 1). 

Die Verordnung zu § 93 Abs. 2 SchulG 
regelt unter anderem 

• die wöchentlichen Unterrichtsstunden 
der Schüler*innen, § 1 

• die wöchentlichen Pflichtstunden der 
Lehrer*innen, § 2 Abs. 1 

• die Pflichtstundenbandbreite, § 3 

• die zusätzlichen wöchentlichen Pflicht ­
stunden (Vorgriffsstunden), § 4 

• die Leitungszeit (Schulleitungspau schale), 
§ 5 

• den Unterrichtseinsatz der Lehramtsan ­
wär ter*innen, § 11 

• die Erprobung neuer Arbeitszeit modelle, 
§ 12 

 

Wöchentliche Pflichtstunden der 
Leh re r*innen in der Regel 

Grundschule                                   28 

Hauptschule                                   28 

Realschule                                      28 

Sekundarschule                             25,5 

Gymnasium                                    25,5 

Gesamtschule                                25,5 

Berufskolleg                                   25,5 

Förderschule                                  27,5 

Schule für Kranke                          27,5 

Weiterbildungskolleg,  
Abendrealschule                           25 

Abendgymnasium                         22 

Kolleg (Institut zur Erlangung  
der Hochschulreife)                      22 

Studienkolleg für  
ausländische Studierende           22 

Die Zahl der wöchentlichen Pflicht stun ­
den der Lehrkräfte an Gymnasien, Ge samt ­
schulen, Berufskollegs und Förder schulen 
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werden innerhalb eines Zeit raumes von 
zwei Schuljahren jeweils für die Dauer 
eines Schuljahres auf die volle Stunden zahl 
aufgerundet und für die Dauer des fol ­
genden Schuljahres auf die volle Stun ­
denzahl abgerundet (§ 2 Abs.1 Satz 2). 

Bei Teilabordnungen an Schulformen mit 
abweichenden Pflichtstundenvor gaben 
wird bzgl. der Zahl der wöchentlichen 
Pflichtstunden auf den überwiegenden 
Einsatz abgestellt (AVO­RL Nr. 2.1.3, BASS 
11­11 Nr. 1.1). 

Beispiel: Der Sonderpädagoge Schmidt 
arbeitet mit 13 Stunden überwiegend an 
der Gesamtschule. Es gilt die Unterrichts ­
verpflichtung von 25,5 Std./Woche und es 
verbleiben 12,5 Pflichtstunden für die 
Förderschule (s. weitere Fallgestaltungen 
zu Teilzeit in der AVO­RL Nr.2.1.3, BASS 
11­11 Nr. 1.1). 

Schulorganisatorische Über­ oder 
Unter schreitung der wöchentlichen 
Pflicht stunden 

Die Zahl der wöchentlichen Pflicht stun ­
den einer Lehrkraft kann bis zu sechs Mo ­
nate aus schulorganisatorischen Grün den 
um bis zu sechs Stunden über­ oder unter ­
schritten werden (§ 2 Abs. 4 VO zu § 93 
Abs. 2 SchulG). Wenn die vorübergehende 
Über­ oder Unterschreitung deiner Pflicht ­
stundenzahl länger als zwei Wochen dau­
ert, soll dies in der Regel nicht ohne deine 
Zustimmung erfolgen. Die zusätzlichen 
oder weniger erteilten Unterrichts stun den 
sind innerhalb des Schuljahres auszuglei­
chen, ausnahmsweise im folgenden Schul ­
jahr. Belange der Teilzeitbeschäftig ten, der 
schwerbehinterten Beschäftigten, so wie 
der Lehrkräfte mit begrenzter Dienst fähig ­
keit gem. § 27 (2) Beamten status gesetz sind 
zu berück sichtigen. 



20  

Arbeitsplatz Schule

Altersermäßigung (§ 2 Absatz 2 der VO) 

Folgende Regelungen ermäßigen die 
Pflichtstunden aus Altersgründen: 

Ab dem 1.08. nach Vollendung des 55. 
Lebensjahres 

• Vollzeit um 1 Std. 

• Umfang bis mind. 50 % um 0,5  Std. 

Ab dem 1.08. nach Vollendung des 60. 
Lebensjahres 

• Vollzeit um 3 Std. 

• Umfang bis mind. 75 % um 2 Std. 

• Umfang bis mind. 50 % um 1,5 Std. 

Altersermäßigungen greifen immer erst 
mit Beginn des Schuljahres (1.08.), das auf 
Vollendung des 55. bzw. 60. Lebensjahres 
folgt. 

Achtung: Bei Teilzeitbeschäftigung bis 
zu einer Stunde unterhalb der Vollzeitbe ­
schäftigung wird die Altersermäßigung 
voll gewährt. Als Tarifbeschäftigte*r oder 
schwerbehinderte/r Beschäftigte/r erhältst 
du auch bei unterhälftiger Teilzeit eine an ­
tei lige Altersermäßigung (BASS 21­05 Nr. 
15). 

 

Pflichtstundenermäßigung für 
Schwerbehinderte (§ 2 Absatz 3 der 
VO zu § 93 Abs. 2 SchulG) 

Die Zahl der wöchentlichen Pflicht stun den 
wird für schwerbehinderte Lehrer*innen 
im Sinne des Schwerbehindertenrechts je 
nach Grad der Behinderung (GdB) ermäßigt. 

GdB 50 oder mehr 

• Beschäftigung in Vollzeit um 2 Std. 

• Beschäftigungsumfang bis mind. 50 % 
um 1 Std. 

GdB 70 oder mehr 

• Vollzeit um 3 Std. 

• Umfang bis mind. 75 % um 2 Std. 

• Umfang bis mind. 50 % um 1,5 Std. 

GdB 90 oder mehr 

• Vollzeit um 4 Std. 

• Umfang bis mind. 75 % um 3 Std. 

• Umfang bis mind. 50 % um 2 Std. 

In besonderen Fällen kann die Regeler ­
mäßigung auf Antrag befristet um max. 
vier weitere Stunden ermäßigt werden. 
Das ist abhängig davon, inwieweit die Art 
der Behinderung dies im Hinblick auf die 
Unterrichtserteilung erfordert (s. auch 
Stichwort Schwerbehinderung). 

 

Anrechnungsstunden 

(§ 2 Abs. 5 der VO zu § 93 Abs. 2 SchulG) 
– s. auch dort 

Die individuelle Unterrichtsverpflich tung 
kann in einigen Fällen durch sog. Anrech ­
nungsstunden reduziert werden. Dazu 
zählen z. B. die Mitgliedschaft im Lehrer ­
rat, die Tätigkeit als Ansprechpartnerin für 
Gleichstellungsfragen, die Wahrneh mung 
besonderer, schulischer Aufgaben und 
hohe unterrichtliche Belastungen. Über 
Grundsätze für die Verteilung der Anrech ­
nungsstunden entscheidet die Lehrerkon ­
ferenz auf Vorschlag der*des Schullei ­
ter*in. Für die Inanspruchnahme von An ­
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rech nungsstunden müssen besondere 
Gründe vorliegen (z. B. Korrekturfächer, 
Sammlungsleitung, Betreuung ausländi­
scher Schüler*innen, inklusiver Unterricht). 
Über die Verteilung der Anrechnungs ­
stun den im Einzelnen entscheidet letz­
tendlich die Schulleitung. 

 

Fachlehrkräfte 

Für beamtete Fachlehrkräfte, die in För ­
derschulen oder in Berufskollegs über­
wiegend eingestellt werden, gilt grund­
sätzlich bei einer Vollzeittätigkeit die 
maximale Wochenarbeitszeit von 41 
Stunden nach § 60 LBG. Für Werkstatt ­
lehrkräfte an Berufskollegs beträgt die 
Zahl der Unterrichtsstunden 30 Stunden 
pro Woche (BASS 21­02 Nr. 1). Für beam­
tete Fachlehrkräfte an Förderschulen 
wer den 31 Stunden pro Woche als Unter ­
richtsverpflichtung vorgesehen neben 
dem disponiblen Teil der weiteren nicht 
gemessenen weiteren Aufgaben. Für 
angestellte Fachlehrkräfte werden diese 
Regelungen entsprechend angewendet. 

 

Arbeitszeit von pädagogischen 
Fachkräften 

Für Beschäftigte in multiprofessionellen 
Teams in Förderschulen wird die regelmä­
ßige wöchentliche Arbeitszeit im Arbeits ­
vertrag geregelt. Nach Ansicht des Schul ­
ministeriums werden in Anwendung des 
§ 44 TV­L, der die Anwendung der beam­
tenrechtlichen Arbeitszeit vorsieht, von 
einer maximalen Wochenarbeitszeit von 
41 Stunden ausgegangen. Von der regel­

mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ent­
fallen 28 Unterrichtsstunden auf die Ver ­
mittlung von Kenntnissen und Fertig kei ten 
im Unterricht. Der über die wöchentlichen 
Unterrichtsstunden hinausgehende Arbeits ­
zeitanteil steht für Vor­ und Nachbe rei ­
tung des Unterrichts sowie andere Aufga ­
ben zur Verfügung (BASS 21­13) Die 
wöchentlichen Unterrichts stun den ermä­
ßigen sich aus Altersgründen und bei 
Schwerbehinderung in analoger Anwen ­
dung der Vorschriften der Verordnung zur 
Ausführung des § 93 Absatz 2 Schulgesetz 
(BASS 11­11 Nr. 1/1.1). 

Für Fachkräfte für Schulsozialarbeit ist 
die vertragliche zu vereinbarende Arbeits ­
zeit gemäß (BASS 21­13 Nr.6) geregelt. 
Die Grundlage ist der Tarifvertrag für die 
Beschäftigten der Länder (TV­L).  

Sozialpädagogische Fachkräfte in der 
Schul eingangsphase arbeiten auf der 
Grund lage der tariflichen Arbeitszeit zur­
zeit 39 Stunden 50 Minuten/Woche, wo bei 
es eine festgesetzter Stundenzahl im Un ­
terricht von 28 gibt (BASS 21­11 Nr. 26). 

 

Forderungen der GEW zur 
Arbeitszeit 

• Die GEW NRW tritt gemeinsam mit dem 
DGB für eine Verkürzung der Gesamt ­
arbeitszeit von jetzt 41 Stunden auf 
mindestens der tariflichen Arbeitszeit 
pro Woche ein und fordert eine deutliche 
Verkürzung der Unterrichts ver pflich ­
tung. 

• Die GEW NRW fordert eine deutliche 
Erhöhung des Anrechnungsstunden ­



INFO 

Verordnung zu § 93 Abs. 2 SchulG 
– BASS 11­11 Nr. 1 

 

GEW zur Arbeitszeit: 

https://t1p.de/9caug 

 

GEW­NRW­Stellungnahme  
zur Anhörung 
im Landtag: 

https://t1p.de/fdpc2 
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kon tingents und eine angemessene 
Reduzierung der Unterrichtsverpflich ­
tungen für Teilzeitkräfte, da sie im 
disponiblen Teil ihrer Arbeitszeit mehr 
beansprucht werden. 

• Die GEW NRW fordert die Umsetzung 
des Europarechts auf eine Arbeitszeiter ­
fassung, die aber nicht zur Kontrolle 
und Überwachung der Beschäftigten 
führen darf. 
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Die Schule hat für die Gesamtdauer schu ­
lischer Veranstaltungen eine gesetzliche 
Aufsichtspflicht für die Schüler*innen, sie 
umfasst auch den Zeitraum unmittelbar 
vor und nach dem Unterricht sowie die 
Pausen. Für Sportveranstaltungen gilt ein 
gesonderter Erlass.  

Diese Verpflichtung trifft alle Lehrkräfte, 
aber auch pädagogische Fachkräfte oder 
das Betreuungspersonal, etwa im Ganz ­
tags bereich. 

 

In welchem Umfang besteht 
Aufsichtspflicht? 

Die Aufsichtsverpflichtung ist umfas­
send und nach bestem Wissen sicherzu­
stellen, rechtliche Vorgaben sind zwingend 
zu beachten. In der Verwaltungs vorschrift 
heißt es: „Die Aufsichtspflicht der Schule 
erstreckt sich auf die Zeit, in der die 
Schülerinnen und Schüler am Unterricht 
oder an sonstigen Schulveranstaltungen 
teilnehmen” (Verwaltungsvorschrift zu § 57 
Abs. 1 SchulG– BASS 12­08 Nr. 1). 

Vor Unterrichtsbeginn und nach Unter ­
richtende ist ebenso eine Aufsicht sicher­
zustellen wie während der Pausen. Als 
angemessener Zeitraum vor Beginn und 
nach Ende des Unterrichts gelten jeweils 
15 Minuten, bei Fahrschüler*innen, die 
auf öffentliche Verkehrsmittel angewie­
sen sind, sind es 30 Minuten. Für den 
Weg zur Schule und von der Schule nach 

Hause hat die Schule keine Aufsichts ­
pflicht. Nur Wege zwischen der Schule 
und anderen Orten (Unterrichtswege) fal­
len in den Auf sichtsbereich. Unterrichts ­
wege können von Schüler*innen der Se ­
kun darstufe I und II ohne Begleitung einer 
Lehrkraft zurück gelegt werden, wenn 
keine besonderen Gefahren zu erwarten 
sind. 

  

Was umfasst die 
Pausenaufsicht? 

Die Schule hat während der Pausen 
eine Aufsichtspflicht. Laut Schulgesetz 
entscheidet die Lehrerkonferenz über die 
Grundsätze für die Aufstellung von Auf ­
sichtsplänen. Eine Entscheidung über den 
Einsatz einzelner Lehrer*innen trifft die 
Schulleitung. Geh­ oder stehbehinderte 
Menschen sind nach Möglichkeit von der 
Pflicht zur Aufsicht zu entbinden (BASS 
21­06 Nr. 1). Auch schwangere Kollegin ­
nen sind von der Pausenaufsicht freizu­
stellen, für alle anderen Behinderungen 
ist eine leidensgerechte Regelung zu fin­
den (Mutterschutzgesetz). 

  

Betreuung in der Schule 

Betreuungsmaßnahmen der Schule sind 
wie der offene Ganztag schulische Veran ­
staltungen und fallen unter die Aufsichts ­
pflicht. Angebote der freien und öffent­
lichen Träger der Jugendhilfe in Räumen 

Aufsicht



24  

Arbeitsplatz Schule

der Schule sind hingegen Angebote im 
Rahmen des Kinder­ und Jugendhilfe ge ­
setzes und unterliegen nicht der Aufsichts ­
verpflichtung von Lehrkräften. 

 

Aufsicht während des 
Schwimmunterrichts 

Die wesentlichen Aussagen zur Rechts ­
lage enthält der Erlass „Sicherheits för ­
derung im Schulsport“ (BASS 18­23 Nr. 2). 

  

Haftung für Vorfälle während der 
Aufsicht 

Nach Artikel 34 des Grundgesetzes haf­
ten grundsätzlich der Staat oder die Kör ­
perschaft, in deren Dienst du als Lehre r*in 
tätig bist. Liegt weder eine vorsätzliche 
noch grob fahrlässige Aufsichtspflicht ver ­
letzung vor, kannst du nicht zur Haftung 
herangezogen werden. 

Sollten Erziehungsberechtigte gegenüber 
einer Lehrkraft Schadensersatzansprüche 
geltend machen, wird dringend empfoh­
len, sofort an die vorgesetzte Dienststelle 
zu verweisen. Eine Lehrkraft sollte weder 
schriftlich noch mündlich Schadensaner ­
kennung bekunden. 

Die Aufsichtspflicht ist gekennzeichnet 
durch drei Komponenten: Sie muss konti­
nuierlich, aktiv und präventiv erfolgen. 

Daher wird von den Gerichten im Nach ­
hinein überprüft, ob 

• die Gefahrenquelle erkannt wurde, 

• Regeln festgelegt wurden, 

• die Einhaltung der Regeln kontrolliert 
wurde und 

• ggf. die Nichteinhaltung sanktioniert 
wurde. 

Bei Unfällen aller Art ist die Leistung von 
not wendiger ärztlicher Hilfe und die Min ­
de rung der Unfallfolgen oberstes Gebot. 

Zum konkreten Unfallhergang und zu 
Fragen der Aufsichtsführung sollten sich 
Lehrkräfte erst dann äußern, wenn 
Rechts beratung eingeholt worden ist. 
GEW­Mitgliedern hilft dabei der gewerk­
schaftliche Rechtsschutz.

INFO 

  

https://t1p.de/j7drt 
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Die Bundesrepublik Deutschland för­
dert den weltweiten Einsatz von Lehr ­
kräften an Deutschen Auslandsschulen und 
ausgewählten ausländischen staatlichen 
Bildungseinrichtungen. Die Einsatz dauer 
beträgt in der Regel drei bis sechs Jahre. 

 

Einsatzmöglichkeiten im 
Überblick 

Bei der Vermittlung von Lehrkräften 
wird unterschieden zwischen Auslands ­
dienstlehrkräften (ADLK) und Programm ­
lehrkräften. Bei den Programmlehr kräften 
gibt es Stellen im Lehrerentsende pro ­
gramm der Bundesländer, so genannte 
Landesprogrammlehrkräfte (LPLK) und 
Stellen für nicht verbeamtete oder fest 
an gestellte Lehrkräfte, so genannte 
Bundes programmlehrkräfte (BPLK). Die 
erste Einsatzdauer beträgt für ADLK drei 
Jahre mit Option auf Verlängerung um 
drei Jahre und für BPLK i. d. R. zwei Jahre 
mit der Option auf Verlängerung um zwei 
mal zwei Jahre. Bei Funktionsstellen kann 
die ADLK nach sechs Jahren um weitere 
zwei Jahre verlängert werden. 

LPLK werden hauptsächlich zum Aufbau 
und Ausbau von Deutsch als Fremd ­
sprache eingesetzt, daher haben Lehrer  

• mit der Lehrbefähigung in Deutsch und 
Zusatzqualifikation in Deutsch als Fremd­ 
oder Zweitsprache (DaF/DaZ) die besten 
Chancen, 

• auch wer eine moderne Fremdsprache 
wie Englisch oder Französisch unterrich­
tet, kann für Deutsch als Fremdsprache 
eingesetzt werden, da die Fremdspra ­
chen didaktik als Qualifikation angese­
hen wird 

• und teilweise werden auch Magister in 
Germanistik oder Daf/DaZ angenommen. 

Auch als Bundesprogrammlehrkraft 
wird man vorwiegend an inländischen 
staatlichen oder privaten Schulen mit ver­
stärktem Deutschunterricht eingesetzt. 
Die Qualifikation ist wie bei den LPLK. 
Über die dort genannten Einsatzgebiete 
hinaus bietet auch Südamerika traditio­
nell viele DSD­Schulen mit BPLK­Stellen. 
Seit einigen Jahren wird Deutsch als 
Fremdsprache auch in China und Indien 
stark ausgeweitet.  

Nähere Informationen zur Verteilung 
der DAS und DSD­Schulen liefert die Web ­
site der staatlichen PASCH­Initiative (inklu­
sive Weltkarte), die inzwischen mehr als 
1.700 Schulen im deutschen Auslands ­
schul wesen vernetzt. 

 

Bewerbungsverfahren 

Je nach Programm gibt es unterschiedli­
che Auswahl­ und Bewerbungsver fahren: 
Informationen über Einsatzmöglichkeiten 
und Bewerbungsverfahren erteilt die 
Zentralstelle für das Auslandsschulwesen 
(ZfA) des Bundesverwaltungsamtes.  

Auslandseinsatz für Lehrkräfte 
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Bewerbungen für ADLK­ und LPLK­
Stellen sind auf dem Dienstweg über die 
Schulleitung (zweifach) an die Bezirksre ­
gierungen einzureichen. Für die Bewer ­
bung braucht man eine aktuelle dienstli­
che Beurteilung (gemäß § 59 Abs. 4 Nr. 3 
SchulG), sofern nicht noch eine aktuelle 
Beurteilung vorliegt. Später wird noch ein 
auslandschulfachliches Kolloquium fol­
gen. Das genaue Verfahren wird auf der 
Homepage vom MSB https://www.schul­
ministerium.nrw/auslandsschuldienst 
erläutert. 

Die Bewerbungsunterlagen gibt es auf 
der Homepage der Zentralstelle für das 
Auslandsschulwesen. Gleichzeitig ist je 
eine weitere Ausfertigung der Bewer ­
bungs unterlagen als Vorabinformation 
direkt an die Zentralstelle für das Aus ­

landsschulwesen (Bundesverwal tungs ­
amt, ­ Zentralstelle für das Auslandsschul ­
wesen ­, 50728 Köln) und an das Referat 
413 im MSW (Ministerium für Schule und 
Weiterbildung NRW, 40190 Düsseldorf) 
zu senden. Es empfiehlt sich, mit dem 
auslandsschulfachlichen Dezernenten bei 
der zuständigen Bezirksregierung Kontakt 
aufzunehmen.  

Anders ist es, wenn man noch nicht fest 
im Schuldienst tätig oder Referendar ist. 
Dann kann man sich als Bundespro gramm ­
lehrkraft direkt bei der Zentral stelle für das 
Auslandsschulwesen bewerben (Bundes ­
verwaltungsamt, ­ Zentral stelle für das Aus ­
landsschulwesen ­, 50728 Köln). Die Be ­
werbungsunterlagen gibt es ebenfalls auf 
der Homepage der Zentralstelle für das 
Auslandsschulwesen.
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Funktions­ und 
Schulleitungsstellen 

In NRW können sich seit einigen Jahren 
auch unbefristet angestellte Lehrkräfte 
auf ADLK­Stellen bewerben, also auch auf 
Funktionsstellen. Denn Schulleiterstellen 
im Ausland sind ausschließlich ADLK­
Stellen, ebenso weitere Funktionsstellen 
wie deren Vertretungen, Oberstufenkoo ­
rdinator*innen, Fachleiter*innen Deutsch 
oder auch Fachberate*innen, Fachschafts ­
be rater*innen und spezielle Koordina ­
tor*innenstellen. 

Im Auslandsschuldienst sind je nach 
Größe der Schule und Schulform für die 
Besoldungsgruppen A14 bis A16 Schul ­
leitungsstellen ausgeschrieben. Bewer ­
ber*innen müssen die in der Aus schrei ­
bung angegebene Besoldungsgruppe 
bereits innehaben und dürfen zum ausge­
schriebenen Zeitpunkt des Amtsantritts 
das 59. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. In der Regel werden Erfahrungen im 
Auslandsschuldienst sowie die Bereit ­

schaft der Zusammenarbeit mit kulturellen 
Einrichtungen im Gastland erwartet.  

 

Finanzen 

Über die finanziellen Rahmenbe din gun ­
gen gibt die Zentralstelle für das Aus ­
lands schulwesen auf ihrer Homepage 
Auskunft. Die Regelungen sind so indivi­
duell, dass hier kaum pauschale Informa ­
tionen gegeben werden können. Grund ­
sätzlich erhalten die genannten Auslands ­
lehrkräfte zu ihren Bezügen abgestufte 
Zulagen für den Auslandsschulort (außer 
BPLK), Umzugs­ und Reisepauschalen und 
ggf. Zuschüsse für Kindergarten o. Ä. oder 
einen Kaufkraftausgleich.

Beihilfe

Als Lehrer*in im Beamt*innenverhält­
nis bist du von der Pflicht zur gesetzlichen 
Krankenversicherung befreit. Wenn 
krankheitsbedingte Aufwendungen ent­
stehen, erhältst du einen Zuschuss des 
Dienstherrn: die Beihilfe. 

Beihilfen im Sinne der Beihilfeverord ­
nung sind Geldzuwendungen eines öffent ­

lich­rechtlichen Dienstherrn, die dieser 
zur Erfüllung seiner Fürsorgepflicht an 
den Beihilfeberechtigten zum Teilaus ­
gleich der in Geburts­, Krankheits­,Pflege­ 
und Todesfällen sowie in Fällen eines 
nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsab ­
bruchs, einer durch Krank heit erforder­
lichen Sterilisation und bei Empfängnis ­
regelung entstehenden Kosten gewährt. 

INFO 

 
https://t1p.de/kiv1w 
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Der Beihilfebemessungssatz ist perso­
nenbezogen:  

• Beilhilfeberechtigte ohne oder mit einem 
Kind: 50 Prozent 

• nicht selbst beihilfeberechtigte Ehe ­
gatten oder eingetragene Lebens part ­
ner*innen: 70 Prozent 

• berücksichtigungsfähige Kinder sowie  
beihilfeberechtigte Waisen: 80 Prozent 

• Beihilfeberechtigte mit zwei oder mehr 
Kindern (bei mehreren Beihilfeberech ­
tigten gilt dieser Bemessungssatz nur für 
einen von dir zu bestimmenden Berech ­
tigten): 70 Prozent 

In folgenden Fällen werden für Kinder, 
Personen aus Ehe und eingetragener 
Lebenspartnerschaft keine Beihilfen gezahlt 
werden (§ 2 BVO NRW): 

• Die Einkünfte der aus Ehe oder eingetra­
gener Lebenspartnerschaft berücksichti­
gungsfähigen Person liegen im Kalen der ­
jahr vor Entstehen der Auf wen dungen 
über 20.000 EUR. Zu diesen Einkünften 
zählt die Summe der Einkünfte (§ 2 Absatz 
3 und 5a des Einkommen steuergesetzes 
(EStG). Der Betrag wird regelmäßig im 
gleichen Verhältnis, wie sich der Ren ten ­
wert West erhöht, angepasst und auf volle 
Euro aufgerundet. Die Anpassung erfolgt 
erstmals ab einer Renten erhöhung West 
im Kalenderjahr 2022 mit Wirkung für das 
auf die Rentenerhöhung folgende Kalen ­
derjahr. Somit gilt für Aufwen dungen, 
welche im Jahr 2023 entstehen, die 
Summe der Einkünfte aus 2022 mit 
21.071 EUR. Für Aufwendungen, welche 
im Jahr 2024 entstehen, gilt die Sum me 
der Einkünfte aus 2023 mit 21.995 EUR. 

• Die getrenntlebende Person aus Ehe 
oder eingetragener Lebenspartner schaft 
hat keinen Unterhaltsanspruch gegen 
den Beihilfeberechtigten. 

• Ein Kind ist im Familienzuschlag nach dem 
Besoldungsgesetz nicht mehr berück­ 
sichtigt oder berücksichtigungsfähig. 

 

Zusätzliche Krankenversicherung  

Als Beamt*in solltest du eine zusätzliche 
private Krankenversicherung abschließen. 
Die privaten Krankenversicherungen sind 
verpflichtet, Berufsanfänger*innen in den 
ersten sechs Monaten nach Berufung in 
das Beamt*innenverhältnis auf Probe 
aufzunehmen. Leistungsausschlüsse sind 
nicht zulässig, der maximale Prämien zu ­
schlag beträgt 30 Prozent. Beamt*innen 
erhalten zu den Beiträgen, die sie für eine 
Krankenversicherung aufbringen müssen, 
keinen Beitragszuschuss der Dienstbe ­
hörde. Dies gilt auch, wenn du dich für 
eine gesetzliche Krankenversicherung 
entscheiden solltest. Beamt*innen, die 
volle Leistungen aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung erhalten, sind ohne 
weiteren Beihilfeanspruch. 

 

GEW­Forderungen für eine 
pauschale Beihilfe 

Die GEW NRW fordert zusammen mit 
dem DGB NRW die Einführung einer pau­
schalen Beihilfe in NRW entsprechend der 
bereits in Kraft getretenen Regelung in 
Hamburg (sog. „Hamburger Modell“).  
Eine solche Regelung würde die beste­
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hende Benachteiligung von denjenigen 
Beamt*innen beenden, die sich bereits 
jetzt freiwillig in der gesetzlichen Kran ­
kenversicherung (GKV) versichern. Bisher 
müssen diese sowohl Arbeitgeber­ als 
auch Arbeitnehmerbeitrag selber tragen. 
Der Dienstherr ist von seinen Kosten der 
Krankenfürsorge in diesen Fällen entla­
stet, da ein Beihilfebezug weitgehend 
ausgeschlossen ist. Mit der neuen Mög ­
lich keit (alternativ zum Anspruch auf indi­
viduelle Beihilfeleistungen) auf Antrag 
eine pauschale Beihilfeleistung in Höhe 
des Arbeitgeberanteils zur GKV vom 
Dienst herrn zu erhalten, würden diese 
Beamt*innen von wesentlichen Kosten 
für die Krankenvorsorge entlastet und mit 
den Beamt*innen, die in der Privaten 
Krankenkasse (PKV) versichert sind, gleich ­
gestellt. Die Regelung bedeutet damit 
einen Lückenschluss im bisher un voll ­
kommenen Beihilfesystem und beseitigt 
eine nicht gerechtfertigte Un gleich be ­
handlung. 

 

Verfahren zur Beantragung der 
Beihilfe 

Beihilfe ist rechtzeitig zu beantragen, 
wenn die Aufwendungen entstehen bzw. 
die Rechnungen vorliegen. Hierbei gilt 
eine 2­Jahresfrist. Hilfreich ist die Beihilfe 

App. Mit ihr kannst du mittels Kurzantrag 
die erforderlichen Belege digital über ein 
Smartphone oder Tablet einreichen. 

Für bestimmte Leistungen, zum Beispiel 
bei psychotherapeutischen Behandlungen, 
bei bestimmten Hilfsmitteln, bei Sana ­
toriumsaufenthalten oder bei Heilkuren 
ist die vorherige Anerkennung durch die 
Beihilfenfestsetzungsstelle erforderlich. 

 

Nichtverschreibungspflichtige 
Leistungen 

Medikamente und Therapien werden in 
der Regel nicht als beihilfefähig aner­
kannt, wenn sie von den gesetzlichen 
Krankenversicherungen ebenfalls nicht 
getragen werden.

INFO 

Mit unserer Linksammlung kannst 
du dich rund ums Thema Beihilfe 
informieren. 

FAQ zur Beihilfe – LBV NRW 

https://t1p.de/vzeha 
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Belohnungen und Geschenke für eine 
Lehrkraft können schnell als Vorteilsan ­
nahme ausgelegt werden, deswegen ist 
die Annahme grundsätzlich verboten. 
Davon ausgenommen sind nur geringwer­
tige Aufmerksamkeiten.  

Es ist einer Lehrkraft grundsätzlich verbo ­
ten, Belohnungen und Geschenke mit Be ­
zug zur schulischen Tätigkeit anzunehmen. 
Dies gilt unabhängig davon, ob ein Tarif ­
beschäftigungs­ oder Beamt*innenverhält­
nis vorliegt. 

Eine Berliner Lehrerin musste 4.000 Euro 
zahlen, damit ein Strafverfahren wegen 
Vorteilsannahme im Amt gegen sie einge­
stellt werden konnte. Sie hatte von ihrer 
Abiturklasse zum Abschied ein Geschenk 
im Wert von 200 Euro bekommen. 

 

Was sind Vorteile? 

Geschenke, Belohnungen und sonstige 
Vorteile oder Vergünstigungen sind weit 
gefasst. Auch Freikarten für einen Frei ­
zeitpark können darunter fallen. 

Vorteile können sein: 

Zahlung von Geld 

• Überlassung von Gutscheinen (zum Bei ­
spiel Telefon­ oder Eintrittskarten) oder 
Gegenständen (zum Beispiel Fahrzeuge, 
Baumaschinen) zum privaten Gebrauch 

• besondere Vergünstigungen bei Privat ­
geschäften (beispielsweise zinslose oder 

zinsgünstige Darlehen, verbilligter Ein ­
kauf) 

• Zahlung unverhältnismäßig hoher Ver ­
gü tungen für – auch genehmigte – private 
Nebentätigkeiten (zum Beispiel Vor ­
träge, Gutachten), 

• Überlassung von Fahrkarten oder Flug ­
tickets, Mitnahme auf Reisen 

• Bewirtungen 

• Gewährung von Unterkunft 

• erbrechtliche Begünstigungen (zum Bei ­
spiel Zuwendung eines Vermächt nisses 
oder Einsetzung als Erbe) 

• sonstige Zuwendungen jeder Art. 

  

Vorherige Zustimmung 

Eine Zuwendung darfst du ausnahms­
weise annehmen, wenn die vorherige 
Zustimmung der*des Dienstvorgesetz ten 
oder Arbeitgeber*in vorliegt oder die Zu ­
wendung als stillschweigend genehmigt 
anzusehen ist. Kannst du die Zustim mung 
nicht rechtzeitig einholen, aber von der 
nachträglichen Erteilung ausgehen, darfst 
du die Zuwendung ausnahmsweise vor­
läufig annehmen. Du musst dich aber un ­
verzüglich um nachträgliche Genehmi gung 
kümmern. 

 

Geringwertige Aufmerksamkeiten 

Du kannst davon ausgehen, dass eine 
Aufmerksamkeit von geringem Wert als 

Belohnungen, Geschenke, Vorteilsannahme 
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stillschweigend genehmigt angesehen wird. 
Dazu gehören Werbeartikel wie Kugel ­
schrei ber, Kalender oder Schreib blocks so ­
wie Geschenke aus dem Kolle gium, etwa 
zum Geburtstag oder Dienst jubiläum, in 
herkömmlichem Umfang. 

Beamt*innen steht das Recht bzw. die 
Pflicht auf Remonstration, Beschwerde 
oder Klage zu, wenn eine dienstliche 
Anweisung gegen das Gesetz verstößt. 
Wer sich als Beamt*in benachteiligt fühlt, 
zum Beispiel aus Gründen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion, des 
Alters oder dergleichen, hat ein Recht auf 
Beschwerde. Beamt*innen tragen für ihre 
dienstlichen Handlungen die volle per­
sönliche Verantwortung (§ 36 BeamtStG). 

In der Allgemeinen Dienstordnung für 
Lehrer*innen (ADO) wird die Pflicht zur 
Remonstration für alle Lehrkräfte, also 
auch für Lehrer*innen im Tarifbeschäfti ­
gungsverhältnis gleichermaßen zu ihren 
Dienstpflichten gerechnet (§ 3 Abs. 2, 4 
ADO). § 16 ADO gilt nicht nur für verbe­
amtete Lehrkräfte, so dass auch Tarif be ­
schäftigte Bedenken gegen die Rechtmäßig ­
keit dienstlicher Anordnungen gegenüber 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter gel­
tend machen müssen, damit sie von einer 
möglichen Haftung befreit.  

Wer sich absichern will, reicht die Re ­
monstration schriftlich ein und besteht 

Beschwerde, Remonstration und Klage  

auf einer schriftlichen Antwort. In jedem 
Fall ist der Dienstweg einzuhalten. Be ­
schwer den über Kolleg*innen sind an die 
Schullei tung, über Schulleiter*innen an 
das Schulamt bzw. die Bezirksregierung, 
Be schwerden über Fachleiter*innen an 
die Seminar lei tung zu richten. Bevor es 
jedoch zu solch weitreichenden Schritten 
kommt, ist es immer ratsam, sich an die 
entsprechenden Gremien in Seminar und 
Schule, zum Bei spiel den Lehrerrat, oder an 
die zu stän dige Personalvertretung zu wen­
den. Ein Anruf bei der GEW ist ebenfalls 
angezeigt. Lass’ dich beraten und begleiten! 

In besonderen Fällen ist manchmal 
auch eine Klage nötig. Beamt*innen wen­
den sich dafür an das Verwaltungsgericht, 
Tarifbe schäftigte an das Arbeitsgericht. 
Klagen vor dem Verwaltungsgericht kön­
nen oft erst nach einem erfolglosen 
Wider spruchsver fahren erfolgen. Der 
Widerspruch wird bei der Dienststelle 
eingereicht. So oder so: GEW­Mitglieder 
erkunden zunächst über Rechtsberatung 
und Rechtsschutz, wie zu handeln und 
was zu tun ist. 

INFO 

MSB zu Belohnungen 
und Geschenken 

https://t1p.de/oby7l 
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Das BEM umfasst alle Maßnahmen, die 
dazu dienen, dass Beschäftigte mit ge ­
sundheitlichen Problemen oder Behinde ­
rungen ihre Arbeitsfähigkeit erhalten. 

BEM ist eine gesetzliche Vorgabe (§167 
Abs.2 des Sozialgesetzbuches IX) und wird 
allen Beschäftigten angeboten. Es erfolgt 
nur mit Zustimmung oder auf Wunsch der 
betroffenen Person. Die Zielsetzung des 
Prä ventionsgesprächs im Rahmen des BEM 
betrifft Leistungen und Hilfen, die eine 
Arbeits unfähigkeit möglichst überwinden 
helfen, einer erneuten Arbeitsunfähigkeit 
vorbeugen und eine vorzeitige Zurruhe set ­
zung vermeiden sollen. Es soll also z.B. ge ­
meinsam überlegt werden, ob die Ursache 
für eine Erkrankung durch Maß nah men am 
Arbeitsplatz überwunden werden kann. 

 

Wann erfolgt ein BEM? 

Wenn eine Lehrkraft oder sonstige im 
Landesdienst stehende pädagogische 
oder sozialpädagogische Mitarbeiter*in 
länger als 6 Wochen innerhalb von 12 
Mo naten arbeitsunfähig erkrankt, ist der 
Arbeitgeber zum Angebot eines Gesprächs 
im Rahmen des Betrieblichen Eingliede ­
rungs mana ge ment verpflichtet. Dies gilt 
so wohl für länger andauernde Arbeitsun ­

fähig keit als auch für mehrere Kurzer kran ­
kungen. 

Ein BEM­Gespräch kann auch auf eigenen 
Wunsch hin eingeleitet werden. 

 

Wie ist der Ablauf eines BEM? 

Die Bezirksregierung (bei Grundschulen 
das Schulamt) schreibt dem*der Beschäf ­
tigten und bietet ein Gespräch an. Stimmt 
der*die Beschäftigte dem BEM auf dem 
beiliegenden Antwortbogen nicht zu, ist 
das BEM­Verfahren beendet. 

Wird das BEM Angebot abgelehnt, die 
Arbeitsunfähigkeit dauert jedoch an, er ­
folgt in der Regel eine amtsärztliche Unter ­
suchung. 

Stimmt der*die Beschäftigte dem Ge ­
spräch zu, wählt er*sie als Gesprächs ­
partner die Schulleitung oder die Bezirks ­
regierung bzw. das Schulamt aus. In der 
Regel soll das Gespräch in der Schule ge ­
führt werden. Man kann immer die Beglei ­
tung des Personalrats oder ggfs. der 
Schwer behindertenvertretung wünschen. 
Zusätzlich kann auch noch eine Per son des 
Vertrauens begleiten. In dieser Runde 
werden dann gemeinsam Lösungen erar­
beitet und vereinbart.

Betriebliches Eingliederungsmanagement – BEM
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Für eine Beurlaubung muss entweder 
ein familien­ oder arbeitsmarktpolitischer 
Tatbestand erfüllt sein. Für den Erstan ­
trag muss bei akuten Gründen keine Frist 
eingehalten werden. 

Du kannst dich aus familiären Gründen 
ohne Gehaltsanspruch be ur lauben las­
sen, wenn du ein Kind unter 18 Jahren 
betreust oder ein Familien mit glied 
pflegst, § 64 Landesbeamtengesetz NRW 
(LBG). Diese Beurlaubung ist auch als 
Vorab­Vollfreistellung im Teilzeit mo dell 
des Sabbatjahres möglich, § 65 Abs. 2 LBG 
NRTW, s. unter Teilzeit im Blockmodell. 

Aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 
ist eine Beurlaubung bei einem Bewer ­
ber überhang für die entsprechende Schul ­
form möglich, § 70 Abs. 1 LBG NRW. Die ­
ser Urlaub kann von der Bezirksre gie rung 
bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren 
genehmigt werden und darf mit einem 
Urlaub aus familiären Gründen insgesamt 
fünfzehn Jahre nicht überschreiten. Frei ­
stellungen wegen Elternzeit, Pflegezeit 
und Familienzeit werden nicht mitgezählt. 
Es dürfen aber keine dienstlichen Gründe 
dagegenstehen. Aufgrund der aktuellen 
Lehrkräftemangelsituation ist diese Beur ­
laubung derzeit sehr schwer durchzusetzen. 
Da bei einer Ablehnung der Perso nal rat be ­
teiligt werden muss, wende Dich vorab 
bereits an Deinen Personalrat. 

Tarifbeschäftige Lehrkräfte können 
ebenfalls nach Tarifrecht, also dem Tarif ­
vertrag für die Beschäftigten der Länder 
(TV­L – hier § 28) unter Verzicht auf die 

Zahlung des Entgelts Sonderurlaub erhal­
ten. Nach dem Erlass für Tarifbeschäftigte 
(BASS 21­05 Nr. 4) werden sie mit den 
Beamt*innen bezogen auf entsprechende 
Ansprüche auf Beurlaubung, u.a. aufgrund 
von familienpolitischen Gründen.  

 

Fristen für die Beantragung 

Die Erstanträge sind nicht fristgebunden, 
wenn der Grund akut entstanden ist. Ver ­
längerungsanträge musst du allerdings 
spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
genehmigten Freistellung stellen. 

Die Beurlaubung wird nur auf schriftli ­
chen Antrag gewährt. Der Antrag auf Beur ­
 laubung ist spätestens sechs Monate vor 
Beginn zu stellen. Der Beginn einer Beur lau ­
 bung aus familiären Gründen ist der 01.02. 
oder 01.08. eines Schuljahres, sowie direkt 
im Anschluss an eine Mutter schutzfrist 
und/oder Elternzeit; ansonsten bei arbeits ­
 marktpolitischen Gründen der 1.08. 

 

Rückkehr aus einer Beurlaubung 

Lehrkräfte, die weniger als ein Jahr beur ­
laubt sind, kehren grundsätzlich an die 
bisherige Schule zurück; das Stellen eines 
Rückkehrantrags ist nicht erforderlich.  

Bei einer Beurlaubung über 8 Monate 
ist ein Rückkehrantrag mit dem Wunsch 
nach dem alten Dienstort/Schule oder 
eine wohnortnahe Versetzung über die 

Beurlaubung 
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Plattform www.oliver.nrw.de zu stellen. 
Der Lehrermangel hat das Schulministe ­
rium veranlasst, für die Frage der Wohn ­
ortnähe eine größere Entfernung vor ­
zusehen: „Um die Unterrichtsversor gung 
in unterversorgten Regionen deutlich ver­
bessern zu können, ist zukünftig ein 
wohnortnaher Einsatz an einer Schule mit 
entsprechendem Bedarf im Umkreis von 
bis zu 50 Kilometern zum Wohnort vorge­
sehen.“, siehe: https://www.schulministe­
rium.nrw/handlungskonzept­unterrichts­
versorgung. Die GEW NRW kritisiert dies. 
Eine Einzelfallprüfung ist auf jeden Fall 

vor zunehmen. Der Personalrat hat ein 
Mitbestimmungsrecht bei der Festlegung 
der neuen Schule. Es macht daher Sinn, sich 
vorab mit dem Personalrat in Verbindung 
zu setzen.   

Eine vorzeitige Beendigung des Urlaubs 
soll von der Bezirksregierung zugelassen 
werden, wenn wegen zwingender per­
sönlicher Belange der Lehrkraft die Fort ­
setzung einer Beurlaubung nicht zumut­
bar ist (konkrete und nachvollziehbare 
Be gründung erforderlich!). 

Urlaubsart 
 
Erholungsurlaub  
 
Familienpolitische 
Gründe 
 
 
 
 
Arbeitsmarktpolitische 
Gründe 
 
 
 
 
Sonderurlaub

Dienstbezüge 
 
ja  
 
 
 
nein 
 
 
 
 
nein 
 
 
 
Ja (wenige Tage) 
 
 
nein

Beihilfeanspruch 
 
ja  
 
 
ja, 
gemäß § 64 
Absatz 5 LBG 1 
 
 
 
nein  
 
 
ja, 
auch bei Fortfall,  
sofern Beurlaubung 
insgesamt 30 Tage 
im Kalenderjahr 
nicht überschreitet

Erläuterung 
 
§ 71 LBG  
 
§ 64 LBG 
zur Betreuung von 
Kindern unter 18 Jahren 
und pflegebedürftigen 
Angehörigen 
 
§ 70 LBG 
maximal 6 Jahre, auch 
sog. Altersbeurlaubung 
 
Nach § 72 Absatz 1 LBG 
kann Sonderurlaub unter 
Weitergewährung oder 
unter Fortfall der 
Dienstbezüge gewährt 
werden.

INFO 

Freistellungs­ und 
Urlaubsverordnung  
Erlass Beurlaubung 
https://t1p.de/ah4sn 

INFO 

Recht.nrw.de 

https://t1p.de/nzj9n  
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Beurteilungen während der 
Probezeit 

Die Beurteilungen in und zum Abschluss 
der Probezeit erstellt die Schulleitung. 
Unterrichtsbesuche zur Vorbereitung einer 
Beurteilung müssen mindestens zwei 
Wochen vorher angemeldet werden. Dabei 
müssen Tag, Fach, Klasse oder Lern gruppe 
sowie gewünschte Unterlagen genannt 
werden. Auf Wunsch kann auch eine Lehr ­
kraft des Vertrauens teilnehmen und eine 
Stellungnahme abgeben (BASS 21­02 
Nr.2, Punkt 8.3). 

 

Beamt*innen in der Probezeit 

Während der Probezeit müssen für 
Beamt*innen zwei dienstliche Beurtei ­
lungen erstellt werden, bei Probezeiten 
unterhalb von 12 Monaten nur eine. Die 
erste erfolgt nach Ablauf eines Drittels 
der Probezeit, spätestens jedoch zwölf 
Monate nach der Einstellung. Die zweite 
ist rechtzeitig vor Ablauf der Probezeit an ­
zufertigen. Für die Beurteilungen während 
der Probezeit sind folgende Formu lie run ­
gen zu verwenden: 

 

Erste dienstliche Beurteilung  

„Die/der Lehrerin/Lehrer hat sich in der 
bisherigen Probezeit 

• bewährt, 

• eingeschränkt bewährt, 

• nicht bewährt.“ 

Sowohl beamtete als auch tarifbeschäf­
tigte Lehrer*innen werden dienstlich 
beurteilt während ihrer Probezeit. Die 
Beurteilung wird von der Schulleitung 
erstellt.  

Das Gesetz schreibt vor, beamtete Leh ­
re r*innen und Schulleiter*innen dienstlich 
zu beurteilen. Konkret geregelt ist dies in 
den „Richtlinien für die dienstliche Beur ­
teilung der Lehrkräfte sowie der Leiterin nen 
und Leiter an öffentlichen Schulen und 
Zentren für schulpraktische Lehrerausbil ­
dung“ (BASS 21­02 Nr. 2). Diese Vorgaben 
gelten auch für tarifbeschäftigte Lehre r*in ­
nen entsprechend. 

 

 Anlässe für Beurteilungen 

Es gibt entscheidende Phasen in der 
Schullaufbahn, die einen Anlass für 
dienstliche Beurteilungen geben: 

• Probezeit 

• Beförderung 

• Auslandsschuldienst 

• Verwendung im Hochschuldienst 

• Einsatz in der Lehrerausbildung 

Beurteilungen werden von Schulleite r*in ­
nen (Probezeit) und  sowie von der Schul ­
aufsicht durchgeführt. 

 

Dienstliche Beurteilung
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Zweite dienstliche Beurteilung 

„Die Lehrerin/der Lehrer hat sich in der 
Probezeit 

• in vollem Umfang bewährt (Zusatzfest ­
stellung: Die Lehrerin/der Lehrer hat 
sich wegen besonderer Leistungen aus­
gezeichnet.), 

• nicht bewährt, 

• die Bewährung kann noch nicht ab ­
schlie ßend festgestellt werden.“ 

 

Tarifbeschäftigte in der Probezeit  

Für Lehrer*innen im Tarifbeschäfti gungs ­
verhältnis gilt eine Probezeit von nur sechs 
Monaten (§ 2 Abs. 4 TV­L), ihre Beurtei lung 
muss den Beurteilungsrichtlinien zufolge 
(BASS 21­02 Nr. 2, Punkt 2.2) vor Ablauf 
dieser Zeit stattfinden. Demnach gibt es 
nur eine dienstliche Beurteilung für sie. 
Das abschließende Urteil lautet: bewährt 
oder nicht bewährt. Eine Verlängerung der 
Probezeit bei Nichtbewährung ist nicht 
möglich. Ansonsten gibt es für Tarifbe ­

schäftigte nur Anlassbeurteilungen z. B. für 
eine Beförderung. 

 

Rechte im Beurteilungsverfahren 

• Ein*e Lehrer*in des Vertrauens kann 
am Verfahren teilnehmen (BASS 21­02 
Nr. 2, Punkt 8.3, 10.1), bei Schwer be hin ­
derten und Gleichgestellten auch die 
Schwerbehindertenvertretung. 

• Zwischen Beurteilenden und Lehrer*in 
findet ein Gespräch statt (BASS 21­02 
Nr. 2, Punkt 10.1 und 10.2.2). 

• Die dienstliche Beurteilung ist in einer 
Abschrift auszuhändigen (BASS 21­02 
Nr. 2, Punkt 10.2.1). 

Zu Detailproblemen der dienstlichen 
Beurtei lung gibt es zwischen Dienst ­
stellen und Personalräten unterschiedlich 
umfassende Verabredungen, etwa zu Art 
und Umfang der Unterrichtsvorbereitung, 
zur Anzahl der Unterrichtsstunden, zu 
Ankündigungsfristen oder Verfahren des 
Gesprächs. Die örtlichen Personalräte 
geben dazu Auskunft.
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satzes digitaler Geräte und Medien im 
Unterricht genauer anzuschauen. 

 

Rechtliche Grundlagen der 
Digitalisierung 

Gerade bei der Nutzung digitaler Medien 
und deren Einsatz im Präsenz­ und Distanz ­
unterricht stellt sich schnell die Frage nach 
dem Datenschutz. 

Die Grundlage des Datenschutzes stellt 
die europäische Datenschutzgrund ver ord ­
nung (DSGVO) in Kombination mit dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und dem 
Datenschutzgesetz NRW (DSG NRW) dar. 
Gleichzeitig regelt das Schulgesetz NRW 
in den Paragrafen 120 bis 122 die Rahmen ­
bedingungen für die Verarbeitung von 
Daten der Schüler*innen, der Eltern und 
der Lehrer*innen. 

Durch die Coronapandemie wurde die 
Digitalisierung an Schulen in NRW deutlich 
vorangetrieben. Fast alle Lehrkräfte sind 
mittlerweile mit digitalen Endgeräten – 
meist Tablets – ausgestattet, eine lange 
bestehende Forderung der GEW ist damit 
erfüllt. Parallel dazu hat das Land die 
bereits vor der Pandemie eingeführten 
digitalen LOGINEO­Plattformen massiv 
ausgebaut und erweitert. 

Leider sind die ausgeteilten Geräte 
aber nicht für alle dienstlichen Belange 
geeignet – das Verfassen längerer Texte 
am Tablet z.B. ist mühsam, manche schu­
lische Software lässt sich am Tablet nicht 
oder nur eingeschränkt betreiben. Die Wei ­
ter nutzung privater Geräte zur Verarbei ­
tung von Schüler*innendaten ist aber 
inzwischen untersagt. Aus diesem Grund 
empfiehlt es sich, einige Rahmenbe din ­
gungen und rechtliche Aspekte des Ein ­

Digitalisierung und Datenschutz in der Schule
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Zusätzlich regeln verschiedene Verord ­
nungen den Umgang mit Daten von Schü ­
ler*innen (VO­DV I) und von Lehrer*innen 
(VO­DV II). 

 

Dienstliche Endgeräte für 
Lehrer*innen und Schüler*innen 

Die Komplettausstattung aller Kolleg*in ­
nen mit digitalen Endgeräten ist einer der 
großen Erfolge der GEW – nur so ist effi­
zientes und datenschutzkonformes Arbei ­
ten in der Schule überhaupt möglich. Aber 
auch dieser Erfolg ist leider nur ein erster 
Schritt, viele weitere müssen noch folgen: 

Der vom Ministerium vorgegebene Preis ­
rahmen für die Geräte (maximal 500 € 
inklusive aller Software, der Einrichtung 
und der Verwaltung) war so knapp, dass 
meist nur Tablets angeschafft wurden. 
Diese eignen sich sehr gut zur pädagogi­
schen Arbeit in der Klasse, aber ausge­
sprochen schlecht für Verwaltungsarbeit 
am Schreibtisch. Die Geräte entsprechen 
nicht den Anforderungen des Arbeits­ und 
Gesundheitsschutzes für Bildschirm arbeit. 
Die eigentlich nahe liegende Verwendung 
privater Geräte für diesen Zweck ist aus 
Datenschutzgründen untersagt, sobald 
personenbezogene Daten im Spiel sind. 

Ein weiteres Problem: Die Lehrer*in nen ­
 geräte wurden im Rahmen einer einmaligen 
Aktion beschafft und verteilt. Die hierfür 
genutzten Mittel aus dem Digitalpakt sind 
mittlerweile verbraucht; an ersten Schulen 
können neue Kolleg*innen schon jetzt 
nicht mehr ausgestattet, defekte Geräte 
können nicht mehr ersetzt werden. Auch 

fehlt es nach wie vor an Mitteln für 
Support, also für Unterstützung bei tech­
nischen Problemen und Defekten an 
Geräten bzw. mit der Software. 

Die GEW fordert daher einen Digital ­
pakt 2.0, der Austausch und Wartung be ­
reits angeschaffter Geräte sowie Ausbau 
und Unterhalt der Infrastruktur (WLAN, 
Gerätemanagement) sowie professionel­
len Support dauerhaft sichert. 

 

Digitale Onlineplattformen als 
Softwarelösung 

Einige Schulen verfügen schon lange über 
eigene Cloudlösungen, andere haben diese 
während der coronabedingten Schul schlie ­
ßung schnell aus dem Boden gestampft und 
eingerichtet. Hierbei kommen landesweit 
zahlreiche Softwarelösungen zum Einsatz, 
neben LOGINEO auch Plattformen wie 
iServ, Jitsi, Nextcloud oder Microsoft 365. 
Bei all diesen Lösungen stellt sich immer 
die Frage des Datenschutzes und wer 
dafür verantwortlich ist. 

Datenschutzrechtlich am sichersten, 
zudem für Schulen kostenfrei nutzbar, ist 
LOGINEO. Es besteht z.Zt. aus drei ge ­
trennten Komponenten: 

LOGINEO NRW – Schulplattform 

Den Kern des Logineo­Systems bildet 
ein vom Land betriebenes E­Mail­ und 
Kalendertool, das sowohl einen komforta­
blen Webzugang als auch die Möglichkeit 
zur Einbindung in Mailprogrammen (IMAP/ 
CalDAV) bietet. Zusätzlich gibt es einen 
Cloudspeicher, der in einen pädagogi­
schen und einen Verwaltungsbereich auf­
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geteilt ist; über die pädagogische Cloud 
können Daten auch mit Schüler*innen ge ­
teilt werden. 

LOGINEO NRW LMS 

Hierbei handelt es sich um ein Lern ­
managementsystem, bei dem online Texte, 
Bilder, Materialien und vieles mehr zur 
Verfügung gestellt werden können. Gleich ­
zeitig bieten sich Möglichkeiten des kolla­
borativen Lernens , interaktiver Übungen 
und der Dateiverwaltung. Das Lernmana ­
ge mentsystem basiert auf der Software 
Moodle. 

LOGINEO NRW – Messenger und 
Videokonferenzsystem 

Es besteht aus einem auf dem Matrix­
Protokoll basierenden Messenger. In den 
Messenger wurde ein Videotool auf Basis 
von Jitsi integriert, um datenschutzkon­
form Videochats und Videokonferenzen 
zu ermöglichen. 

Noch sind die drei Komponenten admi­
nistrativ voneinander getrennt, d.h. die 
Benutzer*innenverwaltung muss für alle 
drei Komponenten je einzeln erfolgen. 
Auch bei der Funktionalität und Benut ze ­
r*innenfreundlichkeit gibt es einige Ein ­
schränkungen, z.B. ist der Speicherplatz 
im Mailsystem und in der Cloud mit 1GB 
bzw. 2GB recht knapp bemessen und es 
fehlt eine Möglichkeit, die Verwaltungs ­
cloud per WebDAV anzubinden. 

Das MSB hat sich aber nach Abschluss 
eines so genannten »Zukunftschecks« zu 
Logineo auf die Weiterentwicklung der 
Plattform(en) festgelegt und bereits kon­
krete Verbesserungen angekündigt. So 

soll es in naher Zukunft ein Online­Office 
zur kollaborativen Arbeit an Texten, 
Tabellen und Präsentationen geben, auch 
die Zusammenführung der Nutzer*innen­
administration ist in Arbeit. Hierzu soll 
der Dienst »Vidis« eingebunden werden. 
Längerfristig ermöglicht Vidis eine ge ­
meinsame Nutzer*innenverwaltung nicht 
nur für die LOGINEO­Dienste, sondern auch 
für etwaige weitere Login­pflichtige Ange ­
bote, z.B. von Schulbuchverlagen oder 
externen Anbietern. Für Schüler*in nen und 
Lehrer*innen bedeutet das, dass neben 
LOGINEO weitere Plattformen mit dem­
selben Login genutzt werden können 
(Single Sign On, SSO) 

Aus Sicht der GEW NRW ist es der rich­
tige Weg, dass das Land den Schulen in 
NRW endlich passende und kostenlose 
Softwarelösungen zur Verfügung stellt. 
Alle Schulen können diese Tools von 
LOGINEO NRW beantragen und kostenlos 
nutzen. 

Auch wenn andere Softwarelösungen 
sicherlich zusätzliche Nutzungsmöglich ­
kei ten bieten, hat die vom Land NRW zur 
Verfügung gestellte Software deutliche 
Vorteile: 

• Server in Deutschland mit ausreichen­
der Rechenkapazität 

• Einhaltung der Datenschutzvorgaben 

• kostenfreie Nutzung für Schulen und 
ZfsLs 

• bei Nutzung von dienstlichen Endge rä ten 
liegt das Haftungsrisiko beim Land NRW 

Gleichzeitig haben GEW geführte Haupt ­
personalräte durchsetzen können, dass in 
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einer Dienstvereinbarung zu LOGINEO 
NRW auch eine Entgrenzung der Arbeits ­
zeit ausgeschlossen wird. So ist zum Bei ­
spiel eine durchgängige Erreich barkeit 
abends und am Wochenende hierdurch 
ausgeschlossen. 

Die Einführung solcher Plattformen bzw. 
Softwarelösungen an einer Schule ist da bei 
laut Landespersonalver tretungs gesetz mit­
bestimmungspflichtig, das heißt, der Perso ­
nal rat oder der Lehrerrat müssen bei der 
Ein führung beteiligt werden. Dies gilt bei 
allen Softwarelösungen unabhängig davon, 
ob es sich um LOGINEO NRW oder um 
andere Plattformen handelt. Gerade bei 
anderen Plattformen ist dies aber 
besonders wichtig, da dort keine Dienst ­
vereinbarung besteht und damit zum 
Beispiel eine Entgrenzung der Arbeits zeit 
nicht durch eine Dienstvereinbarung aus­
geschlossen ist. 

Die GEW stellt »Bausteine für eine Rah ­
menmediennutzungsordnung« zur Verfü ­
gung, die Kollegien bei der Formulierung 
eigener Absprachen zur Nutzung digitaler 
Medien unterstützen: https://www.gew­
nrw.de/neuigkeiten/detail/faq­digitale­
kommunikation­unter­lehrkraeften 

 

Das erwartet die GEW NRW jetzt 

Auch wenn endlich der Schritt in die 
Aus stattung der Lehrkräfte und der 
Schüler*innen mit Endgeräten gemacht 
ist und mit den Zusatztools zu LOGINEO 
NRW das Land den Schulen endlich eine 
Softwarelösung zur Verfügung stellt, sind 
viele andere Punkte noch ungeklärt und 
es besteht dringender Handlungsbedarf: 

• Breitbandanschlüsse und schnelle WLAN­
Netze für alle Schulen 

• Verstetigung der Finanzierung von 
Geräten, Software, Administration und 
Infrastruktur (DigitalPakt 2.0) 

• Zusätzliche Bereitstellung von digitalen 
Geräten, die den Anforderungen des 
Arbeits­ und Gesundheitsschutzes ent­
sprechen, zum Verfassen auch längerer 
Texte (Gutachten, Förderpläne, etc.) 

• Umfassende Fortbildungen innerhalb 
der Arbeitszeit, z.B. zu LOGINEO LMS 
(Moodle), zum Einsatz von Smartboards 
etc. 

• Professioneller Support für die IT­Infra ­
struktur an den Schulen 

Auch wenn die ersten Schritte hin zu 
einer besseren Digitalisierung des Unter ­
richts gemacht sind, stehen wir weiter am 
Anfang.

INFO 

Bei Fragen oder Problemen stehen 
Ihnen die GEW Ansprechpartner*innen 
in den Personalräten gern jederzeit 
bera tend und unterstützend zur Seite. 

FAQ Digitale Kommunikation  
(GEW NRW) 

https://t1p.de/lbe9s 
 
 
 

LOGINEO NRW 

https://t1p.de/sh94
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Das Einkommen von Beamt*innen in 
Schule richtet sich nach der Besoldungs ­
tabelle, angestellte Lehrkräfte werden in 
eine Entgeltgruppe des Tarifvertrags TV­L 
eingruppiert und entsprechend bezahlt. 
In beiden Tabellen erfolgt der Aufstieg mit 
zunehmender Berufserfahrung. Die GEW 
NRW fordert ein gerechtes Einstiegs gehalt 
für alle. 

Die GEW NRW setzt sich in jeder Besol ­
dungs­ und Tarifrunden dafür ein, dass 
Lehrer*innen für ihren anspruchsvollen 
Job angemessen bezahlt werden. Dabei 
ist ihr Status entscheidend. Das Regelbe ­
schäf ti gungsverhältnis als Lehrkraft ist das 
Beamt*innenverhältnis. Beamt*innen wer ­
den nach dem Besoldungsgesetz des Landes 
NRW besoldet. Lehrer*innen, die nicht 
ins Beamt*innenverhältnis übernommen 
werden können oder zur Vertretung 
befristet beschäftigt sind, erhalten als 
Angestellte eine Vergütung. Für sie gilt 
der Tarifvertrag der Länder (TV­L), der 
Tarifvertrag über die Eingruppierung und 
die Entgeltordnung für die Lehrkräfte der 
Länder (TV EntgO­L). 

  

Was ist die Beamt*innenbesoldung? 

Bei Lehrkräften im Beamt*innenverhält ­
nis setzt sich das monatliche Ein kommen 
aus dem Grundgehalt und dem Familien zu ­
 schlag zusammen. Der Familien zuschlag ist 
abhängig vom Familienstand (verheiratet/ 
unterhaltsverpflichtet, Anzahl der Kinder). 

Für die Berechnung des Grundgehaltes 
gilt je nach erworbener Qualifikation 
(Studium, Vorbereitungsdienst, Erwerb 
des Lehramtes) die Zuordnung zu einer 
bestimmten Besoldungsgruppe. Der Ein ­
stieg und spätere Aufstieg in die zeitlich 
unterschiedlich gestaffelten Stufen dieser 
Besoldungsgruppe orientieren sich an der 
Berufserfahrung. 

  

Einstieg in die Besoldungstabelle 

Lehrer*innen mit der Befähigung für 
das Lehramt Grundschule und für das 
Lehr amt Gesamt­, Haupt­, Real­ und 
Sekundarschule I (GHRSI) werden der 
Besoldungsgruppe A12 zugeordnet und 
steigen in die Stufe 4 der Besoldungs ­
tabelle ein. Nach langem Kampf um eine 
gerechte Bezahlung für diese Lehrkräfte 
ist nun ein erster Schritt durch die Lan ­
des regierung erfolgt. Sie wird die Anpas ­
sung der Einstiegsbesoldung mit einem 
Stufenplan realisieren. Ab Novem ber 2022 
erhalten die Grundschul lehr kräfte und die 
Lehrkräfte der Sekundarstufe I eine monat ­
liche Zulage von 115 Euro. Diese Zulage 
erhöht sich bis zum 1. August 2026 in je ­
dem Jahr. 2026 werden diese Lehrkräfte 
dann in die Besoldungsgruppe A 13 über­
führt. 

Diese Änderungen in der Eingruppie rung 
der Lehrkräfte sind nach unserer Ansicht 
noch nicht ausreichend. Die GEW NRW 
fordert A13 bzw. EG 13 mit Zulage als 

Einkommen der Lehrkräfte 
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Einstiegsbesoldung für alle vollausgebil­
deten Lehrer*innen. Schließlich ist die 
Ausbildung spätestens seit Änderung des 
Lehrerausbildungsgesetzes angeglichen, 
gleich lang und gleichwertig. 

Für das Lehramt Sonderpädagogik ist 
die Besoldungsgruppe A13 maßgeblich, 
der Einstieg erfolgt in Stufe 5. Stufe 5 und 
Besoldungsgruppe A13 gelten auch für 
Studienrät*innen. Diese erhalten zusätzlich 
eine ruhegehaltsfähige Zulage (§ 47c LBesG 
NRW). Die Ernennung zum*zur Studien ­
rät*in ist derzeit am Gymnasium, in der 
Oberstufe der Gesamtschule und im 
Berufskolleg möglich. 

Daneben fordert die GEW NRW die 
Verbesserung der Ersteingruppierung von 
Fachlehrkräften wie z.B. den Werkstatt ­
lehrkräften an Berufskolleg mit A 10/EG 
10 sowie für Fachleitungen ein einheitli­
ches Beförderungsamt mit A 15/EG 15. 
Auch müssen die Beförderungsämter in 
Grundschulen, den Schulen der Sekun ­
darstufe 1 und der Förderschule entspre­
chend angehoben werden.  

Das Grundgehalt wird nach Stufen 
bemessen. Deren Laufzeit beträgt bis zur 
fünften Stufe zwei Jahre, bis zur neunten 
Stufe drei Jahre und bis zur zwölften Stufe 
vier Jahre. Die Endstufe wird in A12 nach 
26 Jahren und in A13 nach 24 Dienst ­
jahren erreicht.  Wenn berücksichtigungs­
fähige Zeiten beruflicher Erfahrung vorlie­
gen, kann der direkte Einstieg in eine 
höhere Stufe erfolgen. Berücksichtigungs ­
fähige Zeiten sind zum Beispiel Zeiten 
hauptberuflicher Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst, Kindererziehungszeiten und Zeiten 
der Betreuung eines pflegebedürftigen 
Angehörigen. Außerdem können gesell­
schaftlich anerkannte soziale Tätigkeiten 
(Wehr­ und Zivildienst, Bundesfreiwilligen ­
dienst und Freiwilliges Soziales Jahr) ange­
rechnet werden. Da der Vorberei tungs ­
 dienst der Qualifikation für den künf tigen 
Beruf dient, ist er keine hauptberufliche 
Tätigkeit und zählt deshalb nicht. 

Die Ersteinstufung bzw. Stufenzuord ­
nung wird von der Dienstbehörde festge­
setzt und mitgeteilt. Für eventuelle 
Vordienstzeiten solltest du Belege einrei­
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chen und den Personalrat informieren. 
Bei der Überprüfung der Festsetzungsver ­
fügung solltest du ebenfalls den Per ­
sonalrat einschalten, der ein Mitspra che ­
recht hat. Beanstandungen sind innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
der Bezirksregierung schriftlich einzurei­
chen. 

Bei einem entsprechenden Sparvertrag 
gibt es auch vermögenswirksame Leistun ­
gen. Die früher noch zusätzliche Jahres ­
son derzahlung (Weihnachtsgeld) von 30 
Prozent wurde inzwischen in die Grund ­
gehalttabelle eingearbeitet. 

  

Familienzuschlag für 
Beamt*innen 

Grundsätzlich erhalten Beamt*innen 
den Familienzuschlag der Stufe 1, wenn 
sie verheiratet, verwitwet, in einer einge­
tragenen Lebenspartnerschaft oder mit 
Unterhaltspflicht geschieden sind. Ge ­
zahlt wird der Zuschlag auch, wenn 
Beamt*innen eine andere Person länger­
fristig aufgenommen haben und ihr 
Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich 

oder sittlich dazu verpflichtet sind, und 
die Person sich nicht selber versorgen 
kann. Besteht zusätzlich Anspruch auf 
Kindergeld, steht Beamt*innen für jedes 
Kind der Familienzuschlag der Stufe 2 und 
der folgenden Stufen – je nach Anzahl der 
Kinder – zu. 

Aufgrund der auch durch die GEW NRW 
unterstützten Klagen vor dem Bundes ­
verfassungsgericht musste der Gesetz ­
geber die Besoldung verbessern, da sie 
nicht mehr verfassungsgemäß war. Das 
Land NRW hat deshalb zunächst im Jahr 
2021 den Familienzuschlag für das 3. Kind 
(ab A 9 = 807,15 €) und das 4. Kind (ab A 
9 = 762,41 €) erhöht. Im Frühjahr 2022 
hat NRW den Familienzuschlag für 
Beamt*innen nochmals angepasst. Für 
das dritte Kind erhöht sich der Betrag auf 
834,68 Euro Für das vierte Kind beläuft 
sich der neue Betrag auf 788,41 Euro. Für 
das fünfte und die weiteren Kinder zahlt 
der Gesetzgeber 795,69 Euro. Auch für 
das das erste und zweite Kind wurde der 
Familienzuschlag angehoben und mit ört­
lichen Mietpreisen verknüpft. Die Berech ­
nung des Familienzuschlags erfolgt auf 
Grundlage der regionalen Mietenstufe 

Weihnachtsgeld / Jahressonderzahlung für Tarifbeschäftigte 

Die Jahressonderzahlungen der Jahre 2019 bis 2024 betragen folgende Werte: 

                                   2019          2020            2021             2022         2023           2024 

EG9a bis EG11          77,66 %     75,31 %      74,35 %       74,35 %   74,35%       74,35% 

EG12 und EG13        48,54 %     47,07 %      46,47 %       46,47 %   46,47%       46,47% 

EG14, EG15               33,98 %     32,56 %      32,53 %       32,53 %   32,53%       32,53%
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der Gemeinde, in der der Hauptwohnsitz 
ist. Welche Mietstufe einer Gemeinde zu ­
geordnet ist, ist in der Wohngeldver ord ­
nung des Bundesministeriums für Justiz 
festgehalten.  

Die aktuellen Ergebnisse der Tarifrunde 
für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV­L) hat auch Auswirkungen auf die 
Besol dung. Nach den Forderungen der 
Gewerkschaften, auch der GEW, werden 
mit der Landesregierung nach Ende der 
Tarifrunde Verhandlungen geführt. Diese 
haben 2023 zu einer Verabredung einer 
1:1­Übertragung des Tarifergebnisses 
geführt. Der gewerkschaftliche Kampf der 
Tarifbeschäftigen durch Streiks – auch 
unterstützt durch solidarische Aktionen 
von Beamt*innen – führt also auch hier 
zum Erfolg und deutlichen Verbesserun gen 
der Gehaltstabelle sowie auch der Fami lien ­
 zuschläge. Gewerkschaftsmit glied schaft 
lohnt sich! 

 

Eingruppierung von 
tarifbeschäftigten Lehrkräften 

Lehrkräfte, die nicht ins Beamt*innen­
verhältnis übernommen wurden oder zur 
Vertretung einen befristeten Arbeitsver ­
trag erhalten, werden je nach Lehramt bzw. 
nach ihrer Vorausbildung eingruppiert. 
Grundschul­ und GHRSI­Absolven t*in nen 
sind in EG11, die anderen Lehrämter in 
EG13 eingruppiert. Tarifbeschäftigte Lehr ­
kräfte durchlaufen fünf Stufen in ihrer 
Entgeltgruppe und erreichen die jeweilige 
Endstufe 6 nach 15 Berufs jahren.  

  

Teilzeitbeschäftigung 

Für die Berechnung des Teilzeitein kom ­
mens ist die jeweilige Pflichtstundenzahl 
der Schulform die Bezugsgröße. Bei der 
Berechnung des Bruttogehaltes wird die 
Anzahl der vertraglich festgelegten Unter ­
richtsstunden ins Verhältnis zum jeweili­
gen Pflichtstundenmaß (Vollzeit) gesetzt.

INFO 

LBV – Besoldungstabellen
und Bezügetabellen  

 

(Beamte) 

https://t1p.de/ch8xn 

 

 

(Angestellte) 

https://t1p.de/knht4 

 
 

GEW NRW Stellungnahme 
zum A13­Gesetz: 

https://t1p.de/zaaib  

 
 
 

GEW zu Tarifbeschäftigten: 

https://t1p.de/aviqi  
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Elternzeit / Elterngeld

Während der Elternzeit für Mütter oder 
Väter ruhen die Hauptpflichten des 
Arbeitsverhältnisses, es bleibt aber beste­
hen. Die Rechtsgrundlage für Angestellte 
und Beamt*innen ist das Bundeseltern ­
zeit­ und Elterngeldgesetz (BEEG). Für 
Beamt*innen gilt zusätzlich die Freistel ­
lungs­ und Urlaubsverordnung (FrUrlV). 

 

Elternzeit 

Anspruch auf Elternzeit besteht in 
jedem Arbeitsverhältnis, also auch bei 
befristeten Verträgen. Elternzeit – auch 
Teilzeit in der Elternzeit – kann gemein­
sam von beiden Eltern bis zur Vollendung 
des dritten Lebensjahres des Kindes 
genommen werden. Ein Anteil von 24 
Monaten kann auch zwischen dem 3. und 
8. Lebensjahr des Kindes liegen. Elternzeit 
kann von beiden Eltern unabhängig von­
einander für drei Zeitabschnitte gewählt 
werden. Eine Aufteilung in weitere 
Zeitabschnitte ist mit Zustimmung der 
Schulbehörde möglich. 

Die Elternzeit muss bis zum vollendeten 
3. Lebensjahr sieben Wochen vorher an ­
gekündigt werden; gleichzeitig soll mitge­
teilt werden, für welche Zeiten innerhalb 
von zwei Jahren Elternzeit genommen 
werden soll. Die Eltern haben auch die 
Möglichkeit, sich bei der Antragstellung 
nur für den Zeitabschnitt festzulegen, der 
für sie zu diesem Zeitpunkt planbar ist. 
Viele Eltern wählen lieber die Möglich ­
keit, anschließend einen Verlängerungs ­

antrag zu stellen, weil sie Entscheidungen 
über einen Wiedereinstieg in den Beruf 
erst später – zum Beispiel nach einem 
Jahr – fällen wollen oder können. Die 
Elternzeit zwischen dem 3. Geburtstag 
und dem vollendeten 8. Lebensjahr muss 
13 Wochen vorher angekündigt werden. 

Sowohl Verlängerungen als auch 
Verkürzungen einer Elternzeit sind also 
möglich, bedürfen aber der Zustimmung 
der Schulbehörde. Nach bestehender 
Rechtslage sind kaum Gründe vorstellbar, 
eine Verlängerung der Elternzeit abzuleh­
nen. Eine vorzeitige Rückkehr aus der 
Elternzeit kann schon einmal auf Prob ­
leme stoßen, da in der Regel Vertre ­
tungsverträge mit anderen Personen 
geschlossen wurden, beziehungsweise 
Stellenanteile an der Wunschschule nicht 
zur Verfügung stehen. 

Mütter können Elternzeit erst im An ­
schluss an die Mutterschutzfrist nach der 
Geburt nehmen. Die Schutzfrist nach der 
Geburt wird auf die dreijährige Gesamt ­
dauer angerechnet. Die Elternzeit des 
Vaters kann mit der Geburt des Kindes 
bereits während der Schutzfrist für die 
Mutter beginnen. Elternzeit wird nicht auf 
die Höchstdauer der familienpolitischen 
Beurlaubung (15 Jahre – § 64 Abs. 3 LBG) 
angerechnet. 

 

Rückkehr aus der Elternzeit 

In der Freistellungs­ und Urlaubsver ord ­
nung für Beamt*innen ist festgelegt, dass 



46  

Arbeitsplatz Schule

Teilzeit in der Elternzeit 

In der Elternzeit ist eine Teilzeitbes chäfti ­
gung bis zu 32 Stunden wöchentlich mög­
lich, also auch unterhalb der Hälfte der 
Pflicht stunden (Umrechnung in Unter richts ­
pflichtstunden: Pflichtstunden ÷ 41 x 32). 
In der Regel ist Teilzeit in der Elternzeit 
vor allem für Beamt*innen günstiger als 
eine „normale“ Teilzeit, denn beispiels­
weise wird ein Zuschuss zur Kranken ver ­
sicherung von 31 Euro und die Möglich ­
keit zur Teilzeit mit nur wenigen Stunden 
gewährt. Während der Elternzeit – eben­
so wie bei Teilzeit – erfolgt keine Ver ­
setzung. Sollte ein Versetzungswunsch 
bestehen, muss das bedacht werden. 

Beihilfe und Krankenversicherung 

Beamtete Lehrkräfte sind in der Eltern ­
zeit beihilfeberechtigt, müssen aber ihre 
private Krankenversicherung bezahlen. Ist 
der Ehepartner beihilfeberechtigt, wird 
man „berücksichtigungsfähiger Ehegatte“ 
und erhält einen Beihilfesatz von 70 Pro ­
zent. Beamt*innen in Elternzeit ohne Teil ­
zeittätigkeit können grundsätzlich nicht in 
die Familienversicherung des gesetzlich 
versicherten Ehepartners wechseln. Sie 
erhalten unter bestimmten Voraus setzun ­
gen einen Zuschuss von 31 Euro für die 
private Krankenversicherung, den sie beim 
LBV beantragen müssen. 

Gesetzlich versicherte Lehrkräfte und 
andere im Landesdienst stehende päda­
gogische Mitarbeiter*innen sind während 
der Elternzeit ohne Teilzeitarbeit bei­
tragsfrei in der gesetzlichen Krankenver ­
sicherung weiterversichert. 

die Elternzeit für Lehrkräfte nur mit sach­
gerechter Begründung unmittelbar vor den 
Schulferien enden beziehungsweise nach 
den Ferien beginnen darf. Der Abstand 
soll der Länge der Ferien entsprechen. 

Das läuft in der Regel darauf hinaus, 
dass beamtete Lehrkräfte zum Beispiel nur 
sechs Wochen vor den Sommerferien die 
Elternzeit beenden oder erst sechs 
Wochen nach den Sommerferien begin­
nen können – bei anderen Schulferien 
sind es in der Regel zwei Wochen. Sollte 
das Ende des Elterngeldbezuges oder das 
endgültige Ende der dreijährigen Eltern ­
zeit in diese Zeiträume rund um Ferien 
fallen, findet die Sperrfrist keine Anwen ­
dung. Ein nahtloser Wiederein stieg auch 
in Ferienzeiten ist in diesem Fall gewähr­
leistet. 

Nun hat die GEW NRW erreicht, dass 
die Rückkehr zumindest bis zu einer 
Woche vor dem Ende der Sommerferien 
möglich ist. Dies kann mit Bezug auf kon­
krete schulische Termine, zum Beispiel 
der Lehrerkonferenz, so beantragt wer­
den. Darüber hinaus können die Schul be ­
hörden Abweichungen in besonders gela­
gerten Fällen zulassen, in denen erkenn­
bar kein Rechtsmissbrauch vorliegt. 

Für tarifbeschäftigte Lehrkräfte und 
pädagogische Kräfte im Landesdienst gibt 
es keine Beschränkung bei der Wahl der 
Zeiträume für die Elternzeit. Sie kön ­
nen das Ende der Elternzeit auch auf den 
letzten Schultag vor den Sommerferien 
legen, um das Schuljahr angemessen vor­
zubereiten. Informiere bei Schwierig kei ­
ten bitte sofort den Personalrat oder die 
GEW. 
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Basiselterngeld 

Den Eltern stehen gemeinsam insge­
samt 14 Monate Basiselterngeld zu, wenn 
sich beide an der Betreuung beteiligen 
und den Eltern dadurch Einkommen weg­
fällt. Sie können die Monate frei unterein­
ander aufteilen. Ein Elternteil kann dabei 
mindestens zwei und höchstens zwölf 
Monate für sich in Anspruch nehmen. Das 
Elterngeld ersetzt 65 bis 67 Prozent des 
bisherigen Nettoerwerbseinkommens 
des erziehenden Elternteiles. Es beträgt 
höchstens 1.800 Euro und mindestens 
300 Euro. Zuständig ist die Kommune. 

Wenn das Kind mindestens sechs 
Wochen vor dem errechneten Geburts ­
termin zur Welt kommt, bekommen die 
Eltern länger Elterngeld. Bis zu vier 
zusätzliche Monate Basiselterngeld sind 
möglich, je nachdem wie viele Wochen 
vor dem errechneten Geburtstermin das 
Kind geboren wurde. 

 

Elterngeld Plus 

Mit dem Elterngeld Plus kann das Eltern ­
geld in maximal halber Höhe, aber doppelt 
so lange erhalten werden. Das Basiseltern ­
geld, ElterngeldPlus oder eine Kombina ­
tion aus beidem sind flexibel nutzbar. 
Diese Möglichkeit ist für Kolleg*innen 
interessant, die während des Elterngeld ­
bezuges in Teilzeit tätig sein möchten. 

 

Partnerschaftsbonus 

Für Eltern, die sich zeitweise die Erzie ­
hungs­ und Erwerbsarbeit teilen, gibt es 

bis zu vier Monate je Elternteil einen zu ­
sätzlichen Partnerschaftsbonus. Voraus ­
setzung ist, dass die Eltern gleichzeitig in 
zwei bis vier aufeinanderfolgenden Lebens ­
monaten des Kindes im Umfang von 24 
bis 32 Wochenstunden (Umrech nung in 
Unterrichtspflicht stunden: Pflicht stunden ­
verpflichtung ÷ 41 x 32) in Teilzeit tätig 
sind. Der Partnerschaftsbonus kann für 
mindestens zwei und höchstens vier 
Monate beantragt werden. Die Regelung 
gilt auch für getrennt erziehende Eltern, 
die als Eltern gemeinsam in Teilzeit gehen. 
Alleinerziehenden steht der ge samte 
Partnerschaftsbonus zu. 

 

Unterbrechung der Elternzeit 
wegen einer Mutterschutzfrist 

Wird die Mutter während einer laufen­
den Elternzeit wieder schwanger, kann 
sie mit Beginn der Mutterschutzfrist die 
Elternzeit für beendet erklären und erhält 
in der Schutzfrist Mutterschaftsgeld (An ­
ge stellte) bzw. Besoldung (Beamt*innen). 
Die Höhe der Zahlung bestimmt sich nach 
dem Beschäftigungsumfang vor Eintritt in 
die Elternzeit. 

 

Wechsel zwischen familienpoliti­
scher Beurlaubung und Elternzeit 

Beschäftigte im Schuldienst, die aus 
familienpolitischen Gründen (§ 64 LBG 
bzw. § 28 TV­L) beurlaubt und wieder 
schwanger sind, können nach Ablauf der 
Mutterschutzfristen diese Beurlaubung 
durch Elternzeit unterbrechen. Auf Antrag 
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kann das Ende der Beurlaubung um die 
Dauer der Elternzeit hinausgeschoben 
werden. 

 

Rückkehr aus der Elternzeit 
wohin? 

Eine Rückkehr an die bisherige Schule 
geschieht automatisch für alle, die weni­
ger als ein Jahr beurlaubt waren. Das 
Stellen eines Rückkehrantrages ist nicht 
erforderlich. Die Jahresfrist beginnt erst 
ab dem ersten Tag der Elternzeit, die 
Mutterschutzzeiten werden nicht mitge­
rechnet. Wer Elterngeld/ElterngeldPlus in 
Anspruch nimmt, kann auf Wunsch auch 
nach Ausschöpfung des gesamten Be ­
zugs zeitraums an die bisherige Schule 
zurückkehren. 

Nach einer Elternzeit oder einer Beur ­
lau bung aus familiären Gründen muss der 
Dienstherr besonders die familiäre 
Situation berücksichtigen und eine Rück ­
kehr an den alten Dienstort anstreben, 
wenn dies gewünscht wird. Der derzeit 
gültige Versetzungserlass des Landes 
Nordrhein­Westfalen regelt, dass Rück ­
kehrerinnen und Rückkehrer aus einer 
Beurlaubung oder Freistellung von grund­
sätzlich acht Monaten und mehr, die 
nicht an die bisherige Schule zurückkeh­
ren möchten, wohnortnah und dort an 
einer Schule mit entsprechendem Bedarf 
einzusetzen sind. Dies gilt auch für dieje­

nigen, die sich innerhalb der laufbahn­
rechtlichen oder tarifrechtlichen Probe ­
zeit befinden. Das Schulministerium hat 
nun vorgesehen, dass aus Gründen des 
Lehrermangels ein wohnortnaher Einsatz 
bedeutet, dass bis zu 50 km vom Wohnort 
entfernt noch wohnortnah bedeutet. Die 
GEW sieht dies anders. Der jeweilige 
Personalrat vor Ort hat ein Mitbe stim ­
mungsrecht bei diesem neuen Einsatzort. 
Daher sollte Kontakt mit ihm aufgenom­
men werden.  

Der Rückkehr­ und Versetzungsantrag 
muss unter www.oliver.nrw.de gestellt 
werden.  

Achtung: Während einer laufenden 
Elternzeit wird grundsätzlich nicht ver­
setzt. Es ist aber im Einzelfall möglich, sich 
an den gewünschten Ort abordnen zu las­
sen, um dort Teilzeit in der Elternzeit zu 
arbeiten.

INFO 

Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 

Elternzeitrechner, Online­Broschüren, 
Gesetzestexte 

 

www.bmfsfj.de 
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Elternrechte: Informationsrechte der Eltern 

Die Regelungen im fünften Teil des 
Schulgesetzes sind entscheidend für die 
Definition der Rechte von Eltern. Darin 
sind die Informationsrechte der Eltern 
und die entsprechenden Pflichten der 
Lehrer*innen geregelt. 

Die Allgemeine Dienstordnung ist eben­
so von Belang. Im § 9 Information und 
Beratung ist die enge Zusammenarbeit von 
Eltern und Lehrer*innen festgeschrieben. 

Gemäß § 44 des Schulgesetzes (SchulG) 
sind Eltern sowie Schüler*innen in allen 
grundsätzlichen und wichtigen Schulan ge ­
legenheiten zu informieren und zu be raten. 
Eine Konkretisierung der Infor ma tions­ 
und Beratungsaufgaben nimmt § 9 der 
Allgemeinen Dienstordnung (ADO) vor: 

(1) Zu den pädagogischen Aufgaben der 
Lehrerinnen und Lehrer gehören auch 
die Information und die Beratung der 
Schülerinnen und Schüler sowie ihrer 
Eltern (§ 123 Abs. 1 SchulG), an 
Berufs kollegs auch der für die Berufs ­
erzie hung Mitverantwortlichen (§ 41 
Abs. 2 SchulG). Den Schülerinnen und 
Schülern geben sie auf Wunsch in 
einem persönlichen Gespräch Auskunft 
über ihren Leistungsstand. 

(2) Lehrerinnen und Lehrer sollen mit 
Jugendämtern, Beratungsstellen (bei­
spielsweise dem schulpsychologischen 
Dienst) und der Berufsberatung zu ­
sam menarbeiten, an Berufskollegs 

auch mit der Ausbildungsberatung der 
zuständigen Stelle nach dem Berufs ­
bildungsgesetz und der Hand werks ­
ordnung. Einzelheiten der Zu sam men ­
arbeit beschließt die Schul kon ferenz 
(§§ 44 Abs. 5, 65 Abs. 2 Nr. 3 SchulG).  

(3) Lehrerinnen und Lehrer und Eltern 
arbeiten zur Förderung der Schüle rin ­
nen und Schüler eng zusammen. An 
einem Sprechtag im Schulhalbjahr 
sowie in Sprechstunden oder in Aus ­
nahmefällen an besonders zu verein­
barenden Terminen stehen die Lehre ­
rinnen und Lehrer den Eltern und den 
für die Berufserziehung Mitverant ­
wort lichen für Rücksprachen und 
Beratung zur Verfügung. 

(4) Sind an einer Schule Beratungslehre ­
rin nen oder ­lehrer eingesetzt, so 
ergänzen und intensivieren sie die 
Beratungstätigkeit der Lehrerinnen 
und Lehrer (RdErl. v. 02.05.2017 – 
BASS 12­21 Nr. 4). 

 

Elternsprechtage 

§ 44 Absatz 4 SchulG regelt, dass 
Elternsprechtage nicht während der Unter ­
richtszeit am Vormittag durchgeführt 
werden dürfen. Damit ist gesetzlich klarge­
stellt, dass Elternsprechtage am Nach ­
mittag auch während der Unter richts zeit 
stattfinden dürfen. 
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Fortbildung

Du bist dazu verpflichtet, deine Kennt ­
nisse stets weiterzuentwickeln. Die Schul ­
leitung muss dir daher Gelegenheit zur 
Fortbildung geben – ob durch schulinterne 
Angebote, Veranstaltungen der Schulbe ­
hörden oder anderer Träger.  

Du bist laut Schulgesetz und Allge mei ner 
Dienstordnung dazu verpflichtet, dich zur 
Erhaltung und Weiterentwicklung deiner 
Kenntnisse und Fähigkeiten selbst fortzu­
bilden und an entsprechenden dienstlichen 
Veranstaltungen – auch in der unter ­
richtsfreien Zeit – teilzunehmen. Aus dieser 
Pflicht lässt sich aber auch das Recht auf 
Fortbildung ableiten. 

Die Schulleitung wählt die Teilneh ­
mer*innen an Fortbildungen unter Einbe ­
zie hung des Lehrerrates und der Ansprech ­
partnerin für Gleichstellungsfragen aus. 
Hast du Interesse an einer bestimmten 
Veranstaltung, solltest du einen schriftli ­
chen Antrag auf Teilnahme stellen. 

Schwerbehinderte und ihnen gleichge­
stellte Lehrkräfte sind bevorzugt zu Fort ­
bildungen zuzulassen (§ 164 Abs. 4 SGB IX, 
§ 24 Schwerbehinderten­Ausgleichs ab ­
gabe verordnung (SchwbAV)). 

  

Struktur der 
Lehrer*innenfortbildung 

Im Wesentlichen sind drei Formen von 
Lehrer*innenfortbildungen zu unterschei­
den: 

• Veranstaltungen der Kompetenzteams 
vor Ort sowie kollegiumsinterne Fortbil ­
dun gen, 

• Veranstaltungen der Dienststelle über 
die Bezirksregierungen, 

• Veranstaltungen weiterer Träger. 

Außerdem berät QUA­LiS, die Quali täts­ 
und Unterstützungsagentur (Landesin sti ­
tut für Schule, das Schulministerium und 
ist die zentrale Einrichtung für pädagogi­
sche Dienstleistungen, insbesondere zur 
Unterstützung der Schulen). Derzeit steht 
das Fortbildungssystem in NRW auf dem 
Prüfstand. Auf der Basis eines Evalua ­
tionsberichtes mit Empfehlungen zur 
Neuordnung von Steuerungsprozessen 
und Zuständigkeiten läuft momentan 
eine fachliche Diskussion zur Zukunft der 
Lehrkräftefortbildung, an der sich die 
GEW NRW engagiert und kompetent 
beteiligt. 

 

Schulinterne Fortbildung und 
Fortbildungsbudget 

Die Lehrerkonferenz kann ein Fortbil ­
dungskonzept der Schule und dessen 
Schwer punkte beschließen. In der Höhe 
abhängig von der Größe des Kollegiums 
haben Schulen ein eigenes Fortbildungs ­
budget. Aus diesem Budget können interne 
Veranstaltungen für alle finanziert werden, 
aber auch individuelle Veranstaltungen für 
dich oder Teile des Kollegiums. Außerdem 
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sind zwei ganztägige pädagogische Konfe ­
renzen mit freier Themenwahl der Schule 
vorgesehen. 

  

Kompetenzteams – Fortbildung 
vor Ort 

Kompetenzteams mit fachlich ausge­
wiesenen Moderator*innen bieten in den 
53 Schulamtsbezirken – entsprechend der 
Kreise und kreisfreien Städte – schulinterne 
und schulformübergreifende Veranstal ­
tun gen an. Eine Ausnahme stellen die 
Berufs kollegs dar. Das Kompetenzteam 
berät Schulen bei ihrer Konzeptarbeit und 
bietet bedarfsorientiert Fortbildung an. 
Zudem vermittelt das Team Modera tor*in ­
nen für weitere Fortbildungsbereiche und 
Angebote weiterer Partner. Bildungspart ­
ner, etwa Träger aus Jugendhilfe, Kultur 
und Sport, Wirtschaft und Handwerk, 
unterstützen die Kompetenzteams. 

 

Die Fortbildungsdezernate (Dezernat 46) 
der Bezirksregierungen sind für Angebote 
zuständig, die vor Ort nicht realisiert wer­
den können. Das können Zertifikatskurse 
und Schulleitungsqualifizierungen oder 
Angebote für Zielgruppen wie Schulsozial ­
arbeitsfachkräfte sein.  

 

Die Personalräte auf Bezirksebene sind 
im Rahmen der Mitbestimmung bei der 
Konzeption und Organisation einbezogen, 
dies gilt auch bei der Auswahl der Teil ­
nehmer*innen der Veranstaltungen. Auf 
den Internetseiten der Bezirksregie run gen 

kannst du die Angebote inklusive Anmel de ­
formularen einsehen. 

 

Sonderurlaub für Weiterbildung 

Bei Bildungsveranstaltungen weiterer 
Träger, zum Beispiel der Weiterbildung 
der GEW NRW, die in die Unterrichtszeit 
fallen, musst du dich direkt beim Veran ­
stalter anmelden und den Sonderurlaub 
bei der Schulleitung beantragen. 

Sonderurlaub kann verweigert werden, 
wenn 

• die Veranstaltung nicht im Interesse der 
Lehrer*innenfortbildung liegt, 

• zwingende dienstliche Gründe ent­
gegenstehen, 

• die betroffene Lehrkraft schon die 
Höchstzahl an Sonderurlaubstagen für 
Lehrer*innenfortbildung ausgeschöpft 
hat (5 Tage beziehungsweise 6 Tage bei 
einer 6­Tage­Woche). 

Für dich ist wichtig, dass dienstliche 
und kollegiumsinterne Lehrer*innenfort­
bildungen auf diese 5 beziehungsweise 6 
Tage nicht angerechnet werden. 

Wenn es zu Konflikten mit der Schul ­
leitung oder der Schulaufsicht kommt, 
solltest du den Lehrer­ oder Personalrat 
informieren und dich beraten lassen. 

Fortbildung findet in der Unterrichts­ 
und der unterrichtsfreien Zeit statt. Per ­
sonal räte haben mit den Fortbildungs ­
dezer naten der Bezirksregierungen ver­
einbart, dass dienstliche Veranstaltungen 
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in der Regel an den üblichen Arbeitstagen 
zwischen 8.00 Uhr und 16.30 Uhr stattfin­
den. Auch gerichtlich ist bestätigt, dass 
Fortbildung Arbeitszeit ist, und sich der 
Termin der Fortbildung an der Arbeitszeit 
des öffentlichen Dienstes zu orientieren 
hat. 

Im Alltagsstress kommen der Aus ­
tausch unter Kolleg*innen und die eigene 
Weiterbildung oft zu kurz. Unser Ange bot: 
Weiterbildung in der GEW NRW – etwa zu 
kooperativem Lernen, klientenzentrierter 
Gesprächsführung und offenem Unter ­
richt. Unsere Seminarleiter*innen sind 
seit vielen Jahren in der Erwachsenen ­
bildung tätig. GEW­Seminare sind zudem 
keine Massenveranstaltungen, eine aktive 

und effektive Mitarbeit ist gewährleistet. 
Für GEW­Mitglieder ist die Teil nahme 
daran deutlich günstiger.

INFO 

MSB zur Fortbildung 

https://t1p.de/d681o 

 

 

GEW NRW 
Fortbildungen 

www.gew­nrw.de/
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Ganztagsschulen

In NRW gibt es offene und gebundene 
Ganztagsschulen. Ab dem Jahr 2026/2027 
hat jedes neu eingeschulte Kind einen 
Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz. 
Die GEW NRW fordert eine angemessene 
finanzielle Ausstattung der OGS, um faire 
Arbeitsbedingungen sicherzustellen. 

Ganztagsschulen sollen zu mehr Chan ­
cen gleichheit im Bildungssystem führen. 
Zudem tragen sie erheblich zur Vereinbar ­
keit von Familie und Beruf bei. In NRW 
gibt es offene Ganztagsschulen (OGS) (§ 9 
Abs. 3 SchulG) und gebundene Ganztags ­
schulen (§ 9 Abs. 1 SchulG). In einem 
gesonderten Erlass sind die wichtigsten 
Bestimmungen geregelt (RdErl. d. Minis te ­
riums für Schule und Bildung v. 16.02.2018­ 
325­3.04.02­142481 – BASS 12­63 Nr. 2). 

  

Offene Ganztagsschulen 

Ganztagsschulen im Primarbereich sind 
in der Regel offene Ganztagsschulen 
(OGS). Über 90 Prozent der Grundschulen 
haben mittlerweile einen offenen Ganz ­
tag, den etwa 75 Prozent der Kinder besu­
chen. Da der offene Ganztag aber ein frei­
williges Angebot ist, das nicht von allen 
Kindern wahrgenommen wird, können 
Unterricht und Betreuungsangebot nicht 
miteinander verzahnt werden. 2018 wurde 
von der Landesregierung per Erlass noch 
mehr Flexibilität ermöglicht. Schüler*in nen 
können am Nachmittag auch an außer­
schulischen Bildungsangeboten, Thera pien 
oder ehrenamtlichen Tätigkeiten teilneh­

men. Ein pädagogisch wünschenswertes 
Ganz tagskonzept mit konsequenter Rhyth ­
mi sierung von Unterricht und außer­
unterrichtlichen Angeboten lässt sich so 
allerdings noch schwieriger umsetzen. 

  

Gebundene Ganztagsschulen 

Die Zahl der Ganztagsschulen steigt in 
NRW seit Jahren. Ganztagsschulen im ge ­
bundenen Ganztag sind meist Gesamt­ 
und Sekundarschulen, häufig auch Haupt­ 
und Förderschulen. Bei Realschulen liegt 
der Ausbau bei rund einem Viertel. Mehr 
als jedes vierte Gymnasium in NRW ist ein 
Ganztagsgymnasium  

Die GEW NRW setzt sich für mehr Ganz ­
tagsschulen in gebundener Form mit einem 
guten Konzept der Verzahnung von Unter ­
richt und Freizeitphasen ein. Längerfristig 
fordern wir die Umwandlung der OGS in 
gebundene Ganztagsschulen, um her ­
kunfts bedingte Ungleichheiten besser 
ausgleichen zu können. Individuelle För ­
derung und Lernzeiten statt Hausaufga ben 
unterstützen das Ziel der Chancen gleich ­
heit. 

  

Rechtsanspruch auf 
Ganztagbetreuung 

Der Bereich des Ganztags wird in den 
nächsten Jahren erheblich ausgeweitet 
werden, denn nach langem Ringen haben 
sich Bund und Länder geeinigt, dass jedes 
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Kind, das ab dem Schuljahr 2026/2027 
eingeschult wird, in den ersten vier Schul ­
jahren Anspruch auf einen Ganz tagsplatz 
bekommt. Bis zu 200.000 zusätzliche 
Plätze müssen geschaffen werden, um den 
Rechts anspruch umsetzen zu können. 

Wir fordern: Der Rechtsanspruch auf 
Plätze im Offenen Ganztag muss mit ein­
heitlichen, verbindlichen Qualitätsstan ­
dards verbunden werden. Bleiben die 
gegenwärtigen Arbeitsbedingungen be ­
stehen, droht ein erheblicher Fachkräfte ­
mangel. Aktuell arbeiten viele Mitarbeite ­
r*innen in prekären Beschäftigungsver ­
hält nissen, das Personal wechselt häufig. 
Es fehlt eine faire Entlohnung, Zeit für 
Vor­ und Nachbereitung, sowie Qualifi zie ­
rung und Fortbildung aller Beschäftigten. 
Eine geregelte Fachkraft­Kind­Relation 
und eine finanzielle Ausstattung der OGS, 
die eine tarifliche Bezahlung der Be schäf ­
tigten nach TVöD sicherstellt, sind daher 
unverzichtbare erste Schritte, welche die 

Attraktivität des Arbeitsplatzes OGS erhö­
hen und die OGS für ausgebildete Fach ­
kräfte interessant machen würden. Wir 
setzen uns dafür ein, dass gesetzliche Min ­
deststandards für die OGS im Schul gesetz 
festgeschrieben werden – dazu gehören 
die Personal­, Sach­ und Raumaus stat tung 
sowie eine tarifliche Bezahlung der Mit ­
arbeiter*innen. 

INFO 

MSB zu Ganztag 

https://t1p.de/l0a9x  

 

 

GEW zu Primarstufe 
und Ganztag 

https://t1p.de/xog07 
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Inklusion

Inklusion verfolgt als höchstes Ziel, 
dass auch Menschen mit Behinderung 
am gesellschaftlichen Leben teilnehmen 
können und es selbstverständlich wird, 
dass sie dazugehören. Sie findet auf allen 
denk baren Ebenen statt: Im Kindergar ­
ten, in der Schule, im Beruf oder im 
Sportverein. In einer inklusiven Schule 
lernen Kinder und Jugendliche, egal ob 
mit und ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf, von Anfang an gemeinsam. 
Dabei sollen alle Schüler*innen die 
Unterstützung und Förderung erhalten, 
die sie benötigen.  

Sonderpädagogische Förderung in NRW 
findet in der Regel in der allgemeinen 
Schule statt. Die Eltern können alternativ 
die Förderschule wählen. Im Ausnahme fall 
kann die Schulaufsichtsbehörde abwei­
chend von der Wahl der Eltern die allge­
meine Schule anstelle der Förderschule 
oder die Förderschule anstelle der allge­
meinen Schule als Förderort bestimmen. 
Dies setzt voraus, dass die personellen 
und sächlichen Voraussetzungen am ge ­
wählten Förderort nicht erfüllt sind und 
auch nicht mit vertretbarem Aufwand 
erfüllt werden können. 

Die Zahl der Kinder mit sonderpädago­
gischem Förderbedarf, die eine allgemei­
ne Schule in NRW besuchen, ist in den 
vergangenen Jahren stetig gestiegen. Im 
Schuljahr 2021/22 lag die Inklusionsquote 
in NRW bei 44,7 Prozent.

Qualitätsstandards für ein 
inklusives Schulsystem 

Die GEW NRW setzt sich seit Jahren für 
ein inklusives Schulsystem ein. Seit Beginn 
der Umsetzung der Inklusion in NRW kri­
tisiert sie allerdings die mangelnde Steue ­
rung dieses Prozesses. Verbindliche Quali ­
tätsstandards, ausreichende Ressourcen, 
gute Arbeitsbedingungen und eine nach­
haltige Unterstützung der Schulen durch 
die Landesregierung und die Schulträger 
fehlen. Zudem gibt es weiter keine einheit ­
lichen Vorgaben für die Lehrkräfte und 
keine verbindliche Klärung der Rollen und 
Aufgaben aller Beteiligten, die im Gemein ­
samen Lernen tätig sind. Durch die fehlende 
Aufgabenbeschreibung kommt es zu unter ­
schiedlichen Vorgaben und Anforderun gen 
an die Kolleg*innen in den Schulen sowie 
in der Folge zu Verunsicherungen und Aus ­
einandersetzungen. Die vom Ministe rium 
für Schule und Bildung (MSB) im März 
2022 veröffentlichten „Leitlinien Gemein ­
sames Lernen“ geben hier eine Orientie ­
rung. Mit den Anlagen „Verteilung der 
Aufgaben“ und „Gesprächsprotokoll“ steht 
den Lehrer*innen Unterstützungs material 
zur Verfügung.   

https://www.schulministerium.nrw/leit­
linien­gemeinsames­lernen  

Der Lehrkräftemangel u. a. der an sonder ­
pädagogischen Lehrkräften setzt die Schu ­
len zusätzlich unter Druck. Zur Unterstüt ­
zung der Lehrer*innen wirken Fachkräfte 
aus anderen pädagogischen Berufsgruppen/ 
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Handwerksmeister*innen im Rahmen von 
Multiprofessionellen Teams an Grund ­
schulen und weiterführenden Schulen bei 
der Erziehung, Unterrichtung und Beratung 
der Schüler*innen mit. 

 

Pläne der Landesregierung zur 
Neuausrichtung der Inklusion 

Schon im Koalitionsvertrag kündigte die 
neue Landesregierung aus CDU und Grünen 
im Mai 2022 an:  

„Gute inklusive Bildung ist der Schlüssel 
für das Leben aller in der Mitte unserer 
Gesellschaft. Ein hochwertiges und gut 
aus gestattetes inklusives Schulangebot in 
allgemeinbildenden Schulen und Förder ­
schulen sichert Eltern und Schülerinnen 
und Schülern Wahlfreiheit. Dafür erstel­
len wir einen „Aktionsplan Inklusion“ in 
Zusammenarbeit mit der Monitoring­
Stelle in Nordrhein­Westfalen mit folgen­
den Maßnahmen: Wir klären die Rollen 
der sonderpädagogischen Lehrkräfte im 
Gemeinsamen Lernen unter Einbindung 
von Unterrichtstätigkeit und Beratung, 
schaffen Funktionsstellen Inklusion in 
erweiterten Schulleitungen und stärken 
die multiprofessionellen Teams. 

Wir verstehen Inklusion als eine Auf gabe 
aller Schulen; für Gymnasien gilt dies für 
zielgleiche Bildungswege und bei Entschei ­
dung durch die Schulkonferenz auch für 
zieldifferente Bildungswege. Wir prüfen, 
wie die Größe der inklusiven Klassen auf 
25 Schülerinnen und Schüler rechtsver­
bindlich gedeckelt werden kann unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen auf 
andere Klassen und Schulen. 

Wir werden die Regeln für AO­SF­Ver ­
fahren nach wissenschaftlichen Erkennt ­
nis sen und internationalen Standards 
überarbeiten. Dabei soll auch geprüft 
werden, ob die Begutachtung durch ein 
interdisziplinäres Gutachterteam durch­
geführt werden sollte. Wir streben eine 
Aktualisierung und Weiterentwicklung 
der Empfehlungen der Kultusminister­
Konferenz (KMK) zur inklusiven Bildung 
und eine Überarbeitung der Grundsätze 
der KMK zur Rechenschwäche an. Wir 
prüfen, wie wir bis zur Überarbeitung lan­
desrechtlich einen Nachteilsausgleich 
regeln können. Wir setzen einen Schwer ­
punkt auf digitale Tools für personalisierte 
und passgenaue Lernfortschritte und 
starten einen offenen Wettbewerb, um 
mindestens zwei konkurrierende Tools für 
Schulen verfügbar zu machen. Wir prüfen, 
wie das öffentliche Bildungssystem um ein 
digitales Schulangebot für jene ergänzt 
werden kann, die aus gesundheitlichen 
Gründen an keinem Präsenzunterricht teil ­
nehmen können und werden die Regelun ­
gen für die Klinikschulen entsprechend den 
aktuellen Herausforderungen weiterent­
wickeln.“ 

Bereits im Juli 2018 beschloss die Vor ­
gängerregierung aus CDU und FDP Eck ­
punkte zur Neuausrichtung der Inklusion 
in der Schule. Wesentliche Elemente sind: 

• Ab dem Schuljahr 2019/20 soll das 
Gemeinsame Lernen vom Grundsatz her 
nur an solchen Haupt­, Real­, Gesamt­, 
Gemeinschafts­, Sekundar­ und Primus ­
schulen eingerichtet werden, die von 
der Schulaufsicht mit Zustimmung des 
Schulträgers als Schulen des Gemein ­
samen Lernens bestimmt worden sind. 
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Diese Schulen sollen die konzeptionellen, 
inhaltlichen und personellen Qualitäts ­
standards erfüllen. Die personellen 
Ressourcen sollen zudem gezielter ein­
gesetzt werden. Es gilt die Vorgabe, 
dass eine weiterführende Schule, an der 
Gemeinsames Lernen praktiziert wird, 
jährlich im Durchschnitt ihrer Eingangs ­
klassen drei Schüler*innen mit Bedarf 
an sonderpädagogischer Unterstützung 
aufnimmt. 

• Es gilt die Formel 25 – 3 – 1,5: Mittel ­
fristiges Ziel ist es, dass Schulen, die im 
Durchschnitt drei Schüler*innen mit 
sonderpädagogischem Unterstützungs ­
bedarf in ihren Eingangsklassen aufneh­
men, rechnerisch für jede dieser Klas sen 
eine halbe zusätzliche Stelle erhalten. 
Der Klassenfrequenzrichtwert an Schulen, 
an denen Gemeinsames Lernen einge­
richtet wird, soll schrittweise auf 25 
Schüler*innen abgesenkt werden. 

• Die Aufgaben der Förderschulen sollen 
nicht auf die eigenen Schüler*innen be ­
schränkt werden. Förderschulen sollen 
unter bestimmten Voraussetzungen all­
gemeine Schulen aktiver unterstützen –
insbesondere die Schulen, die keine 
Schulen des Gemeinsamens Lernens sind, 
aber (einzelne) Schüler*innen mit sonder ­
pädagogischem Bedarf unterrichten. 
Die Verordnung zur Mindestgröße von 
Förderschulen wurde im Jahr 2019 so 
geändert, dass mehr Förderschulen 
erhalten bleiben bzw. neue Förder ­
schulen errichtet werden. 

• Mit dem sogenannten Ressourcenerlass 
stellt das MSB Eckpunkte für die Zu ­
weisung von Stellen zur Unterstützung 

des Gemeinsamen Lernens in den Grund ­
schulen und PRIMUS­Schulen auf. Schu ­
len, an denen Gemeinsames Lernen auf 
der Grundlage von Nummer 4.1 des 
Runderlasses „Gemeinsames Lernen in 
der Grundschule“ eingerichtet wurde, 
erhalten für die Schuleingangsphase zur 
Unterstützung im Bereich der Lern­ und 
Entwicklungsstörungen eine Unterstüt ­
zung im Umfang von einer halben Stelle 
für eine Lehrkraft für sonderpädagogi­
sche Förderung und einer halben Stelle 
für eine Sozialpädagogische Fachkraft 
(„Sockelausstattung“). In den Klassen 3 
und 4 sind die sonderpädagogischen 
Förder bedarfe im Bereich der Lern­ und 
Entwicklungsstörungen in der Regel förm ­
lich festgestellt. Hier sollen die Schu len 
für sechs Schülerinnen und Schü ler mit 
Bedarf an sonderpädagogischer Unter ­
stützung in den Förderschwerpunkten 
Lernen, Emotionale und soziale Entwick ­
lung sowie Sprache eine Stelle als 
Mehrbedarf erhalten, die entweder mit 
einer Lehrkraft für sonderpädagogische 
Förderung oder ggf. einer Fachkraft aus 
den weiteren pädagogischen Berufs grup ­
pen (Multiprofessionelle Teams) besetzt 
werden kann. Für sechs Schüler*innen 
mit Förderbedarf Geistige Entwicklung, 
Körperlich­motorische Entwicklung, 
Sehen sowie Hören und Kommuni ka tion 
erhalten die Schulen eine zusätzliche 
Stelle. Dies entspricht einer Schüler*in ­
nen­Lehrer*innen­Relation von 1: 6,1. 

Die GEW NRW hält die derzeitige Orga ­
nisation des Gemeinsamen Lernens für 
un geeignet, um den im Koalitionsvertrag 
formulierten Anspruch zu erreichen, die 
Qualität der inklusiven Angebote an allge­
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meinen Schulen zu steigern. Sie befürchtet 
vielmehr eine Verwaltung des eklatanten 
Mangels. Von einer besseren Umsetzung 
der UN­Behindertenrechtskonvention kann 
nicht die Rede sein.

INFO 

MSB zu Inklusion 

https://t1p.de/eamcd 

 

 
 

GEW zur Inklusion 

https://t1p.de/8ml1j 

Dein Draht zu uns 

 
Allgemeine Geschäftszeiten der GEW 
8.00 Uhr – 16.30 Uhr 
Nünningstr. 11, 45141 Essen 
 
Sammelnummer                 Rechtsberatung 

Telefon +49 201 2940301         Telefon +49 201 
2940337                                         Telefax +49 201 2940353
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GEW NRW Arbeitsgremien 

Hier bist du richtig, wenn du Rat von den Expert*innen aus unseren Aus ­

schüssen, Fachgruppen oder Referaten brauchst. Diese findest du auf unserer 

neuen Website unter Kontakt und Beratung, oder über den folgen QR­Code:
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Personalräte 

Finde auf unserer neuen Website unter Kontakt und Beratung, oder über den 

folgenden QR­Code deinen zuständigen Personalrat. Sortiere einfach nach 

deiner Schulform, der passenden Zuständigkeit oder deinem Bezirk.
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Ansprechparter*innen 

Du hast ein direktes Anliegen an unseren Vorsitz oder suchst eine Ansprech ­

person aus unserer Geschäftsstelle? Wende dich gern an uns! Die richtige 

Ansprechperson findest du über den folgenden QR­Code, oder über die Kontakt­ 

und Beratungsseite auf unserer neuen Website.
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GEW NRW Arbeitsgremien 

Suchst du nach deinem persönlichen GEW NRW Kontakt? Du brauchst 

Beratung, ein*e Ansprechpartner*in vor Ort oder möchtest dich in der GEW 

NRW engagieren? Dann melde dich gerne bei uns! Unsere ehren­ amtlichen 

Expert*innen sind an 53 Standorten in ganz NRW vertreten und in 15 

Geschäftsstellen persönlich für dich da. Auf der Webseite deiner GEW NRW 

findest du die Kontaktdaten und lokale Infos und Neuigkeiten. Die 

Kolleg*innen helfen dir bei dienstlichen Anliegen, beantworten deine Fragen 

und du kannst in deiner Kommune selbst aktiv werden!
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Klassenarbeiten/Leistungsbewertung

Lehrkräfte sind dazu verpflichtet die 
Leistungen der Schüler*innen zu bewerten. 
Dazu gehören nicht nur schriftliche Klassen ­
arbeiten, sondern auch die mündlichen 
Beiträge und alle anderen Arbeits do ku ­
mente. Das Schulgesetz formuliert die 
grund legenden Vorgaben für diese Leis ­
tungsbewertungen. In den jeweiligen Aus ­
bil dungs­ und Prüfungsordnungen wer den 
sie für die verschiedenen Schul formen kon­
kretisiert. Zu unterscheiden sind Regelun ­
gen für die Grundschulen (AO GS), für die 
Haupt­, Real­, Gesamt­, Sekun darschulen 
und Gymnasien (Sekun darstufe I, APO S I), 
für die Gymnasiale Oberstufe (Sekundar ­
stufe II, APO GOSt), das Berufskolleg (APO 
BK), das Weiter­bildungskolleg (APO WBK) 
und die Son der pädagogische Förderung 
(AO SF). Für Klassenarbeiten und Hausauf ­
gaben gibt es zudem eine Erlassregelung. 

 

Gesetzliche Vorgaben zu diesem 
Thema finden sich im § 48 Schulgesetz: 

(1) Die Leistungsbewertung soll über den 
Stand des Lernprozesses der Schü lerin oder 
des Schülers Aufschluss geben; sie soll 
auch Grundlage für die weitere Förderung 
der Schülerin oder des Schülers sein. Die 
Leistungen werden durch Noten bewertet. 
Die Ausbildungs­ und Prüfungsord nungen 
können vorsehen, dass schriftliche Aussa ­
gen an die Stelle von Noten treten oder 
diese ergänzen. 

(2) Die Leistungsbewertung bezieht sich 
auf die im Unterricht vermittelten Kennt ­
nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten. Grund ­

lage der Leistungsbewertung sind alle von 
der Schülerin oder dem Schüler im Beur ­
teilungsbereich „Schriftliche Arbeiten“ und 
im Beurteilungsbereich „Sonstige Leistun ­
gen im Unterricht“ erbrachten Leistungen. 
Beide Beurteilungsbereiche werden bei der 
Leistungsbewertung angemessen berück ­
sichtigt. 

(3) Werden Leistungen aus Gründen, die 
von der Schülerin oder dem Schüler nicht 
zu vertreten sind, nicht erbracht, können 
nach Maßgabe der Ausbildungs­ und Prü ­
fungsordnung Leistungsnachweise nach­
geholt und kann der Leistungsstand durch 
eine Prüfung festgestellt werden. 

(4) Verweigert eine Schülerin oder ein 
Schüler die Leistung, so wird dies wie eine 
ungenügende Leistung bewertet. 

(5) Neben oder an Stelle der Noten kann 
die Ausbildungs­ und Prüfungsordnung ein 
Punktsystem vorsehen. Noten und Punkt ­
system müssen sich wechselseitig umrech ­
nen lassen. 

 

Weitere Regelungen zur 
Leistungsbewertung 

Weitere Regelungen zu Klassenarbeiten 
findest du in den jeweiligen Ausbildungs­ 
und Prüfungsord nungen sowie in Nummer 
3 des RdErl. d. Ministeriums für Schule und 
Bildung vom 5. Mai 2015 „Unterrichts beginn, 
Verteilung der Wochenstunden, Fünf­Tage­
Woche, Klassenarbeiten und Hausaufga ben 
an allgemeinbildenden Schulen“ (BASS 12 
– 63 Nr. 3).
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Klassenfahrt 

Abschlussfahrten, Wandertage, Skifrei ­
zeit – die Organisation und Beaufsichti ­
gung solcher Veranstaltungen gehört zu 
den Aufgaben von Lehrkräften dazu. Von 
der Buchung bis zur Aufsichtspflicht ist 
dabei vieles zu beachten.  

Die Teilnahme an Klassen fahrten, Schul ­
wanderungen oder Schul fahrten gehört zu 
deinen Aufgaben als Lehrkraft. Schwer ­
behinderte und ihnen gleichgestellte 
Lehrkräfte sind zu ihrer Belastbarkeit zu 
befragen, die Teilnahme ist freiwillig. Eine 
personelle Unterstüt zung ist möglich 
(BASS 21­06 Nr. 1 Punkt 8.1) 

 

Vertragsschluss, Kostensicherung 
und Stornierung 

Die Organisation solcher Fahrten erfor­
dert es, Verträge mit Beförderungs­ und Be ­
herbergungsunternehmen zu schließen. Diese 
Verträge darfst du nie im eigenen Namen 
abschließen, sie sind von der Schul leitung zu 
unterzeichnen. Vor der Buchung solltest du 
die Reisekosten aufschlüsseln und von allen 
Schüler*innen eine Bestäti gung der Kosten ­
übernahme durch die Erzie hungsberech tig ­
ten einholen. Muss eine Fahrt kurzfristig 
storniert werden, sollte dies immer schrift­
lich per Einschrei ben/ Rückschein und eben­
falls im Namen der Schule erfolgen. 

  

Wer haftet bei Schulfahrten? 

Bei Vertragsverletzungen oder Scha dens ­
er satzansprüchen Dritter aufgrund eines 

Verschuldens der Lehrkraft haftet das Land 
NRW gegenüber dem Schul trä ger, soweit 
der Lehrkraft nur leichte Fahr lässig keit vor­
geworfen werden kann. Persön lich haften 
musst du nur bei vorsätzlichem oder grob 
fahrlässigem Handeln. 

  

Vorgaben für die Aufsichtspflicht 

Art und Umfang der Aufsichtspflicht rich ­
ten sich nach den jeweiligen Gege ben ­
heiten. Bei schwierigen Aufsichtsverhält ­
nissen sowie mehrtägigen Veranstaltun ­
gen ist es ratsam, eine weitere Begleit ­
person mitzunehmen. Bei mehrtägigen 
Ver anstaltungen, an denen auch Schüle ­
rinnen teilnehmen, ist eine weibliche 
Begleitung grundsätzlich erforderlich. 
Außer Lehrer*innen können als Begleit ­
personen auch Erziehungsberechtigte 
oder volljährige Schüler*innen teilneh­
men. Leiter*innen und weitere Begleit ­
per sonen sollten in derselben Unterkunft 
wie die Schüler*innen übernachten. Bei 
Begegnungsveranstaltungen ist darauf zu 
achten, dass die Gastfamilien die erfor­
derliche Aufsicht wahrnehmen. 

  

Gefahrvermeidung und 
Unfallverhütung 

Schüler*innen dürfen nicht in privaten 
Kraftfahrzeugen gefahren werden. Abwei ­
chungen muss die Schulleitung schriftlich 
zustimmen. Das Trampen per Autostopp 
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ist verboten. Abhängig vom Ziel des Aus ­
flugs sind die Sicherheits bestimmun gen 
des Schwimmerlasses oder die Qualifika ­
tions voraussetzungen bei Bergwanderun ­
gen oder beim Ski laufen zu beachten. 
Zumindest eine Begleitperson sollte über 
fachliche Kenntnisse und Erfah rungen 
verfügen. Alternativ sind routinierte, orts­
kundige Fachkräfte heranzuziehen. 

  

Reisekostenerstattung für 
Lehrkräfte 

Nimmst du an einer Veranstaltung teil, 
sind die vollen Reisekosten zu erstatten. 
Eine Umlage deiner Reisekosten auf die 
Schüler*innen ist unzulässig. Vorsicht bei 
Erstattung oder Umlage von Freiplätzen 
der jeweiligen Anbieter: Dabei kann es zu 
einem Konflikt mit dem Verbot der An ­
nahme von Belohnungen und Geschen ken 
kommen. 

  

Freizeitausgleich für 
Teilzeitbeschäftigte 

Für alle Teilzeitbeschäftigten hat die 
Schulleitung mit der Genehmigung der 
Fahrt festzulegen, wie der konkrete Aus ­
gleich für die Mehrarbeit wegen der Voll ­
zeitbeanspruchung während der ganztä­
gigen Klassenfahrt geschehen soll (Richt ­

linien für Schulfahrten Punkt 4, Nr. 1). Der 
Ausgleich soll insbesondere bei den 
außer unterrichtlichen Aufgaben vorgenom ­
men werden, unterrichtlicher Ausgleich 
ist nicht ausgeschlossen. Sollte trotz die­
ser Bestimmungen kein Freizeitausgleich 
erfolgen, empfehlen wir teilzeitbeschäf­
tigten Angestellten, einen entsprechen­
den Antrag auf Bezahlung der Mehr ­
stunden an das Schulamt (Grundschul ­
lehrkräfte) beziehungsweise die Bezirks ­
regierung (alle anderen) zu stellen. 

Die GEW NRW rät, schulinterne Rege ­
lungen des Ausgleichs durch Beschluss in 
der Lehrerkonferenz zu treffen. 

INFO 

MSB zu Schulfahrten 

https://t1p.de/ns7ta 

 
 
 
 

Landesreisekostengesetz NRW 

https://t1p.de/axqeo
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Klassenleitung

Die Klassenlehrer*innen nehmen eine 
Fülle von organisatorischen und pädago­
gischen Aufgaben wahr. Wer für die 
Auswahl der Klassenlehrer*innen zustän­
dig ist und welche einzelnen Aufgaben 
wahrzunehmen sind, regelt ausführlich 
der § 18 der Allgemeinen Dienstordnung 
(BASS 21­02 Nr. 4): 

(1) Für jede Klasse bestimmt die Schul ­
leiterin oder der Schulleiter im Beneh men 
mit der Lehrkraft eine Klassenlehrerin 
oder einen Klassenlehrer. Diese oder die­
ser soll im besonderen Maße auf die 
erzieherische und fachliche Förderung 
der Schülerinnen und Schüler der Klasse 
hinwirken. Sie achten darauf, dass die 
Klasse, insbesondere durch den Umfang 
der Hausaufgaben und die Verteilung der 
Klassenarbeiten, im Laufe des Schul jahres 
ausgewogen und nicht unangemessen 
belastet wird. 

(2) Die Klassenlehrerin oder der Klassen ­
lehrer informiert und berät die Klasse bei 
Bedarf in allen schulischen Angelegen hei ­
ten, insbesondere in Fragen der Schul lauf ­
bahnen, soweit diese Aufgabe nicht von 
Beratungslehrerinnen oder Beratungs ­
lehrern (§ 9 Abs. 4 ADO) wahrgenommen 
wird. In Gesprächen und im Rahmen von 
Klassenkonferenzen in formiert sich die 
Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer 
über das Verhalten und die Leistungen 
der Schülerinnen und Schüler im Unter richt 
der anderen Lehrerinnen und Lehrer. 

(3) Die Klassenlehrerin oder der Klassen ­
l ehrer führt den Vorsitz in der Klassen ­

konferenz (§ 71 Abs. 1 Satz 2 SchulG) und 
ist mit beratender Stimme Mitglied der 
Klassenpflegschaft (§ 73 Abs. 1 Satz 1 
SchulG). Die Klassenlehrerin oder der 
Klassenlehrer fördert und koordiniert die 
Kontakte zu den Eltern (§ 123 SchulG) 
und benachrichtigt sie bei besonderen 
Anlässen. Entsprechendes gilt hinsichtlich 
der für die Berufserziehung Mitverant ­
wortlichen. 

(4) Die Klassenlehrerin oder der Klas ­
senlehrer sorgt dafür, dass die die Klasse 
betreffenden Unterlagen ordnungsge­
mäß erstellt und geführt werden (insbe­
sondere das Schülerstammblatt gemäß § 
4 Abs. 4 VO­DV I ­ BASS 10­44 Nr. 2.1, das 
Klassenbuch, die Zeugnisse, die Abwe ­
senheitsliste und die Entschuldigungen). 
Die Klassenlehrerin oder der Klassen ­
lehrer sorgt für die Durchführung vorge­
schriebener ärztlicher Untersuchungen 
und für die Fertigung von Gutachten zu 
Übergangsverfahren und erledigt die 
damit zusammenhängenden Aufgaben 
einschließlich der Vorbereitung der Klassen­ 
und Versetzungskonferenzen. 

(5) Bei Schulwanderungen und Schul ­
fahrten begleitet in der Regel die Klassen ­
lehrerin oder der Klassenlehrer die Klasse; 
in begründeten Fällen kann die Schul lei ­
tung eine andere Regelung treffen 
(Richtlinien für Schulfahrten – RdErl. v. 
19.03.1997 – BASS 14­12 Nr. 2). Beson dere 
Veranstaltungen der Klasse (z. B. Betriebs ­
besichtigungen, Feiern) sind mit der Schul ­
leitung abzustimmen. 
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Der Lehrerrat wird in der Lehrer kon ­
ferenz gewählt (§ 69 Schulgesetz). Er 
über nimmt als Interessenvertretung aller 
Beschäftigten der Schule auch Personal ­
rats aufgaben, da Schulleiter*innen Dienst ­
vorgesetztenaufgaben wahrnehmen. Der 
Lehrerrat muss z.B. beteiligt werden, wenn 
die Schulleitung Mehrarbeit anordnet, 
ob wohl ihr im Voraus bekannt war, dass 
ein*e Beschäftigte*r länger als sechs 
Wochen fehlt. 

 

Wahl des Lehrerrats 

Die Lehrerkonferenz wählt eine*n Wahl ­
leiter*in. Der oder die Schulleiter*in darf 
sich an der Vorbereitung und Durchfüh ­
rung der Wahl nicht beteiligen. Sie ist weder 
wahlberechtigt noch wählbar. Wahl be ­
rech tigt sind alle in der Schule tätigen 
Lehrer*innen sowie das dort tätige päda­
gogische und sozialpädagogische Perso ­
nal gemäß § 58 SchulG. Dazu gehören z.B. 
auch die sogenannten MPT­Kräfte oder 
die Alltagshelfer*innen. Dazu gehören 
nicht Schulverwaltungsassistent*innen, 
da sie zur Dienststelle der Schulaufsicht 
zugeordnet sind. 

Dem Lehrerrat gehören mindestens drei, 
höchstens fünf Lehrer*innen oder sozial­
pädagogische Mitarbeiter*innen im Lan ­
des dienst an (§ 58 Schulgesetz). Bei 
Schulen mit weniger als neun Lehrer*in nen 
kann der Lehrerrat auf Beschluss der 
Lehrer konferenz auf zwei Mitglieder 
beschränkt werden.  

Amtszeit  

Der Lehrerrat wird für vier Jahre ge wählt. 
Nach entsprechender Forderung der GEW 
gab es eine Schulgesetzände rung, die nun 
die rechtliche Möglichkeit schafft, dass das 
freiwillig übernommene Lehrerrats mandat 
auch niedergelegt werden darf, § 69 Abs. 7 
SchulG). Wird durch Mandats nie derle gung 
die Mindestanzahl nach Absatz 1 Satz 2 
oder 3 unterschritten und kann diese 
nicht durch den Eintritt eines Ersatzmit ­
glieds gemäß § 64 Absatz 2 Satz 3 ausge­
glichen werden, wählt die Lehrerkon fe ­
renz unverzüglich einen neuen Lehrerrat 
für den verbleibenden Zeitraum der Wahl ­
periode (Nachwahl). Der Lehrerrat nimmt 
seine Aufgaben weiterhin wahr, bis der 
neu gewählte Lehrerrat zu seiner ersten 
Sitzung zusammengetreten ist. 

 

Arbeitsorganisation des 
Lehrerrats 

Der Lehrerrat wählt aus seiner Mitte 
eine*n Vorsitzende*n und eine Stellver ­
tretung. Um arbeitsfähig zu sein, muss 
nach Ansicht der GEW NRW eine feste 
Stunde für den Lehrerrat im Stundenplan 
eingeplant werden.  

Das Problem der zeitlichen Entlastung 
für die ambitionierten Aufgaben des 
Lehrerrats ist aus Sicht der GEW NRW 
dagegen nicht ausreichend gelöst. Unter 
Verweis auf die der Schule zur Verfügung 
stehenden Anrechnungsstunden sieht 

Lehrerrat und Personalvertretung
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sich das Land aus der Verantwortung ent­
lassen. Dieser „Topf“ ist aber unzurei­
chend ausgestattet. Über die Grundsätze 
der Verteilung der Stunden entscheidet 
die Lehrerkonferenz auf Vorschlag der 
Schulleitung, die dann die Letztent schei ­
dung bei der Verteilung auf die einzelnen 
Lehrer*innen trifft. Aus Sicht der GEW 
NRW haben die Mitglieder des Lehrerrats 
einen Anspruch darauf, dass sie bei der 
Verteilung dieser Stunden(anteile) bevor­
zugt berücksichtigt werden. 

 

Aufgaben als Vermittler zwischen 
Schulleitung und Kollegium 

Der Lehrerrat hat zunächst eine allge­
meine Beratungs­ und Vermittlungs auf ­
gabe. Er kann der Schulleitung Vorschläge 
für Sachverhalte machen, in denen die 
Lehrerkonferenz nur auf Vorschlag der 
Schul leitung entscheiden kann – etwa bei 
den Grundsätzen zur Verteilung von 
Anrechnungsstunden. Eine Vermittlungs ­
auf gabe kommt nur in Frage, wenn dies 
die beteiligten Lehrer*innen bzw. päda­
gogischen Mitarbeiter*innen wünschen. 
Über seine Tätigkeit hat der Lehrerrat der 
Lehrerkonferenz einmal im Schuljahr zu 
berichten. 

 

Rechte des Lehrerrats 

Die Mitglieder sind in der Ausübung 
ihres Mandats nicht an Aufträge und Wei ­
sungen gebunden (§ 62 Abs. 5 SchulG). 
Die Schulleitung ist verpflichtet, den 
Lehrerrat in allen Angelegenheiten die 
Lehrkräfte und Sonstige im Landesdienst 
stehende pädagogische und sozialpäda­

gogische Mitarbeiter*innen betreffend 
zeitnah und umfassend zu unterrichten 
und anzuhören. 

 

Aufgaben anstelle des 
Personalrats 

Seit dem 01. August 2015 ist den Schul ­
leiter*innen aller Schulen ein erweiterter 
Katalog von Dienstvorgesetztenaufgaben 
übertragen worden – darunter auch die 
Auswahl für Personaleinstellungen, Mehr ­
arbeit, Dienstreisen, Sonderurlaub und 
freiwillig auch die eigenständige Perso ­
nal einstellung. In all diesen Fällen haben 
Schulleitung und Lehrerrat dabei wesent­
liche Verfahrensbestimmungen des Landes ­
personal vertretungsgesetzes (LPVG NRW) 
zu beachten (§ 69 Abs. 3 SchulG, § 85 Abs. 
1 LPVG). 

Der Lehrerrat übernimmt Aufgaben des 
Personalrats, wenn die Schulleitung 
dienstrechtliche Entscheidungen trifft. Er 
bestimmt mit bei der Einstellung von 
Personal, das für kurze Zeit befristet zur 
Sicherung der Unterrichtsversorgung oder 
für besondere pädagogische Aufgaben 
vorgesehen ist. Zudem wird der Lehrerrat 
beteiligt, wenn Mehrarbeit angeordnet 
werden muss, da es an vielen Schulen zu 
wenige Vertretungsreserven gibt. Der 
Lehrerrat kann hier aufgrund seiner 
Rechte gegenüber der Schulleitung auch 
mal Nein sagen. Zudem hat der Lehrerrat 
ein Beteiligungsrecht bei der Auswahl der 
Teilnehmer*innen bei Fortbildungen. 

Darüber hinaus sind den Schulleitungen 
weitere Dienstvorgesetztenaufgaben über ­
tragen worden – beispielsweise im Be ­



69  

Arbeitsplatz Schule

reich des Daten­, Arbeits­ und Gesund ­
heitsschutzes. Aus dieser Verantwortung 
der Schulleitung ergibt sich nach § 64 Nr. 6 
LPVG, die Verpflichtung zur Förderung der 
Eingliederung schwerbehinderter Beschäf ­
tigter und sonstiger schutzbedürftiger, ins ­
besondere ältere Personen. Dies ist auch 
eine Aufgabe des Lehrerrats korrespon­
dierend zu den Zuständikgeiten der Schul ­
leitung.  

 

Fortbildung 

Die Aufgaben des Lehrerrats setzen 
eine fundierte Fortbildung voraus. Die 
GEW NRW hat erreicht, dass allen 
Mitgliedern die kostenlose Teilnahme an 
Fortbildungen ermöglicht werden muss. 
Diese werden maßgeblich von der GEW 
NRW angeboten.

INFO 

Zuständigkeitsverordnung  

 

Beamt*innen 

https://t1p.de/raz54 

 

 

Tarifbeschäftigte 

https://t1p.de/5p54u  

 

GEW­Fortbildungen 
für Lehrerräte 

https://t1p.de/j04tb 
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Medikamentengabe

Schüler*innen mit chronischen Erkran ­
kungen oder anderen gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen sind gegebenenfalls 
bei der Einnahme von Medikamenten – 
zum Beispiel Tabletten, Tropfen, Salben – 
während der Schule auf Unterstützung 
angewiesen. Aus der gesetzlich vorgege­
benen Schulpflicht nach den §§ 34 ff 
Schulgesetz (SchulG) folgt zugleich eine 
Fürsorge­ und Betreuungspflicht der 
Schule gegenüber den ihr anvertrauten 
Schüler*innen (§ 57 Abs. 1 SchulG). Diese 
durch die Lehrkräfte wahrzunehmende 
Pflicht umfasst allerdings nicht die Durch ­
führung von medizinischen Unter stützungs ­
maßnahmen für Schüler*innen. 

Im Interesse der Schüler*innen können 
Lehrkräfte solche Tätigkeiten unter be ­
stimmten Voraussetzungen jedoch freiwillig 
übernehmen. In diesen Fällen ist eine 
schriftliche Vereinbarung erforderlich, die 
im Interesse aller Beteiligten konkret die 
Unterstützungsmaßnahmen beschreibt. 
Eltern ist zu verdeutlichen, dass es grund­
sätzlich bei der elterlichen Sorge für ihr 
Kind bleibt. 

Das Schulministerium hat eine „Hand ­
reichung Medikamentengabe durch Leh ­
rer*innen“ vorgelegt, die als Empfehlung 
für die Schulen verstanden wird. Sie 
greift die geltende Rechtslage auf und 
möchte insbesondere Lehrkräfte, Schul ­
leitungen sowie Schulaufsichtsbehörden 
entsprechend unterstützen und sensibi­
lisieren. 

Medizinische 
Unterstützungsmaßnahmen / 
Medikamentenabgabe 

In der Handreichung wird klargestellt, 
dass medizinische Unterstützungsmaß ­
nahmen für Schüler*innen mit chronischen 
Erkrankungen keine Aufgabe der Schule 
und nicht Bestandteil der Ausbil dung von 
Lehrkräften sind. Diese Unter stützungs ­
maßnahmen gehören nicht zu dienst­ und 
arbeitsrechtlichen Pflichten der beamteten 
und tarifbeschäftigten Lehr kräfte. Die 
Verpflichtung zu Erste­Hilfe­Maßnahmen 
bleibt davon unberührt. 

Eltern können die Schule bitten, dass 
ihr Kind durch die Schule medizinisch 
unter stützt wird. Unterstützungsleis tun gen 
können durch einzelne Lehrkräfte freiwillig 
übernommen werden. Ist eine Lehrkraft 
zur Unterstützung bereit, so ist zwischen 
den Eltern und der Lehrkraft im Einverneh ­
men mit der Schulleitung eine schriftliche 
Vereinbarung abzuschließen (Aufgaben ­
übertragung). Lehrkräfte dürfen medizini­
sche Unterstützungsmaßnahmen nicht 
durchführen, wenn der*die betroffene 
Schüler*in die Maßnahme ablehnt. Hie ­
rüber sind die Eltern unverzüglich in geeig ­
neter Form zu informieren. 

Es wird empfohlen, dass die betreffende 
Lehrkraft die jeweils vorgenommenen 
medizinischen Unterstützungs maßnah men 
nach Möglichkeit schriftlich dokumentiert. 
Hierfür stellt das Schulminis terium auf 
seiner Homepage entsprechende Muster ­
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formulare sowie ergänzende Informa ­
tionen zu chronischen Erkrankungen z. B. 
Diabetes, Epilepsie usw. zur Verfügung. 

 

Weitere medizinische Maßnahmen 

In Abgrenzung zur Medikamentengabe 
und medizinischen Unterstützungsmaß ­
nahmen handelt es sich bei medizinischen 
Maßnahmen um körperliche Eingriffe, die 
von Lehrkräften bereits aus rechtlichen 
Gründen nicht vorgenommen werden 
dürfen. Entsprechende Maßnahmen sind 
zum Beispiel allgemeine Injektionen, Bla ­
sen kathetereinführung, Sondenlegung 
oder Schleimabsaugung. Sie sind medizi­
nisch vorgebildeten Personen vorbehalten. 
Dementsprechend können und dürfen 
Lehrkräfte solche medizinischen Maßnah ­
men auch nicht freiwillig übernehmen. 

 

Wer haftet, wenn etwas schief geht? 

Tritt trotz oder aufgrund einer Unter ­
stützungsmaßnahme durch Lehrkräfte bei 

Schüler*innen eine Körper­ oder Gesund ­
heits schädigung ein, so handelt es sich in 
der Regel um einen Schulunfall, für den 
die gesetzliche Unfallversicherung eintritt 
(vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII), vorbehalt­
lich der medizinischen Zusammenhänge 
im Einzelfall. Lehrkräfte haften nur dann 
unmittelbar, wenn sie die Körper­ oder 
Gesundheitsschädigung vorsätzlich her­
beigeführt haben (Haftungsprivileg; vgl. 
§ 105 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VII). 

Die GEW NRW fordert, dass für die 
Medikamentengabe und für weitere Unter ­
stützungsmaßnahmen chronisch kranker 
Schüler*innen medizinische Fachkräfte in 
den Schulen eingestellt werden.  

INFO 

MSB: Handreichung zur 
Medikamentengabe 

https://t1p.de/kmixe  
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Mehrarbeit 

Auch Lehrer*innen werden krank, fahren 
auf Fortbildung oder bekommen Kinder, 
was zu Mehrarbeit der Kolleg*innen führt. 

Es ist zu unterscheiden zwischen ad­hoc 
und voraussehbarer Mehrarbeit. Ad­hoc 
Mehr arbeit ist der kurzfristige Ausfall 
meist durch Krankheit, hier muss die Mehr ­
arbeit schriftlich angekündigt werden, übli­
cherweise durch einen Vertretungs plan. 
Voraussehbare Mehrarbeit entsteht bei­
spielsweise durch Elternzeit oder Abwesen ­
heit von Kolleg*innen durch dienstliche 
Verpflichtungen wie Klassen fahrten und 
Fortbildungen.  

 

Flexible Mittel für Vertretung 

Bei Erkrankungen, die länger als vier 
Wochen andauern, Mutterschutz und 
Eltern zeit können Vertretungskräfte einge­
stellt werden. Dazu muss die Schul leitung 
einen Antrag an die Bezirks regie rung be ­
ziehungsweise das Schulamt (Grund ­
schulen) stellen. Diese entscheidet, ob die 
Schule die fehlende Lehrkraft „beleihen“ 
kann, was u.a. von der Beset zungssituation 
der Schule und den vorhandenen Finanz ­
mitteln abhängt. 

 

Aufstockung von Teilzeit 

Auch eine Aufstockung des Umfanges von 
Teilzeitbeschäftigung kann mit Einver ­
ständnis der Betroffenen beantragt werden. 

Für Ausfälle unter vier Wochen stehen 
folgende Maßnahmen zur Verfügung:
„UA­Stunden“ – Stellenreserve für indivi­
duelle Förderung und Vertretung 

Diese Stellen sind für alle Schulformen 
in unterschiedlichem Umfang, meist 2% 
der Personalausstattungsquote, im Lan ­
des haushalt vorgesehen. In den soge­
nannten „SchiPS­Zahlen“ (schulinternes 
Planungs system, Programm zur Stellen ­
verwaltung der Schulen) lässt sich der 
genaue Umfang der Stunden ablesen, 
Personal räte haben Zugang zu den 
aktuellen Zahlen. Diese Stunden sind für 
bezahlten Vertretungsunterricht vorge­
sehen, der fest im Stundenplan einer 
Lehrkraft verankert ist und auf ihr 
Deputat angerechnet wird. Sollte kein 
Vertretungsbedarf anfallen, wird die 
Lehrkraft in einer Lern gruppe für indivi­
duelle Förderung eingesetzt. Leider sind 
die UA­Stunden und ihre Verwendung an 
vielen Schulen nicht bekannt und die ent­
sprechenden Stun den werden zur Ab ­
deckung der Stundentafel o.ä. verwen­
det. Wir empfehlen in der Lehrer kon ­
ferenz die Schulleitung nach Verwendung 
der UA­Stellen zu fragen.  

 

Flexibilisierung der Pflichtstunden 

Die Zahl der wöchentlichen Pflichtstun ­
den einer Lehrer:in kann aus schulorgani­
satorischen Gründen, insbesondere zum 
Ausgleich einer nicht gleichmäßigen Unter ­
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richtserteilung, für bis zu sechs Monate 
um bis zu sechs Stunden über­ oder 
unterschritten werden (§ 2 Absatz 4 VO 
zu § 93 Absatz 2 SchulG). Dauert dieser 
Zustand länger als zwei Wochen, sollte 
eine Überschreitung um mehr als zwei 
Stunden nicht ohne Zustimmung der 
Lehrer*in erfolgen. Diese zusätzlichen 
oder weniger erteilten Stunden sind 
innerhalb des Schuljahres auszugleichen, 
ausnahmsweise im folgenden Schuljahr 
Der Lehrerrat ist hier in der Mitbe stim ­
mung und kann Einwände geltend machen, 
z.B. wenn die betreffende Kollegin aus 
anderen Gründen schon stark belastet ist. 

 

Organisatorische Maßnahmen 

Unter organisatorischen Maßnahmen 
fällt die Zusammenlegung von Kursen, 
die Auflösung von Differenzierungs grup ­
pen oder die Beaufsichtigung von mehre­
ren Klassen. Viele Schulen lösen auch die 
Dop pelbesetzung im Gemeinsamen Lernen 
auf, was keinesfalls im Sinne einer gelun­
genen Inklusion ist. Wir empfehlen den 
Schulen die Verabschiedung eines Ver ­
tre tungskonzeptes in der Lehrerkon ­
ferenz.  

 

Nicht erteilter Unterricht 

Fällt stundenplanmäßiger Unterricht 
aus, weil Klassen im Praktikum oder auf 
Schulfahrt sind, können Lehrer*innen für 
Vertretungszwecke eingesetzt werden, es 
handelt sich um sogenannte „Statt­
Stunden“ 

Mehrarbeit für vollzeitbeschäftigte 
Lehrkräfte 

Vollzeitbeschäftigte erhalten ab der 
vierten Stunde Mehrarbeit im Kalen der ­
monat alle vier Stunden bezahlt, höch­
stens jedoch 24 Stunden. Die Be zahlung 
erfolgt als Vergütung von Einzelstunden 
nach der Mehrarbeitsvergütungs verord ­
nung, zugrunde gelegt wird dafür das Ein ­
gangsamt  

Mehrarbeit unter vier Stunden im 
Kalendermonat wird nur dann vergütet, 
wenn der Grund für die Unterschreitung 
dieser Mindeststundenzahl die Verrech ­
nung mit Arbeitsausfall (zum Beispiel all­
gemeine Unterrichtsbefreiung nach Zeug ­
nis ausgabe) ist. Sogenannte „Minus stun ­
den“ dürfen nur innerhalb eines Kalen ­
der monats mit angefallener Mehrarbeit 
verrechnet werden. Eine Übertragung auf 
den nächsten Monat oder sogar bis zum 
Schuljahresende ist nicht erlaubt. Anders 
ist es bei der Erteilung von Blockunter ­
richt an Berufsschulen: Hier erfolgt der 
Ausgleich innerhalb eines Schuljahres 
(BASS 21­22 Nr. 21, Punkt 4.6). 

 

Teilzeitbeschäftigte 

Teilzeitbeschäftigte bekommen von der 
ersten Stunde an bis zum Erreichen der 
Vollbeschäftigung ihre Mehrarbeit bezahlt 
(anteilige Besoldung beziehungsweise 
Vergütung). Wenn absehbar ist, dass 
Mehr arbeit geleistet werden wird – Stich ­
wort Klassenfahrt – sollte die Teilzeit ­
beschäftigte im Vorfeld verhandeln, wie 
ein Ausgleich aussehen kann. Dies kann 
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eine nur zeitweise Teilnahme an der Fahrt 
sein oder ein Ausgleich an anderer Stelle 
wie z.B. am Tag der offenen Tür. Eine 
Bezahlung ist nur in Ausnahmefällen mög ­
lich. Wenn dies nicht möglich ist, dann 
können teilzeitbeschäftigte Tarifbe ­
schäftigte nach der Rechtsprechung eine 
Vollzeit­Vergütung für die Klassenfahrt­
Tage verlangen.  

INFO 

BASS Mehrarbeitserlass 

https://t1p.de/2u5ev 

 

 

Vergütung der 
Mehrarbeit 

https://t1p.de/3dhm9 
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Mitarbeiter*innengespräche 

Mitarbeiter*innengespräche sind im 
Schulbereich bisher nicht eingeführt und 
daher gibt es keine Verpflichtung für 
Schul leitungen und Beschäftigte, ein sol­
ches Gespräch zu führen. Solltest du ein 
solches Gespräch führen wollen, kann auf 
deinen Wunsch hin ein Mitglied des 
Personalrats daran teilnehmen. 

Mitarbeiter*innengespräche und Ziel ­
verein barungsgespräche sind Instrumente 
der Personalführung, die im Schulbereich 
nicht eingeführt sind. Egal, welcher Name 
gewählt wird – Mitar bei tergespräch, 
Zielvereinbarungsgespräch, Entwick lungs ­
gespräch, Jahresgespräch, Planungsge ­
spräch, Kooperationsgespräch oder Trans ­
fergespräch über die Wirksam keit oder 
Nachhaltigkeit von Fortbildung – es geht 
in der Regel um Personal füh rung von 
Mitarbeiter*innen. 

Das Mitarbeiter*innengespräch als Per ­
sonalführungsinstrument kommt aus der 
Privatwirtschaft. Es ist eingebunden in ein 
hierarchisches System, in dem Ziele von 
oben vorgegeben werden, ohne dass Be ­
schäftigte beeinflussen können, ob die nö ­
tigen Ressourcen zur Erreichung der Ziele 
zur Verfügung stehen. Es dient dort meist 
der Stärkung der Führungskraft und der 
Vereinzelung der Mitarbeiter*innen. Be ­
gründet wird dies mit Alltagshetze und 
mangelnden Gelegenheiten für intensivere 
Gespräche zwischen Vorgesetzten und 
Mitarbeiter*innen. 

Wie ist der Stand im 
Schulbereich? 

Mitarbeiter*innengespräche und Ziel ­
vereinbarungsgespräche sind Instru mente 
der Personalführung, die im Schulbereich 
nicht offiziell eingeführt sind. Dennoch 
fordern Schulleitungen die Lehrkräfte seit 
einigen Jahren zu solchen Gesprächen auf, 
nicht selten verbunden mit dem recht lich 
nicht haltbaren Verlangen, über den Inhalt 
dieser Gespräche Still schweigen zu be ­
wah ren. Schulleitungen waren irritiert, weil 
in der Qualitätsanalyse gefragt wird, ob 
die Schulleitung regelmäßig Gespräche mit 
ihren Mitarbeiter*innen führt. Die Be ­
schwerde eines Hauptpersonalrats vor Ge ­
richt, beim Oberverwaltungsgericht NRW, 
führte zur rechtlichen Klärung:  

• Die Durchführung von Mitarbeiter ge ­
sprä chen und das Abschließen von Ziel ­
vereinbarungen kann nach derzeitiger 
Rechtslage in den Schulen nicht einge­
fordert werden. 

• Im Rahmen der Qualitätsanalyse werden 
durch das Qualitätstableau keine indivi­
duellen Zielvereinbarungen zwischen 
Schulleiterin / Schulleiter und einzelnen 
Lehrkräften eingefordert. 

Ganz anders in der übrigen Verwaltung: 
Hier wurden diese Gespräche vor einigen 
Jahren eingeführt und zwar mit der vor­
geschriebenen Beteiligung der Personal ­
räte. Die oben genannten und viele weitere 
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Fragen, sowie der rechtliche Rahmen, 
wurden für alle Beteiligten transparent 
geklärt. Die Beschäftigten erhielten und 
erhalten Fortbildungsangebote, in denen 
sie über ihre Rechte und Möglichkeiten 
ausführlich informiert werden. 

Auch wenn Schulleitungen von der 
Schulaufsicht zu Mitarbeiter*innengesprä ­
chen eingeladen werden und dort auch 
Zielvereinbarungen verlangt werden, haben 
diese eindeutig den Charakter individueller 
Mitarbeiter*innengespräche. Als Personal ­
füh rungsinstrument sind hier die Perso ­
nal räte zu beteiligen. 

 

Die GEW meint 

Die oben benannten Fragen müssen 
transparent geregelt werden. Das Mitar ­
beiter*innengespräch unterscheidet sich 
von der Nachfrage nach dem persönlichen 
Befinden oder anderen dienstlichen Ge ­
sprächen zur Regelung täglicher Abläufe 
grundsätzlich durch seine Zielsetzung, die 
leitfaden­gestützte Durchführung, die 
Regelhaftigkeit sowie die Dokumentation 
und ggfs. Zielvereinbarungen, zu denen 
der*die einzelne Beschäftigte veranlasst 
wird. Die Folgen der Gespräche für den 
Unterrichtseinsatz, die Zulassung, bzw. 
Nichtzulassung zu Fortbildungen oder die 
Unterstützung im Rahmen der weiteren 
beruflichen Entwicklung und vieles andere 
sind weder für die Beschäftigten noch für 
Schulleitungen absehbar. 

Solange Mitarbeiter*innengespräche 
im Schulbereich nicht unter Beteiligung 
des Personalrats eingeführt sind, gibt es 
keine Verpflichtung, ein solches Gespräch 
zu führen. 

Die GEW rät 

• Wende dich an deinen Personalrat, 
wenn du zu einem Mitarbeiter*innen­
gespräch aufgefordert wirst. Personal ­
räte, die von geplanten Mitarbeiter*in ­
nengesprächen erfahren haben, konn­
ten die Durchführung unter Hinweis auf 
den fehlenden rechtlichen Rahmen in 
vielen Fällen verhindern. 

• Solltest du ein solches Gespräch führen 
wollen, kann auf deinen Wunsch hin ein 
Mitglied des Personalrats daran teilneh­
men. 

• Weise darauf hin, dass du freiwillig teil­
nimmst. 

• Verlange eine Kopie, wenn Vorgesetzte 
sich Aufzeichnungen über das Gespräch 
machen. 

 

INFO 

GEW­Wuppertal – 
Kurz und Knapp 

https://t1p.de/24sqv  
 

Leitfaden für 
Personalgespräche 

https://t1p.de/tdtjz  
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Schwangere und stillende Mütter stehen 
am Arbeits­, Ausbildungs­ und Studienplatz 
unter einem besonderen Schutz. Es darf 
keine Benachteiligungen während der 
Schwan gerschaft, nach der Entbindung 
und in der Stillzeit geben. 

Die rechtlichen Bestimmungen, die 
schwangeren und stillenden Müttern 
Schutz und Fürsorge gewährleisten, sind 
für angestellte Lehrerinnen im Mutter ­
schutzgesetz und für Beamtinnen in der 
Freistellungs­ und Urlaubsverord nung 
(FrUrlV) niedergelegt. Sie gelten auch für 
Lehramtsanwärter*innen. 

Für die Einhaltung der Schutzrechte ist 
die Schulleitung verantwortlich und für 
Lehramtsanwärter*innen die Leitung des 
ZFSL sowie die Schulleitung der Ausbil ­
dungs schule. 

 

Gefährdungsbeurteilung 

Sobald die Schwangerschaft bekannt ist, 
muss die Schulleitung eine so genannte 
Gefährdungsbeurteilung des Arbeitsplat zes 
vornehmen und daraus besondere Schutz ­
maßnahmen ableiten. Bevor der betriebs­
ärztliche Dienst (BAD) den Immunstatus 
der Schwangeren hinsichtlich verschiede­
ner Infektionskrankheiten nicht festgestellt 
hat, darf die Schwangere keinen beruf ­
lichen Kontakt mit Kindern haben (Frei ­
stellung vom Dienst bzw. Beschäftigungs ­
möglichkeit ohne Kontakt mit Kindern). 
Der BAD legt fest, ob für die Schwangere 

beim Auftreten bestimmter Infektions ­
krank heiten (z.B. Masern, Mumps, Röteln, 
Ringelröteln, Windpocken, Keuchhusten, 
Zytomegalie, Scharlach, Grippe) ein Be ­
schäf tigungsverbot gilt. 

 

Mutterschutz und Covid­19 

Es gibt keine landeseinheitliche Rege lung 
mehr für den Einsatz von schwangeren 
Kolleginnen im Präsenzunterricht. Ent ­
scheidend ist die Gefährdungsbeurteilung 
zum Mutterschutz. Diese muss die Schul ­
leitung bei sich verändernden Rahmen ­
bedingungen jeweils neu erstellen. Die BAD 
GmbH als arbeitsmedizinischer Dienst ist 
hier nur beratend tätig. Eine Entschei dung 
treffen und auch ein arbeitsplatzbezogenes 
Beschäftigungsverbot aussprechen kann 
nur die Schulleitung. Ein Betretungs ver ­
bot für die Schwangere bei Auftreten einer 
Corona­Infektion an der Schule kommt 
nur in Betracht, wenn ein Kontakt mit infi­
zierten Personen nicht vermieden werden 
kann. Bei möglichen Schutzmaß nah men 
wie z.B. das Tragen von Schutzmasken ist 
zu prüfen, ob bei der Schwangeren mögli­
che gesundheitliche Beeinträchtigungen 
vorliegen, die dies verhindern oder er ­
schweren können und es sind Pausen zei ­
ten für das Tragen der Masken einzuhalten 
(Empfehlung zur mutterschutzrechtlichen 
Bewertung von Gefährdungen durch 
SARS­CoV­2 vom Ausschusses für Mutter ­
schutz beim BMFSFJ) 

Mutterschutz
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Erhöhte Unfallgefahren 

Werdende Mütter dürfen nicht zu Arbei ­
ten herangezogen werden, bei denen sie 
erhöhten Unfallgefahren ausgesetzt sind, 
insbesondere der Gefahr auszugleiten, zu 
fallen, abzustürzen oder tätlich angegrif­
fen zu werden. Schwangere Lehrerinnen 
sind auf Wunsch von der Pausenaufsicht 
zu befreien. Sie dürfen nicht zur Betreu ung 
aggressiver Kinder und Jugendlicher her­
angezogen werden. Schwangere dürfen 
keinen Schwimmunterricht erteilen. 

 

Schwere körperliche Arbeit 

Für schwere körperliche Arbeiten besteht 
ein Beschäftigungsverbot. Dazu gehört 
das gelegentliche Heben oder Tragen von 
Lasten über 10 kg. Wenn Kinder getragen 
oder hochgehoben werden, ist der Grenz ­
wert in der Regel überschritten (z.B. kör­
perbehinderte Kinder). 

 

Besondere Gefährdungen 

Mögliche Gefährdungen im Sport­, Che ­
mie­ oder Technikunterricht müssen aus­
geschlossen werden. Gefährdungen können 
sich sowohl auf Sicherheitsbe stimmun gen 
als auch auf das subjektive Befinden der 
Schwangeren begründen. Eine schwange­
re Lehrerin oder Sozialpä dagogin braucht 
nur auf eigenen ausdrücklichen Wunsch an 
Klassenfahrten oder Wandertagen teilzu­
nehmen. Schwangere dürfen keinen er ­
höhten Lärmbelastungen ausgesetzt wer­
den. Als Grenzwert ist 80dB(A) anzusehen. 
Schwangere dürfen keiner starken Wärme­ 
bzw. Kälteein wir kung ausgesetzt sein. Die 

Raumtemperatur in Arbeitsräumen soll 
z.B. 26° C nicht überschreiten. 

Werden Fälle von Infektionskrank heiten 
in der Schule bekannt, die die Gesundheit 
der Schwangeren oder die des ungebore­
nen Kindes gefährden können, hat die 
Schwangere das Recht, sofort mit dem 
Betriebsarzt (BAD) Rücksprache über einen 
weiteren Verbleib in der Schule halten. 

 

Nacht­ und Sonntagsarbeit 

Werdende und stillende Mütter dürfen 
nicht zur Mehrarbeit herangezogen wer­
den, soweit 8,5 Zeitstunden täglich über­
schritten werden. Eine Beschäftigung an 
Sonn­ und Feiertagen ist nicht erlaubt, eine 
Beschäftigung zwischen 20 und 22 Uhr 
(Elternabend, Schulkonferenz, Schul ver an ­
staltungen) nur, wenn sich die Schwan gere 
dazu ausdrücklich bereit erklärt und nach 
ärztlichem Zeugnis nichts dagegenspricht. 

 

Individuelles Beschäftigungsverbot 

Grundsätzlich entscheidet der Arzt oder 
die Ärztin, ob die Schwangere voll ihrer 
Beschäftigung nachgehen kann. Sollte nur 
eine eingeschränkte Beschäf tigung oder 
auch keine Beschäftigung für möglich hal­
ten werden, wird dies mit einer ärztlichen 
Bescheinigung festgestellt. Dass Gehalt 
wird in diesem Fall weitergezahlt. 

 

Schutzfrist 

Sechs Wochen vor dem errechneten 
Termin der Niederkunft dürfen Schwan ­
gere nicht mehr beschäftigt werden, es sei 
denn sie wünschen es ausdrücklich. Ein 
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Beschäftigungsverbot besteht acht Wochen 
nach der Niederkunft, bei Früh­ oder Mehr ­
lingsgeburten zwölf Wochen. Letzteres gilt 
auch, wenn bei dem Kind eine Behinde rung 
vor Ablauf nach 8 Wochen festgestellt wird. 
Insgesamt darf die Schutzfrist vierzehn 
Wochen nicht unterschreiten. Sollte das 
Kind vor dem errechneten Termin geboren 
werden, wird der entsprechende  Zeitraum 
angehängt. 

 

Bezahlung während der 
Schutzfrist 

Während der Schutzfristen erhalten 
Beamtinnen weiterhin ihre Bezüge. 
Fallen die Schutzfristen in eine Elternzeit, 
kann diese auf Antrag unterbrochen wer­
den. Für die Zeit der Schutzfrist wird dann 
die Gehaltszahlung in der Höhe aufgenom­
men, die vor der Elternzeit maßgeblich war. 

Gesetzlich versicherte angestellte Leh ­
re rinnen erhalten Mutterschaftsgeld von 
der Krankenkasse (bis zu 13 € am Tag). 
Der Arbeitgeber stockt den Kassenbeitrag 
bis zum Durchschnittsnettoverdienst der 
vergangenen drei Monate auf. 

Privat versicherte angestellte Lehre ­
rinnen müssen Mutterschaftsgeld beim 
Bundesamt für soziale Sicherung (Fried ­
rich­Ebert­Allee 38, 53113 Bonn) beantra­
gen. Das beträgt maximal 210 €, zuzüglich 
Zuschuss des Arbeitgebers. Der Arbeit ­
geber berechnet allerdings seinen Zu ­
schuss so, als läge eine Pflichtversiche ­
rung vor. Unterm Strich wird also in die­
sem Fall etwas weniger als der vorherige 
Nettoverdienst herauskommen. Auch 
Beamtinnen in Beurlaubung können beim 
Bundesamt für soziale Sicherung den 
Zuschuss beantragen. 



80  

Arbeitsplatz Schule

Schutz für stillende Mütter 

Stillende Mütter stehen unter dem glei­
chen Schutz wie werdende Mütter (s.o.). 
Sind Mütter z. B. in den ersten sechs 
Monaten nach der Entbindung noch nicht 
wieder voll leistungsfähig, dürfen sie – bei 
voller Bezahlung – auch nur entsprechend 
reduziert eingesetzt werden. Das muss 
natürlich ärztlich bescheinigt werden. 
Stillenden Müttern ist auf Verlangen wäh­
rend der ersten 12 Monate die zum Stillen 
erforderliche Zeit, mindestens aber zwei­
mal täglich eine halbe Stunde oder täglich 
eine Stunde freizugeben. 

Stillzeiten gelten als Arbeitszeit; die 
ausgefallenen Stunden dürfen nicht vor­ 
oder nachgearbeitet werden. Es ist des­
halb unzulässig, den Stundenplan einer 
stillenden Lehrerin wegen des Stillens so 
zu ändern, dass Stillzeiten in Freistunden 
fallen.  

Ordnungsmaßnahmen gehören zum Glück 
nicht zum Tagesgeschäft von Lehrer*in nen 
und in der Regel kann auf ihren Gebrauch 
verzichtet werden. Sie können massiv in 
die Bildungsbiografie von Schüler*innen 
eingreifen. Die Zu stän digkeiten sind daher 
sehr differenziert im Schulgesetz (SchulG) 
NRW geregelt. 

Begeht ein*e Schüler*in eine Pflichtver ­
letzung bzw. wird eine Pflicht ver letzung 
bekannt, so können erzieherische Maß ­
nahmen ergriffen werden. Ist die Pflicht ­
verletzung so schwerwiegend, dass erzie­
herische Maßnahmen nicht ausreichen, 
können Ordnungsmaß nahmen verhängt 
werden. 

Ordnungsmaßnahmen 

Der besondere Schutz für stillende Frauen 
gilt auch über die 12­Monatsfrist hinaus. 
Es sollte gemeinsam mit der Schulleitung, 
dem Lehrerrat und der Ansprech part ­
nerin für Gleichstellung eine verträgliche 
Lösung gefunden werden, die diese Grund ­
sätze beachtet. Sollte das nicht möglich 
sein, muss unbedingt der Personalrat ein­
geschaltet werden.

INFO 

Leitfaden zum 
Mutterschutz: 

https://t1p.de/soblq 

 

Arbeitsschutz in NRW: 

Merkblätter zum Schutz werdender 
und stillender Mütter 

https://t1p.de/skmjd 
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Ordnungsmaßnahmen dürfen erst ange­
wandt werden, wenn erzieherische Ein ­
wirkungen nicht ausreichen. Erziehe ri sche 
Einwirkungen sind im § 53 Absatz 2 SchulG 
geregelt: „Zu den erzieherischen Einwir ­
kun gen gehören insbesondere das erzie­
herische Gespräch, die Ermahnung, Grup ­
pengespräche mit Schülerinnen, Schülern 
und Eltern, die mündliche oder schriftli­
che Missbilligung des Fehlver haltens, der 
Ausschluss von der laufenden Unterrichts ­
stunde, die Nacharbeit unter Aufsicht nach 
vorheriger Benachrichtigung der Eltern, 
die zeitweise Wegnahme von Gegen stän ­
den, Maßnahmen mit dem Ziel der Wie ­
dergutmachung angerichteten Schadens 
und die Beauftragung mit Aufgaben, die 
geeignet sind, das Fehlverhalten zu ver­
deutlichen.“ Die Aufzählung ist nicht 

abschließend. Erzieherische Einwirkungen 
kann jede Lehrkraft aussprechen. Es ist 
kein förmliches Verfahren einzuhalten. 
Die Beschwerde ist möglich. 

Anmerkungen zu den Maßnahmen zur 
erzieherischen Einwirkung: 

• Eine Nacharbeit darf kein stupides 
Abschreiben sein. 

• Ein Ausschluss von der laufenden Unter ­
richtsstunde (erzieherische Einwir kung) 
ist nicht mit dem Ausschluss vom Unter ­
richt von einem Tag bis zu zwei Wochen 
(Ordnungsmaßnahme) zu verwechseln 
(vlg. § 53 Absatz 3 Nummer 3 SchulG). 
Achtung: Bei Ausschluss von der laufen­
den Unterrichtsstunden be steht die Auf ­
sichtspflicht der Schule weiterhin! 
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Ordnungsmaßnahmen nach § 53 Absatz 3 SchulG:  

Ordnungsmaßnahme                                                  Zuständigkeit  

1. Schriftlicher Verweis                                                Schulleiter*in oder Teilkonferenz  

2. Überweisung in eine parallele Klasse                   Schulleiter*in oder Teilkonferenz  

3. Vorübergehender Ausschluss                                vom Unterricht 
Schulleiter*in oder Teilkonferenz  

4. Androhung der Entlassung von der Schule         Teilkonferenz  

5. Entlassung von der Schule                                      Teilkonferenz  

6. Androhung der Verweisung von                               
allen öffentlichen Schulen                                      obere Schulaufsichtsbehörde  

7. Verweisung von allen öffentlichen Schulen        obere Schulaufsichtsbehörde
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• Schriftliche Mitteilung an die Eltern mit 
der Bitte um Einwirkung ist kein Ver ­
weis i.S. des § 53 Abs. 3 Nr. 1 SchulG, da 
es an der Mitteilung fehlt, dass die Schule 
nicht länger bereit ist, das Verhalten des 
Schülers zu dulden. 

• Vorübergehende Einziehung von Gegen ­
ständen: Gefährliche Gegenstände wie 
Messer, Gaspistole und ähnliches sind 
gegebenenfalls nach Rücksprache der 
Schulleitung mit der Polizei an die Eltern 
zurückzugeben. 

• Gegen erzieherische Maßnahmen ist 
die Beschwerde möglich 

 

Volljährige 
Schüler*innen/Datenschutz 

Gemäß § 120 Absatz 8 SchulG kann die 
Schule die Eltern volljähriger Schüler*in nen 
über wichtige schulische Angelegenhei ten 
wie den vorübergehenden Ausschluss 
vom Unterricht über eine Woche hinaus 
und über sonstige schwerwiegende Sach ­
verhalte informieren, die das Schul ver ­
hältnis wesentlich beeinträchtigen. 

Verbotene Maßnahmen 

• Verbot von Kollektivmaßnahmen, es sei 
denn, dass das Fehlverhalten jedem ein­
zelnen Schüler zuzurechnen ist (§ 53 
Abs. 1 SchulG).  

• Körperliche Züchtigung Hierunter fällt 
nach herrschender Meinung auch die 
leichte Ohrfeige, ein leichter Klaps, zum 
Teil auch schon das Ergreifen oder das 
Festhalten des Schülers an den Armen. 
Natürlich bleibt das Recht auf Notwehr 
und Nothilfe (§ 32 StGB) unberührt, um 
körperliche Angriffe von sich und ande­
ren abzuwehren. 

 

Pflichten der Schüler*innen 

Gemäß § 42 Absatz 3 SchulG haben 
Schüler*innen die Pflicht daran mitzuar­
beiten, dass die Aufgabe der Schule 
erfüllt und das Bildungsziel erreicht wer­
den kann. Sie sind insbesondere ver­
pflichtet, sich auf den Unterricht vorzube­
reiten, sich aktiv daran zu beteiligen, die 
erforderlichen Arbeiten anzufertigen und 
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die Hausaufgaben zu erledigen. Sie haben 
die Schulordnung einzuhalten und die 
Anordnungen der Lehrer*innen, der Schul ­
leitung und anderer dazu befugter Per ­
sonen zu befolgen. Nach § 43 SchulG sind 
Schüler*innen verpflichtet, regelmäßig 
am Unterricht und an den sonstigen ver­
bindlichen Schulveranstaltungen teilzu­
nehmen. Die Meldung zur Teilnahme an 
einer freiwilligen Unterrichtsveran stal tung 
verpflichtet zur regelmäßigen Teilnahme 
mindestens für ein Schulhalbjahr. Ist ein*e 
Schüler*in durch Krankheit oder aus an ­
deren nicht vorhersehbaren Gründen ver­
hindert, die Schule zu besuchen, so be ­
nachrichtigen die Eltern unverzüglich die 
Schule und teilen schriftlich den Grund für 
das Schulversäumnis mit. Bei begründe­
ten Zweifeln, ob Unterricht aus gesund ­
heitlichen Gründen versäumt wird, kann 
die Schule von den Eltern ein ärztliches 
Attest verlangen und in besonderen 
Fällen ein schulärztliches oder amtsärztli­
ches Gutachten einholen. 

Die Schulleitung kann Schüler*innen auf 
Antrag der Eltern aus wichtigem Grund 
bis zur Dauer eines Schuljahres vom 

Unterricht beurlauben oder von der Teil ­
nahme an einzelnen Unterrichts­ oder 
Schulveranstaltungen befreien. Länger ­
fris tige Beurlaubungen und Befreiungen 
bedürfen der Zustimmung der Schulauf ­
sichtsbehörde. Dauerhafte Beurlaubun gen 
und Befreiungen von schulpflichtigen 
Schüler*innen zur Förderung wissen ­
schaft licher, sportlicher oder künstlerischer 
Hochbegabungen setzen voraus, dass für 
andere geeignete Bildungsmaßnahmen 
gesorgt wird.

Über jede*n Bedienstete*n wird bei der 
Bezirksregierung eine Personalakte ge ­
führt. In der Personalakte sind alle Vor ­
gänge über die dienstlichen und persön­
lichen Verhältnisse der Beamten*in nen 
und Tarifbeschäftigten enthalten. 

Personalakte 

Personalakte 

Stand 2024 ­ Über jede*n Bedienstete*n 
wird bei der Bezirksregierung eine Personal ­
akte geführt. In der Personalakte sind alle 
Vorgänge über die dienstlichen und per­

INFO 

Schulgesetz ­ § 52: BASS 1­1 

Erlass zur Überwachung der 
Schulpflicht: BASS 12­51 Nr. 5 
 

Schulministerium – FAQ zu 
Ordnungsmaßnahmen 

https://t1p.de/n0g4t  
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Personalrat

In allen Einrichtungen des öffentlichen 
Dienstes werden nach dem Landesper ­
sonal vertretungsgesetz (LPVG) alle vier 
Jahre Personalräte gewählt. Der Per ­
sonalrat vertritt die Interessen und Be lange 
aller Kollegen*innen, sowohl gemein­
schaftliche wie auch persönliche Indivi ­
dualinteressen. 

Personalratswahlen finden alle vier Jahre 
statt. Dabei werden nach Schul formen 
getrennte Personalvertretungen gewählt. 

sönlichen Verhältnisse der Beamten*in nen 
und Tarifbeschäftigten enthalten.  

Schulleiter*innen müssen zur Erfüllung 
ihrer Schulleitungsaufgaben Akten über 
ihre Beschäftigten in der Schule führen, 
die auch personenbezogenen Daten ent­
halten. In diese sogenannten Handakten 
dürfen – unter Beachtung des Grund satzes 
der Erforderlichkeit – nur die Daten aus 
der Anlage 2 zur VO­DV II (BASS 10­41 Nr. 
6.1) aufgenommen werden. Die Führung 
geheimer Personalakten ist unzulässig.  

Beamt*innen und Tarifbeschäftigte kön­
nen Einsicht in die eigene Personalakte 
nehmen und sich auch Abschriften bezie­
hungsweise zum Teil Kopien machen. 
Melde dich im Zweifelsfall immer beim 
Personalrat. Du kannst auch ein Mitglied 
des Personalrats bevollmächtigen, die 
Personalakte einzusehen. Prüfungsunter ­
lagen werden in einer eigenen Prüfungs ­
akte beim Prüfungsamt geführt.

Gesetzliche Grundlage für die Arbeit des 
Personalrats ist das Landes personalver ­
tretungsgesetz (LPVG). Die nächsten 
Wahlen finden 2024 statt.  

 

Wie werden die Personalräte im 
Schulbereich gewählt?  

Wahlberechtigt sind alle Lehrkräfte der 
jeweiligen Schulform, unabhängig von 
Beschäftigungsumfang und ­dauer. Dazu 

INFO 

­ Zuständigkeitsverordnung  
Schulbereich Nordrhein­Westfalen: 
BASS 10­32 Nr. 44 

­ Verordnung über die zur 
Verarbeitung zu ge lassenen Daten 
der Lehrerinnen und Leh rer sowie 
des sonstigen Personals im Schul ­
bereich (VO­DV II): BASS 10­41 Nr. 
6.1 – 

­ Anlage 2 VO­DV II ­Verordnung 
über die zur Verarbeitung zugelas­
senen Daten der Lehrerinnen und 
Lehrer sowie des sonstigen Per so ­
nals im Schulbereich (VO­DV II) 

 

https://t1p.de/13f7m 
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gehören alle verbeamteten und angestell­
ten Lehrer*innen, die pädagogischen 
Mitarbeiter*innen im Landesdienst (z.B. 
Sozialarbeiter*innen, multiprofessionelle 
Mitarbeiter*innen, Alltagshelfer*innen) 
sowie alle Referendar*innen und sonsti­
gen Beschäftigten in der Lehreraus bil ­
dung – etwa OBAS­Teilnehmer*innen. 
Der Personalrat hat bis zu 25 Mitglieder, 
die auf Listen – etwa der Gewerkschafts­ 
oder Verbandsliste – zur Wahl stehen. 

 

Rechte des Personalrats  

Jeder Personalrat regelt seine Aufga ben 
unabhängig und selbstständig, ohne dabei 
Weisungen oder der Rechtsaufsicht der 
Dienststellenleitung zu unterliegen. Die 
Personalratsmitglieder werden für die Per ­
sonalratsarbeit vom Dienst, insbesondere 
von der Unterrichtsverpflichtung, frei ­
gestellt. Jedes Personalratsmitglied erhält 
eine umfassende Fortbildung. 

  

Aufgaben des Personalrats 

Der Personalrat nimmt die Interessen 
gegenüber der Dienststellenleitung wahr, 
wobei an erster Stelle der Dialog als Kon ­
fliktlösung steht. Grundaufgabe des Per ­
sonalrates ist es, die Gleichbehand lung der 
Dienststellenangehörigen zu überwachen 
(§ 62 LPVG). Jede Ungleich behand lung 
aufgrund von Rasse, ethnischer Herkunft, 
Nationalität, Religion oder Weltan schau ­
ung, Behinderung, Alter, Geschlecht, 
sexueller Identität und politischer oder 
gewerkschaftlicher Aktivität hat zu unter­
bleiben. Zu den Aufgaben des Personal rates 
gehört ebenso die Überwachung der 
Rechte der Beschäftigten (§ 64 Nr. 2 LPVG). 

Einberufung der 
Personalversammlung 

Der Personalrat führt regelmäßig Perso ­
nalversammlungen in der Dienstzeit durch. 
Alle Beschäftigten dürfen daran teilnehmen. 
Die Schulleitung darf keine gegenteilige An ­
weisung geben. Wenn dafür Unter richts zeit 
ausfällt, musst du diese nicht nacharbeiten. 

  

Unterstützung bei Anregungen 
und Beschwerden 

Der Personalrat hat Anregungen und 
Beschwerden von Beschäftigten entgegen­
zunehmen und, falls diese berechtigt sind, 
sie vor der Dienststellenleitung zu vertre­
ten (§ 64 Nr.5 LPVG). Die Anregungen und 
Beschwerden von Beschäftigten bekom­
men durch die Einschaltung des Personal ­
rates ein stärkeres Gewicht. 

 

Teilnahme an Dienstgesprächen 

Wenn du zu einem Dienstgespräch ge ­
beten wirst, kann ein Personalrats mit glied 
als Person deines Vertrauens auch daran 
teilnehmen, bei schwerbehinderten oder 
gleichgestellten Beschäftigten zusätzlich 
auch die Schwerbehinder ten vertretung. 

 

Durchsetzungsrechte und 
Mitbestimmung des Personalrats 

Die weitestgehende Möglichkeit, Interes ­
sen der Beschäftigten durchzusetzen, be ­
steht dort, wo das Gesetz die Mitbe stim ­
mung vorsieht. Mitbestimmung heißt, dass 
die Dienststelle eine Maßnahme erst 
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Personalversammlung

Der Personalrat ist laut LPVG §46 ver­
pflichtet, in jedem Kalenderjahr in einer 
Personalversammlung über seine Tätigkeit 
zu berichten. Auf der Versammlung wird 
üblicherweise ein Tätigkeitsbericht vorge­
legt, der vom gesamten Personalrat be ­
schlossen wurde und einen vollständigen 
Überblick über die Arbeit im Berichtszeit ­
raum beinhalten sollte. 

Teilpersonalversammlungen können 
für bestimmte Beschäftigtengruppen ein­
berufen werden – üblich sind Tarifbe ­
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nach Zustimmung des Personalrats rechts ­
wirksam durchführen kann. Die personelle 
Mitbestimmung gilt unter anderem bei 
Einstellung, Befristung, Versetzung, Abord ­
nung, Ablehnung von Teilzeitanträgen, 
vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand 
oder Kündigung. 

  

Das sollten Beschäftigte wissen 

• Wenn der Personalrat bei Befristungen 
nicht mitbestimmt hat, kannst du auf 
Entfristung des Arbeitsvertrages klagen. 

• Ohne Mitbestimmung ist eine Kündi gung 
rechtswidrig. Du hast dann beim Arbeits ­
gericht gute Erfolgsaussichten für die 
Wiedereinstellung. 

• Auch bei einer Disziplinarklage gegen ver­
beamtete Lehrer*innen kann der Perso ­
nalrat beteiligt werden, wenn dies be ­
antragt wird von der/dem Betroffe nen. 

• Jeder Beschäftigte kann sich jederzeit 
bei personal­ und dienstrechtlichen 
Problemen an den Personalrat wenden. 

• Alle Personalratsmitglieder unterliegen 
der Schweigepflicht.

schäf tigte, Lehrerräte, Beschäftigte im 
Gemein samen Lernen und MPT­Kräfte 
sowie Sozial arbei tende.  

Liegt der Zeitpunkt der Personalver ­
samm lung fest und wurde ordnungsge­
mäß eingeladen, sind alle Lehrer*innen, 
Referen dar*in nen und die weiteren päda ­
gogisch Beschäftigen im Landesdienst 
berechtigt, an der Versammlung teilzu­
nehmen. Dieses Recht darf nicht einge­
schränkt werden, auch die Wegezeiten 
für die An­ und Abreise sowie eine Mit ­

INFO 

Kontakt zu den 
GEW­Personalräten 

https://t1p.de/8z10i 

 

Landespersonal­ 
vertretungsgesetz 

https://t1p.de/b2oy6 

  

Hauptpersonalräte der 
Schulen in NRW 

https://t1p.de/nv9ta 
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ihre Beschäftigten unmittelbar betreffen, 
insbesondere Tarif­, Besoldungs­ und 
Sozialangelegenheiten.  

 

Die GEW rät 

Es liegt im Interesse aller Kolleg*innen, 
zahlreich an den Personalversammlungen 
aktiv teilzunehmen. Es ist eine Gelegen heit, 
den Vertreter*innen der Dienststelle Fra ­
gen zu stellen, die sich sonst so nicht ergibt. 
Eine Teilnahme an der PV wertschätzt die 
Arbeit des Personalrates und zeigt ihm 
die Unterstützung der Beschäftigten.

tagspause sollten bei der Freistellung zur 
PV berücksichtigt werden. Fahrtkos ten 
außerhalb des Dienstortes, die den teil­
nehmenden Lehrer*innen entstehen, 
werden auf Antrag von der Dienststelle 
erstattet. Es ist der gesetzliche Unfall ­
schutz gegeben. An diesem Tag dürfen 
weder Elternsprechtag noch Konferenzen 
stattfinden. Informiere den Personalrat, 
wenn dies anders ist. 

Vertreter*innen der Dienststelle sind 
verpflichtet, an der Personalversamm lung 
teilzunehmen. Vertreter*innen von Ge ­
werk schaften und Verbänden ist die 
Teilnahme ebenso gestattet, ansonsten 
handelt es sich um eine nichtöffentliche 
Veranstaltung.  

Die Personalversammlung kann dem 
Personalrat Anträge unterbreiten, z. B., 
dass der Personalrat sich für einen besse­
ren Gesundheitsschutz gegenüber der 
Dienststelle einsetzen soll. Beschäftigte 
können zu den Beschlüssen und dem Tätig ­
keitsbericht Stellung nehmen. Die Personal ­
versammlung darf alle Angele genheiten 
behandeln, welche die Dienststelle oder 

INFO 

Landespersonalvertretungsgesetz – 
Personalversammlung ­ § 46 

 

https://t1p.de/76nld 
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Probezeit 

Während der Probezeit wird deine 
Eignung für das Amt regelmäßig überprüft 
und beurteilt. In der Regel dauert sie drei 
Jahre und es werden zwei dienstliche 
Beurteilungen während dieses Zeit raums 
erstellt. Für Tarifbeschäftigte dauert die 
Probezeit nur sechs Monate und sie 
erhalten nur eine Beurteilung. 

Die Ernennungsurkunde ist überreicht, 
der Arbeitsvertrag unterschrieben, die 
Einstellung in den Schuldienst vollzogen: 
Jetzt steht die Probezeit an. Wie diese 
geregelt ist, unterscheidet sich je nach 
Beschäftigungsstatus. Der Ernennung zur 
Beamt*in auf Lebenszeit geht die Bewäh ­
rung in einer festgelegten Zeitspanne vor­
aus. Deine Eignung, die Befähigung sowie 
die fachliche Leistung in Bezug auf das 
auszuführende Amt werden überprüft. 
Festgestellt wird deine Bewährung durch 
die dienstliche Beurteilung. Die Schul lei ­
tung erstellt diese aufgrund aller dienst ­
lichen Leistungen vor Ablauf der Probe zeit 
und unter Beachtung möglicher Verkür ­
zun gen. Deine Rechte und Pflichten wäh­
rend der Probezeit sind im Landes beam ten ­
gesetz und in der Laufbahnverordnung 
geregelt. 

Bei Problemen in der Probezeit kannst 
du dich an den zuständigen Personalrat 
oder als Mitglied der GEW NRW direkt an 
die Rechtsschutzabteilung der GEW NRW 
wenden. Link zum Rechtsschutz:   
https://www.gew­nrw.de/gewerkschaft/ 
kontakt­und­beratung#c728  

Regelprobezeit für Beamt*innen 

Die Regelprobezeit beträgt drei Jahre, 
wobei Dienstzeiten im öffentlichen 
Schuldienst oder als Lehrer*in an einer 
Ersatzschule nach dem 2. Staatsexamen 
auf die Probezeit angerechnet werden 
können. Dazu solltest du einen Antrag an 
die Schulbehörde – ggfs nach Beratung 
durch den Personalrat – stellen. Die 
Mindestprobezeit beträgt zwölf Monate.  

 

Verlängerung und Fehlzeiten 

Kann die Bewährung oder Eignung 
innerhalb der Probezeit nicht festgestellt 
werden, ist eine Verlängerung gesetzlich 
möglich. Da die Probezeit um höchstens 
zwei Jahre verlängert werden kann, be ­
trägt die maximale Probezeit fünf Jahre. 
Fehlzeiten wegen Krankheit, Beurlaubung 
oder Erziehungsurlaub von insgesamt 
mehr als drei Monaten werden nicht als 
geleistete Probezeit gewertet und führen 
zum Hinausschieben der Probezeit. 

 

Nichtbewährung 

Solltest du dich während der Regel ­
probezeit nicht bewährt haben, wird dei ne 
Probezeit in der Regel verlängert, maximal 
auf fünf Jahre. Deine Probezeit kann auch 
verlängert werden, wenn die gesundheit­
liche Eignung für eine lebenslange Beschäf ­
ti gung im Beamtenverhältnis bezweifelt 
wird. In diesem Fall muss eine amtsärztli­
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che Prognose eine Änderung dieser Beur ­
teilung als denkbar erachten. Beam t*in nen, 
deren Bewährung oder gesundheitliche 
Eignung in der Probezeit nicht festgestellt 
werden kann, sind zu entlassen. Bei feh­
lender gesundheitlicher Eignung kann im 
Einzelfall ein Tarifbeschäftigungs verhält nis 
angeboten werden. 

 

Teilzeit 

Zur Berechnung der Probezeit zählen 
die Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung mit 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit in vollem Umfang. Beträgt der 
Umfang der Teilzeitbeschäftigung inner­
halb der Probezeit jedoch weniger als die 
Hälfte der Pflichtstunden, so verlängert 
sich die Probezeit, wenn die Teilzeitbe ­
schäftigung länger als drei Monate dau­
ert. Für die Neuberechnung der Probezeit 
wird die bewilligte Teilzeit ins Verhältnis 
zur Hälfte der vorgegebenen Pflichtstun ­
denzahl gesetzt. 

 

Rechtsstellung in der Probezeit 

In der Regel gibt es bei der Ausübung 
des Dienstes keine Unterscheidung zwi­
schen Beamt*innen auf Probe und auf 
Lebenszeit. Eine Entscheidung über deine 
dienstliche Bewährung und gesundheitli­
che Eignung (amtsärztliche Untersuchung) 
ist innerhalb der Probezeit zu treffen. So ­
bald diese beiden gesetzlichen Voraus ­
setzungen gegeben sind, bist du in das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zu 
über nehmen. 

Probezeit für Tarifbeschäftigte 

Deine Probezeit als Tarifbeschäftigte*r 
beträgt grundsätzlich sechs Monate, außer 
im Arbeitsvertrag ist eine kürzere Dauer ver­
einbart. Die Feststellung der Bewährung in 
der Probezeit erfolgt regelmäßig durch eine 
dienstliche Beurteilung der Schulleitung. 
Während der arbeitsrechtlichen Probezeit 
ist das Arbeits verhältnis nur schwach ge ­
schützt, da die Bestimmungen des Kündi ­
gungsschutz gesetzes in den ersten sechs 
Monaten des Beschäftigungsverhäl tnisses 
nicht gelten. In dieser Zeit beträgt die Kündi ­
gungsfrist zwei Wochen zum Monatsende, 
danach bis zu einem Jahr Beschäftigungszeit 
einen Monat zum Monatsende. Ein Kün ­
digungs grund muss während der Probe zeit 
nicht angegeben werden. Bei Fest stellung 
der Nichtbewährung kann der Arbeitgeber 
das Beschäftigungsver hältnis durch eine 
ordentliche Kündigung beenden. Es be steht 
aber die Möglichkeit, einvernehmlich ein 
neues Arbeitsverhältnis abzuschließen und 
eine neue Probezeit zu vereinbaren.

INFO 

Laufbahnverordnung 

https://t1p.de/ho3a 

 

 

Beurteilungsrichtlinien 
für Lehrkräfte 

https://t1p.de/ncn0i  

 
Lehrerausbildungsgesetz: BASS 1­8 

Ordnung des Vorbereitungsdienstes und 
der Staatsprüfung – OVP: BASS 20­03 Nr. 11 
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Schulgesetz

Das Schulgesetz ist das schulische 
Grundgesetz in Nordrhein­Westfalen. Es 
regelt, unter welchen Bedingungen, mit 
welchen Rechten und Pflichten und mit 
welchen Zielen gelehrt und gelernt wird. 
Das Gesetz ist ein umfassendes Regel ­
werk aus zwölf Teilen: Allgemeine Grund ­
lagen des Schulwesens, Aufbau und Glie ­
derung des Schulwesens, Unterrichtsin ­
halte, Schulpflicht, Schulverhältnis, Schul ­
personal, Schulverfassung, Schulträger, 
Schulaufsicht, Schulfinanzierung, Schulen 
in freier Trägerschaft sowie Datenschutz ­
regelungen. 

 

Relevanz für den Arbeitsplatz 
Schule 

Wenn du in einer Schule in NRW arbei­
test oder arbeiten möchtest, solltest du 
einmal in das Schulgesetz geschaut haben. 
Was die Lehrerkonferenz entscheiden darf 
(§ 68), was der Lehrerrat ist (§69), wie die 
Elternberatung zu organisieren ist (§ 44) 
oder welchen Zielen das Unter richten dient 
(§ 2), ist im Schulgesetz geregelt. 

Der Lehrer*innen­Paragraf des Schul ­
ge setzes (§ 57) beschreibt die Aufgaben 
von Lehrkräften. Dort wird auch festgelegt, 
dass Lehrer*innen in der Regel Beam t*in ­
nen sind. Interessant für Lehrer*innen sind 
zudem die Aussagen zum Schutz ihrer 
Daten (§ 121). 

 

Relevanz für Schüler*innen und 
Eltern 

Relevant für Schüler*innen und Eltern 
sind vor allem die Regelungen im Teil Schul ­
verhältnis (§ 42ff). Dieser enthält die 
Rechts grundlagen zur Elternberatung und 
zu den Pflichten von Schüler*innen. Wann 
ein Kind eingeschult wird (§ 35), ob Eltern 
das Recht haben, ihr Kind nach der Grund ­
schule auf die von ihnen gewünschte Schul ­
form der Sekundarstufe I zu schicken (§ 11), 
ob Schüler*innen eine Schüler zeitung 
heraus geben dürfen (§ 45) oder wie mit 
ihren Daten zu verfahren ist (§ 122), steht 
ebenfalls im Schulgesetz. 

 

Nicht alles steht im Gesetz 

Das Schulgesetz lässt Raum für Rege ­
lun gen in Verordnungen oder Erlassen. 
Wenn du deine wöchentliche Pflicht ­
stundenzahl erfahren oder die Regelun ­
gen für die Gymnasiale Oberstufe nachle­
sen willst, wirst du im Gesetz nicht fündig. 
Es enthält nur die Ermächtigung, dass das 
Schul minis terium diese Regelungen auch 
treffen kann, ohne den Gesetzgeber ein­
zuschalten. Viele dieser Regelungen, Ver ­
ord nungen und Erlasse sind veröffentlicht 
in der „Bereinigte amtliche Sammlung der 
Schulvorschriften (BASS)” inklusive des 
Amtsblattes des MSB, das die neuesten 
Änderungen oder Neuregelungen veröf­
fentlicht. Sie ist mittlerweile im Internet für 
alle verfügbar: https://bass.schul­welt.de, 
z.B. das Schulgesetz: BASS 1­1.
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Die Rolle der Schulleitung hat sich hin 
zu mehr Eigenverantwortung gewandelt. 
Sie nimmt Aufgaben als Dienstvor gesetzte 
wahr, zum Beispiel bei der Beurteilung 
von Lehramtsanwärter*innen und während 
der Probezeit. Sie spielt eine Rolle bei der 
Vergabe von Beförderungsämtern und 
Neueinstellungen an der Schule. 

Die Rolle und Aufgaben von Schul leite ­
r*in nen haben sich in den vergangenen 
Jahren sehr verändert. Hintergrund ist die 
Annahme, dass mehr Eigenverant wortung 
und erweiterte Entscheidungskompe ten zen 
der einzelnen Schulen zu besseren Ergeb ­
nissen führten. Für den schulischen Ent ­
wick lungsprozess kommt den Schul lei te ­
r*in nen eine zentrale Rolle zu. 

 

Qualifikation 

In der staatlichen Qualifikationser wei ­
te rung bereiten sich künftige Schulleite ­
r*in nen in NRW auf das komplexe Tätig ­
keitsfeld Schulleitung vor. In den Berei chen 

• Kommunikation und Kooperation 

• Personalmanagement 

• Qualitätsmanagement 

• Recht und Verwaltung 

sollen Kenntnisse vermittelt, praxisorien­
tierte Erfahrungen ermöglicht und 
Kompetenzen entwickelt werden. Wer in 
Nordrhein­Westfalen eine Schule leiten 

will, muss auch das Eignungs­Feststellungs­
Verfahren (EFV) erfolgreich bestehen. Beim 
EFV handelt es sich um ein Assess ment 
Center­Verfahren, bei dem die Eignung 
für das Schulleitungsamt festgestellt wird. 

 

Dienstvorgesetzte der 
Lehrer*innen 

In der Vergangenheit wurde zur Be schrei ­
bung von Schulleitungen häufig der Aus ­
druck „primus (beziehungsweise prima) 
inter pares“ genutzt. Erste*r unter Glei ­
chen, das war einmal: Schulleiter*innen 
sind immer auch Lehrer*innen der Schule, 
denen einige Dienstvorgesetztenaufgaben 
übertragen wurden. Im Schulgesetz NRW 
heißt es nun: „Zur Stärkung der Selbstver ­
waltung und Eigenverantwortung der 
Schulen werden den Schulleiterinnen und 
Schulleitern Aufgaben der oder des Dienst ­
vorgesetzten übertragen“ (§ 59). 

 

Beurteilung durch die 
Schulleitung 

Zu den Aufgaben von Schulleiter*innen 
gehört die Beurteilung der Lehrer*innen. 
Dieses Urteil ist oft gefragt: im Vorberei ­
tungs dienst beziehungsweise beim Zweiten 
Staatsexamen, bei Beurteilungen in der 
Probezeit und schließlich bei der dienst­
lichen Beurteilung vor Vergabe des ersten 
Beförderungsamtes.  

Schulleitung 
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Rechtsgrundlage ist das Sozialgesetz ­
buch IX (SGB IX). Schwerbehindert im 
Sinne des Gesetzes sind Personen mit 
einem Grad der Behinderung von 50. 
Menschen mit Behinderungen sind Men ­
schen, die körperliche, seelische, geistige 
oder Sinnesbeein trächtigungen haben, 
die sie in Wechsel wirkung mit einstel­

Schwerbehinderung

Auch die Rolle der Schulleiter*innen in 
der Auswahlkommission im Lehrerein stel ­
lungs verfahren ist nicht zu unterschätzen. 

 

Arbeits­ und Gesundheitsschutz 

Die Schulleiter* tragen die Verant wor ­
tung für den Arbeits­ und Gesundheits ­
schutz der Lehrer*innen und pädagogi­
schen Landesbeschäftigten gemäß § 59 Abs. 
8 SchulG. Sie sind insbesondere dafür ver­
antwortlich, die Gefährdungs poten ziale 
der Arbeitsplätze zu ermitteln (Gefähr ­
dungs beurteilung), die Gefahrenbeseiti ­
gung zu veranlassen und diese Tätigkeiten 
auch zu dokumentieren. Im Rahmen des 
Mutterschutzes bedeutet dies auch die 
Verantwortung für die Durchführung der 
Gefährdungsbeurteilung, für die evtl. Fest ­
stellung unverantwortbarer Gefähr dun gen 
am Arbeitsplatz sowie für die Festlegung 
erforderlicher Schutzmaß nahmen – unab­
hängig vom Wunsch der (werdenden) 
Mutter. Unterstützt wird die Schulleitung 
durch den betriebsärztlichen Dienst (BAD). 

Die GEW NRW tritt dafür ein, 

• die Bezahlung der Schulleitungsper sonen 
und die Anrechnungsstunden an allen 
Schulformen anzugleichen, 

•  die Teamstrukturen auszuweiten, 

• Schulleitung in Teilzeit besser zu gestalten 
und 

• die Personalgewinnung in Verbindung mit 
der Schulleitungsausbildung und dem 
Über gangsmanagement zu professio­
nalisieren.

lungs­ und umweltbedingten Barrie ren an 
der gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft mit hoher Wahrschein lich ­
keit länger als sechs Mo na te hindern kön­
nen. Eine Beeinträch tigung nach Satz 1 
liegt vor, wenn der Körper­ und Gesund ­
heitszustand von dem für das Lebensalter 
typischen Zustand abweicht.  

INFO 

Qua­lis – Schulleitungsfortbildung und 
­management NRW 

https://t1p.de/mi30u 
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Eine rechtliche Gleichstellung zu einer 
anerkannten Schwerbehinderung ist bei 
einem Grad der Behinderung ab 30 mög­
lich, wenn man infolge der Behinderung 
ohne die Gleichstellung einen geeigneten 
Arbeitsplatz nicht erlangen oder behalten 
kann (Antrag bei der Agentur für Arbeit). 

Die Richtlinie zur Durchführung des 
SGB IX im öffentlichen Dienst im Lande 
NRW sind vom Schulministerium für den 
Lehrerbereich übernommen und um 
Hinweise für den Schulbereich ergänzt 
worden. Die im Runderlass des Ministe ­
riums (BASS 21­06 Nr. 1) aufgeführten 
Grundsätze umfassen unter anderem: 

 

Einstellung 

• Bewerbungen schwerbehinderter Men ­
schen um Stellen (im Schuldienst) des 
Landes Nordrhein­Westfalens ist bei sonst 
gleicher Eignung der Vorzug zu geben. 

• Die Höchstaltersgrenze für Einstellung 
oder Übernahme in das Beamtenver ­
hält nis auf Probe ist auf das 45. Lebens ­
jahr heraufgesetzt. 

Schwerbehinderte Menschen können 
auch dann in ein Beamtenverhältnis kom­
men, wenn als Folge ihrer Behinderung eine 
vorzeitige Dienstunfähigkeit möglich ist. 

 

Ausbildung, Prüfung und 
Beurteilung 

• Der Vorbereitungsdienst in Teilzeit kann 
auch von Lehramtsanwärter*innen mit 
anerkannter Schwerbehinderung bean­

tragt werden (s. OVP § 8a, nicht in der 
BASS 21­06 Nr. 1) 

• Prüfungen jeder Art sind für schwerbe­
hinderte Lehrkräfte im Verfahrensab lauf 
im notwendigen Umfang zu erleichtern. 

• Der Grad der Behinderung sowie die Art 
der gesundheitlichen Beeinträchtigung 
sind bei jeder Beurteilung zu berück sich ­
tigen. Angaben über Art und Schwere der 
Behinderung sind nur mit Einver ständnis 
der Beschäftigten im Schul dienst des 
Landes NRW möglich (Wir empfehlen, 
kein Einverständnis zur Auf nahme in die 
schriftliche Beurteilung zu geben). 

• Wenn Beurteilungen von schwerbehin­
derten Beschäftigten im Schuldienst des 
Landes NRW bevorstehen, ist der Zeit ­
punkt vorab den Schwerbehinder ten ver ­
tretungen von Amts wegen mitzuteilen. 

 

Beschäftigung 

• Der Dienstherr bzw. der Arbeitgeber hat 
die Arbeitsplätze von schwerbehinder­
ten Menschen der Behinderung ent­
sprechend einzurichten, um ihnen die 
volle Ent faltung ihrer Arbeitskraft zu 
ermögli chen (bei Tarifbeschäftigten: 
Reha­Träger). 

• Arbeitsräume und Arbeitsmittel sind so 
bereitzustellen, wie es die jeweilige Be ­
hinderung erfordert (bei Tarifbe schäf ­
tigten ggf. auch durch Reha­Träger). 

• Die Arbeitszeit und die Pausen können der 
Leistungsfähigkeit und den Bedürf nis sen 
der schwerbehinderten Menschen ent­
sprechend besonders geregelt werden. 
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• Schwerbehinderte Menschen sind auf 
ihr Verlangen von Mehrarbeit freizu­
stellen. Aus der Ablehnung von Mehrar ­
beit darf den schwerbehinderten Men ­
schen kein Nachteil entstehen. 

• Der Einsatz von schwerbehinderten und 
ihnen gleichgestellten behinderten Lehr ­
kräften an mehreren Schulstand orten 
soll in der Regel vermieden werden. 

Bei der Vielzahl von Schulen mit mehre­
ren Schulstandorten ist die Verwirk li ­
chung dieses Grundsatzes schwierig. Auf 
jeden Fall sollte ein behinderungsadäqua­
ter Einsatz mit der Lehrkraft oder dem 
Beschäftigten im Schuldienst des Landes 
NRW abgesprochen werden. 

 

Barrierefreiheit 

Bei Veranstaltungen des Dienstherrn, der 
Personalvertretungen und der Schwer be ­

hindertenvertretungen sollen nach Mög ­
lich keit die zuvor genannten Anforderun ­
gen an die Barrierefreiheit (zu Neubauten 
und Bestandsbauten, zu Parkplätzen, zu 
barrierefreier Informationstechnik, zu 
barrierefreien öffentlichen Internetan ge ­
boten, zu barrierefreier Kommuni kation) 
beachtet werden. 

 

Arbeitsplatzwechsel 

• Falls schwerbehinderte Menschen selbst 
ihre Versetzung, Abordnung oder Um ­
setzung beantragen, soll dem möglichst 
entsprochen werden. 

• Ohne ihr Einverständnis dürfen sie nur 
versetzt, abgeordnet oder umgesetzt 
werden, wenn es aus dringenden dienst ­
lichen Gründen erforderlich ist und 
gleichwertige oder bessere Arbeits be ­
dingungen oder Entwicklungsmöglich ­
keiten geboten werden. 
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Fortbildung, Berufsförderung und 
Rehabilitation 

• Schwerbehinderte und ihnen Gleichge ­
stellte sind zu geeigneten Fortbildungs ­
maßnahmen bevorzugt zuzulassen bzw. 
zu entsenden. 

• Bei der Besetzung höherwertiger Stel len 
sind schwerbehinderte Menschen und 
ihnen gleichgestellte be vorzugt zu berück ­
sichtigen, sofern sie gleich geeignet und 
gesundheitlich in der Lage sind, die Min ­
destanfor derun gen des Aufgabenbe ­
reichs zu erfüllen. 

• Schwerbehinderte Menschen sind gegen 
Beendigung ihres Dienstverhält nisses 
stärker geschützt als andere Beschäf tigte. 

• Im Einvernehmen mit der Dienststelle 
kann die Wiedereingliederung Schwer ­
be hinderter und Gleichgestellte nach 
längerer Krankheit auf ärzt liches Anraten 
mit verminderter Stun den zahl für eine 
befristete Zeit erfolgen. 

 

Schulwanderungen 

• Die Leitung von Schulwanderungen, 
Schul landheimaufenthalten und Studien ­
fahrten ist schwerbehinderten Lehr ­
kräf ten und anderen Beschäftigten im 
Schuldienst des Landes NRW nur mit 
ihrer ausdrücklichen Zustimmung zu 
übertragen. Auf Wunsch ist eine weitere 
Begleitperson zuzulassen.

Ermäßigungsstunden 

• Die Zahl der wöchentlichen Pflicht stun ­
den wird für schwerbehinderte Lehr kräfte 
nach dem Grad ihrer Behinderung um 
bis zu vier Stunden ermäßigt (s. BASS 
11­11 Nr. 1 unter Arbeitszeit). 

Hierbei handelt es sich nicht um eine 
Arbeitszeitverkürzung; innerhalb der all­
gemeinen Arbeitszeit wird lediglich der 
Anteil der zu erteilenden Unterrichts ­
stunden unter Berücksichtigung der Be ­
hinderung als Nachteilsausgleich reduziert, 
weil das Ministerium davon ausgeht, dass 
schwerbehinderte Lehrkräfte in der Regel 
für die Vor und Nachbe rei tung einer 
Unterrichtsstunde eine längere Zeit benö­
tigen. Auf Antrag kann in besonderen 
Fällen der zuständige Dienst vorgesetzte 
(für den Schuldienst: Bezirksregierung 
oder Schulamt) die Zahl der wöchentlichen 
Pflicht stunden befristet darüber hinaus 
ermäßigen, soweit die Art der Behinde ­
rung dies im Hin blick auf die Unterrichts ­
er teilung erfordert, höchstens aber um 
vier weitere Stunden. 

 

Tipp 

Der Antrag auf Feststellung des Vor ­
liegens einer Behinderung ist bei der 
kom munalen Antragsbehörde des Land ­
kreises oder der kreisfreien Stadt zu stellen. 
Vor der Antragstellung ist es ratsam, die 
Schwer be hindertenvertretung (Ver trauens ­
person) zu kontaktieren. Die Behörde stellt 
einen Aus weis über die Eigenschaft als 
schwerbehinderter Mensch, den Grad der 
Behinderung sowie ggf. über weitere 
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Sonderurlaub und Urlaub

Für bestimmte Anlässe können Lehre ­
r*in nen Sonderurlaub beantragen. Bei 
Krankheit eines Kindes mit ärztlich atte­
stiertem Pflegebedarf steht dir eine An zahl 
von Freistellungstagen zu. Sonder ur laub 
kann für amtliche Termine oder be stimmte 
Veranstaltungen gewährt werden. 

Der Urlaubsanspruch für Erholungsur ­
laub von 30 Tagen (§ 71 Landesbeam ten ­
gesetz/LBG und § 18 Freistellungs­ und 
Urlaubsverordnung/FrUrlV – § 26 Tarif ­
vertrag für Angestellte der Länder, TV­L, 
ebenso der Zusatzurlaub nach § 208 SGB IX 
von 5 Tagen für Schwerbehinderte) ist im 
Schulbereich auf die Ferienzeiten be ­
schränkt. Die Möglichkeit, unbezahlten 
Urlaub oder Freizeitausgleich für Mehr ­
arbeit zu beantragen, ist sehr stark einge ­
schränkt. Manches ist nur individuell an 
der Schule zu klären, wenn nämlich die 
Schulleitung den ihr zustehenden Ermes ­
sens spielraum ausnutzt. In bestimmten 

Fällen gibt es allerdings Ansprüche, die 
nicht verwehrt werden dürfen. Die genauen 
Regelungen für Beamt*innen finden sich in 
der Freistellungs­ und Urlaubs verord nung 
(FrUrlV NRW), für Tarifbeschäftigte im 
Tarifvertrag der Länder (TV­L) 

Für bestimmte Anlässe kannst du 
Sonder urlaub beantragen.  

 

Freistellung bei Erkrankung von 
Kindern 

Bei Erkrankung eines Kindes, das nach 
ärztlichem Attest der Pflege bedarf und für 
das keine andere im Haushalt lebende Per ­
son für die Betreuung  zur Verfügung steht, 
gilt für Kinder bis zur Vollendung des 12. 
Lebensjahres (bei Kindern mit Behin derung 
ohne Altersbegrenzung) pro Kalenderjahr 
Freistellung von der Arbeit in folgendem 
Umfang (§ 33 Freistellungs­ und Urlaubs ­
verordnung; § 45 SGB V, § 29 TV­L): 

gesundheitliche Merk male für die Inan ­
spruchnahme von Nachteilsausgleichen 
aus. Zum Nachweis der Behinderung und 
zur Inanspruch nahme von Nachteilsaus ­
gleichen reicht beim Dienst herrn die Vor ­
lage des Ausweises, aus dem der Grad der 
Behinderung und ggf. das Merk zeichen her ­
vorgeht. Es empfiehlt sich, in allen Fragen 
die Vertrauensperson und/oder den Per ­
sonalrat zu konsultieren, die nach dem SGB 
IX und dem LPVG umfassende Aufgaben im 
Schwerbehin der ten schutz haben. 

INFO 

Richtlinie zur Durchführung der Reha bi li tation 
und Teilhabe behinderter Men schen (SGB IX) 
im öffentlichen Dienst in Nordrhein­Westfalen: 

https://url.nrw/sbv_service_richtlinie 

GEW­Infos zur  
Schwerbehinderung: 

https://t1p.de/yp44g 
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Bezahlung während der Freistellung  

Angestellte, die gemeinsam mit dem Kind 
in der gesetzlichen Krankenkasse ver sichert 
sind, erhalten während der Freistellung 
Kinderkrankengeld (= 70 Prozent der 
Bruttobezüge, höchstens 90 Prozent des 
Nettoentgelts). Angestellte, die nur einen 
Anspruch auf vier Arbeitstage haben, 
bekommen das Gehalt in dieser Zeit 
weitergezahlt. Beamt*innen erhalten ihre 
normalen Bezüge.

Weitere Anlässe für Sonderurlaub 

Sonderurlaub kann auch zur Wahr ­
nehmung amtlicher Termine (Polizei und 
Gericht) oder der Teilnahme an Veran ­
stal tungen, die staatsbürgerlichen, wis­
senschaftlichen, fachlichen, politischen, 
kirchlichen, gewerkschaftlichen, karitati­
ven, sportlichen oder ähnlichen Zwecken 
dienen, genehmigt werden. Unterrichts ­
aus fall allein ist kein Grund für die Ableh ­
nung deines Antrages. 

Angestellt und Mitglied                                                                                  Umfang in  
in der gesetzlichen Krankenkasse (GKV)                                                     Arbeitstagen 

a)    für jedes Kind versichert in GKV                                                                        10 

       bei mehreren Kindern max.                                                                               25 

b)    wie a) aber Alleinerziehende*r                                                                         20 

       bei mehreren Kindern max.                                                                               50 

c)    Kind oder betreuendes Elternteil nicht in der GKV                                       4 

Beamt*innen mit monatlichem 
Bruttoeinkommen unter der Jahresarbeitsentgeltgrenze der GKV 

a)    für jedes Kind                                                                                                        10 

       bei mehreren Kindern max.                                                                               25 

b)    Alleinerziehende für jedes Kind                                                                        20  

       bei mehreren Kindern max.                                                                               50 

Beamt*innen mit monatlichem 
Bruttoeinkommen über der Jahresarbeitsentgeltgrenze der GKV 

       für jedes Kind                                                                                                        4 

       bei mehreren Kindern max.                                                                               12
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1.  Niederkunft der Ehefrau, eingetragenen Lebenspartnerin des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266) 
in der jeweils geltenden Fassung oder der mit der Beamtin oder  
dem Beamten in ehe­ oder lebenspartnerschaftsähnlicher             
Gemeinschaft lebenden Lebensgefährtin                                             1 Arbeitstag 

 
2.  Tod der Ehefrau oder des Ehemanns, der eingetragenen  
     Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners im  
     Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, eines Kindes oder  
     eines Elternteils                                                                                         2 Arbeitstage 
 
3.  Umzug aus dienstlichem Grund an einen anderen Ort                     1 Arbeitstag 
 
4.  25­, 40­ und 50jähriges Dienstjubiläum                                                1 Arbeitstag 
 
5.  Erkrankung einer oder eines im Haushalt der Beamtin                    
     oder des Beamten lebenden Angehörigen                                          1 Arbeitstag im 
                                                                                                                          Kalenderjahr 
 

Für „sonstigen dringenden Fälle“ hat die Schulleitung einen Ermessensspielraum für 
maximal 3 Tage. Da diese dringenden Fälle nicht weiter definiert sind, besteht zwar kein 
Rechtsanspruch auf Dienstbefreiung, aber sie ist auch nicht ausgeschlossen (Beispiele: 
eigene Eheschließung, Umzug aus persönlichen Gründen). 

Durch § 33 (1) FrUrlV NRW und § 29 (3) TV­L ist dieser Ermessenspielraum eingeräumt. 

INFO 

Freistellungs­ und 
Urlaubsverordnung 

https://t1p.de/nzj9n 

INFO 

Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst 
der Länder (TV­L) 

https://t1p.de/rj5um
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Sportunterricht 

Jede Lehrkraft sollte sich mit den Rege ­
lungen zum Sport in der Schule be fassen. 
Der außerunterrichtliche Schulsport – zum 
Beispiel im Rahmen von Schulfesten, Schul ­
fahrten oder im Rahmen von Ganz tagsan ­
geboten – betrifft alle Lehrer*innen.  

Die rechtlichen Vorgaben sind in ver ­
schie denen Erlassen zu finden. Wesent ­
lich ist dabei der Erlass „Sicherheitsför ­
derung im Schulsport“. Er gilt für alle unter­
richtlichen und außerunterrichtli chen Ver ­
anstaltungen, bei denen Be wegung, Spiel 
und Sport stattfinden. Bewegung, Spiel 
und Sport in der Schule werden unter 
dem Begriff des Schulsports zusammen­
gefasst.  

 

Zum Schulsport gehören: 

• Der obligatorische Unterricht im Fach 
Sport, der Sportförderunterricht und 
der Wahlpflichtunterricht Sport. 

• Der außerunterrichtliche Schulsport. Zu 
ihm gehören der angeleitete Pau sen ­
sport, Schulsportgemeinschaften, Sport ­
arbeitsgemeinschaften und ­projekte, 
Schulsportwettkämpfe und Schulsport ­
feste, Schulfahrten mit sportlichem 
Schwerpunkt, freie Bewegungsange ­
bote an Vor­ und Nachmittagen sowie 
die außerunterrichtlichen Bewegungs­, 
Spiel­ und Sportangebote einer Ganz ­
tagsschule. Die Ausgestaltung des außer ­
unterrichtlichen Schulsports beruht 
wesentlich auf der systematischen und 
verlässlichen Zusammenarbeit der 

Schulen mit den gemeinwohlorientierten 
Sportorganisationen und Sportverei nen. 

Bewegungs­, Spiel­ und Sportangebote 
finden auch in anderen Lernbereichen 
und Fächern statt. Dort dienen sie einer 
altersgerechten Rhythmisierung des 
Schultags und tragen zur Förderung des 
fachlichen und fächerübergreifenden 
Lernens bei. 

Damit ist offensichtlich, dass sich alle 
Lehrer*innen mit bestimmten Fragen des 
Sportunterrichts befassen müssen. Dazu 
gehören nicht zuletzt Aspekte der 
Sicherheitsförderung und der Aufsicht. 
Zur Beratung der Schulen und der 
Lehrer*innen stehen Berater*innen für 
den Schulsport zur Verfügung. 

Die Berater*innen haben folgende Auf ­
gaben: 

• Unterstützung von Schulen bei der 
Konzeption, Durchführung und Evalua tion 
des Sportunterrichts 

• Unterstützung von Schulen bei der Ver ­
knüpfung von Sportunterricht und außer ­
unterrichtlichem Schulsport, Unter stüt ­
zung von Schulen bei der Ent wick lung 
von bewegungs­ und sportorientierten 
Schulprogrammen und Schulprofilen 

• Unterstützung von Schulen bei ihrer 
Weiterentwicklung zur bewegungsfreu­
digen Schule 

• Unterstützung von Schulen und Sport ­
vereinen bei der Konzeption, Um set zung 
und Profilbildung ihrer Zusammenarbeit 



Arbeitsplatz Schule

100  

• Durchführung fachlichen Austauschs für 
alle im außerunterrichtlichen Schul sport 
aktiven Lehrkräfte, Übungsleitungen und 
so weiter 

• Vermittlung von Qualifizierungsangeboten 

• Qualifizierung von Lehrkräften für die 
Ausbildung von Sporthelfer*innen, auch 
in enger Zusammenarbeit mit den ört­
lichen Sportorganisationen 

• Zusammenarbeit mit Trägern der Lehre ­
r*in nenfortbildung 

• Mitwirkung bei der Umsetzung landes­
weiter Schwerpunkte 

• Umsetzung von Programmen der Schul ­
sportentwicklung 

 

Regeln für die Aufsicht 

Für den Sport in der Schule gelten natür ­
lich besondere Aufsichts­ und Unfallverhü ­
tungs regeln. Lehrkräfte sind verpflichtet, 
sich über diese zu informieren und diese 
umzusetzen. Genaue Regelungen findet 
man im Erlass „Sicherheitsförderung im 
Schulsport“. Dieser definiert im Teil I den 
Geltungsbereich und den Lehrkräfte be griff 
sowie alle weiteren allgemeinen Rahmen ­
be dingungen des sicherheitsförderlichen 
Schulsports. Die in Teil 2 aufgeführten 
Rechts grundlagen regeln und erläutern 

die sicherheitsrelevanten Aspekte der 
einzelnen Bewegungsfelder und Sportbe ­
reiche im Schulsport. 

Der Nachweis der Rettungsfähigkeit ist 
bei Lehrkräften, pädagogischen Fachkräf ­
ten und Betreuungspersonal für den 
Bereich Wasser/Schwimmen unverzicht­
bar. Die Vorgaben sind sehr differenziert. 
Unter schieden wird beim Schwimmen 
zum Beispiel zwischen der Kleinen und 
der Großen Rettungsfähigkeit. Einmal 
erworbene Nachweise verlieren nach 
einiger Zeit ihre Gültigkeit und spätestens 
nach 4 Jahren muss eine Auffrischung 
vorgelegt werden.

INFO 

Erlass Sicherheitsförderung im 
Schulsport – BASS 18­23 Nr.2 

Weitere Hinweise 
und FAQ hier:  

https://t1p.de/am8e5  

 

Alles zum Schulgesetz 
und Schulrecht auf der 
GEW NRW­Homepage: 
https://t1p.de/goyv6 
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Stufenweise Wiedereingliederung

Durch eine stufenweise, das heißt zeitlich 
gestaffelte Wiederaufnahme ihrer Tätig ­
keit, sollen arbeitsunfähige Beschäftigte 
kontinuierlich an die Belastungen ihres 
Arbeitsplatzes herangeführt werden. 

Diese Form der medizinischen Rehabi li ­
tation – gesetzlich in § 74 Sozial ge setz buch 
V (SGB V) für die gesetzliche Krankenver ­
sicherung geregelt – ist jetzt in § 28 Sozial ­
gesetzbuch IX (SGB IX) generell Bestand teil 
der Leistungen zur medizinischen Reha bili ­
tation für Behinderte oder von Behinde rung 
bedrohte Menschen (BASS 21­06 Nr.1). 
Wiedereingliederung ist eine fürsorg liche 
Maßnahme des Arbeit­ beziehungsweise 
Dienstgebers, die Beschäftig ten nach län­
gerer Erkrankung die Rückkehr in den Be ruf 
beziehungsweise die Wiederauf nahme der 
Arbeit erleichtern soll. 

Notwendig ist, dass Beschäftigte nach 
ärzt licher Feststellung ihre bisherige Tätig ­
keit teilweise wieder verrichten können 
und sich mit der stufenweisen Wiederein ­
gliederung einverstanden erklären. Der 
behandelnde Arzt muss für die Genehmi ­
gung der Wiedereingliederung die Art der 
möglichen Tätigkeiten bezogen auf den 
Arbeitsplatz sowie die täglich verantwort­
bare Arbeitszeit attestieren. 

 

Tarifbeschäftigte 

Für in der gesetzlichen Krankenver siche ­
rung versicherte Tarifbeschäftigte gibt es 
im § 74 Sozialgesetzbuch Teil V (SGB V) 
eine Wiedereingliederungsregelung nach 

längerer Arbeitsunfähigkeit. Die dort vor­
gesehene Wiedereingliederung vollzieht 
sich aber grundsätzlich im Zustand der 
fort dauernden Arbeitsunfähigkeit. In der 
Zeit der Wiedereingliederung wird in der 
Regel kein Arbeitsentgelt für die erbrachte 
Arbeits leistung gezahlt, sondern es ver­
bleibt bei einem Anspruch auf Kranken be ­
züge beziehungsweise auf Krankengeld 
oder gegebenenfalls auf Übergangsgeld. 
Die Wiedereingliederung setzt das Einver ­
ständnis aller Beteiligten – Krankenkasse, 
Arbeitgeber, Tarifbeschäftigte und gege­
benenfalls Deutsche Rentenversicherung 
oder Agentur für Arbeit – voraus. Für Tarif ­
beschäftigte, die in einer privaten Kranken ­
versicherung versichert sind, gilt Entspre ­
chendes. Ob während einer Wiederein glie ­
derung ein versichertes Krankentage geld 
fort gezahlt wird, ist abhängig von den 
(verein barten) geltenden Versicherungs ­
bedingungen. 

Es sind drei Fallgruppen zu unterscheiden: 

• Es besteht ein Gehaltsfortzahlungsan ­
spruch von 26 Wochen gemäß § 13 TVÜ­L. 

• Es besteht nur (noch) Anspruch auf 
Krankenbezüge gemäß § 22 TV­L. 

• Es besteht ein Anspruch auf Übergangs ­
geld für die Dauer der Wiederein glie ­
derung. 

 

Beamt*innen 

Der nach der Arbeitszeitverordnung für 
Beamt*innen in §2 Absatz 4 geregelte 
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Anspruch auf eine Wiedereingliederung 
nach längerer Erkrankung ist durch Rund ­
erlass des MSB (BASS 21­01 Nr. 28) auf 
Lehrer*innen anwendbar. Eine Wieder ein ­
gliederung von maximal sechs Monaten 
findet demnach statt, wenn der behan­
delnde Arzt eine solche Maßnahme be ­
fürwortet, die zumutbare Belastung 
(Arbeits zeit) angibt und die Prognose auf­
stellt, dass mit Ablauf der Wiederein ­
gliederung aller Voraussicht nach von 
einer Wiederherstellung der vollen Dienst ­
fähigkeit ausgegangen werden kann. In 
begründeten Ausnahmefällen kann die 
Wiedereingliederung für die Dauer von 
bis zu zwölf Monaten erfolgen, wenn dies 
nach amtsärztlicher Feststellung aus ge ­
sundheitlichen Gründen zur Wiederein ­

gliederung in den Arbeitsprozess geboten 
ist. Beamtete Kolleg*innen sind bis zu dem 
Tag, an dem die Wiederein glie de rung 
beginnt krankgeschrieben. Die Wieder ­
ein gliederung muss sich nahtlos an die 
Krankschreibung anschließen (also u.U. 
auch in den Ferien krankschreiben lassen, 
wenn die Wiedereingliederung direkt 
nach den Ferien beginnt). 

Der Antrag wird formlos mit ärztlichem 
Attest bei der Bezirksregierung gestellt.

INFO 

Erlass zur stufenweisen Wiederein ­
glie de rung: BASS  21­01 Nr. 28 
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Tarifbeschäftigte an Schulen 

Neben verbeamteten Lehrer*innen gibt 
es auch sehr viele tarifbeschäftigte, also 
angestellte, Lehrkräfte. Das Arbeitsver ­
hältnis von Tarifbeschäftigten wird durch 
den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV­L) geregelt. Darin ist über 
einen zugehörigen Tarifvertrag, den Tarif ­
vertrag über die Eingruppierung und die Ent ­
geltordnung der Lehrkräfte (TV EntgO­L), 
auch die Vergütung festgehalten. 

Zusätzlich zu den tarifbeschäftigten Lehr ­
kräften gibt es an den Schulen in NRW 
auch weitere Beschäftigtengruppen, die 
unter den TV­L fallen. Dazu zählen: Schul ­
sozialarbeiter*innen, sozialpädagogische 
Fachkräfte in der Schuleingangsphase oder 
auch Fachkräfte im multiprofessionellen 
Team (MPT­Kräfte).  

Jahrelang galt in NRW mit der Voll en dung 
des 35. Lebensjahres die bundesweit nie­
drigste Höchstaltersgrenze für die Ver beam ­
tung, mittlerweile liegt sie bei 42 Jahren. 

Viele Lehrer*innen wurden und werden 
also aus Altersgründen nicht verbeamtet, 
obwohl sie die fachlichen Voraus set zun ­
gen – das zweite Staatsexamen – erfüllen. 
Weitere Gründe für die Nichtverbeam tung 
können zum Beispiel eine mangelnde ge ­
sundheitliche Eignung oder die Über nah me 
von Vertretungsstellen, also ein befristetes 
Beschäftigungsverhältnis, sein. Bei diesen 
Kolleg*innen handelt es sich in der Regel 
um so genannte „Erfüller*innen“, sie 
haben ein vollständiges Lehramts stu dium 
inkl. Vorbereitungsdienst absolviert und 

könnten damit theoretisch verbeamtet 
werden. Neben diesen Kolleg*innen, gibt 
es viele sogenannte „Nichterfüller*innen“, 
die zum Beispiel die Lehrer*innenausbil­
dung als Seiteneinsteiger*innen (noch) 
nicht abgeschlossen haben oder etwas 
anderes als Lehramt studiert haben. 
Weiterhin zählen z.B. die Lehrkräfte für den 
Herkunftssprachlichen Unterricht (HSU) zu 
den Nichterfüller*innen. (Anmerkung der 
Redaktion: Die Begrifflichkeiten stammen 
von der Arbeitgeberseite und wurden von 
der GEW bereits kritisiert.) 

 

Rechtsgrundlage von 
Tarifbeschäftigten 

Mit Tarifbeschäftigten werden privat­
rechtliche Arbeitsverträge nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) abge­
schlossen. Das Arbeitsverhältnis wird un ­
befristet oder befristet geschlossen – zum 
Beispiel als Krankheits­ oder Schwanger ­
schaftsvertretung. 

Was steht im Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV­L)? 

Und wofür steht eigentlich dieser TV 
EntgO­L? 

Der TV­L ist zwischen allen Bundes län ­
dern, außer Hessen, mit den Gewerkschaf ­
ten abgeschlossen – auch mit der GEW. 
Damit gilt er für tarifbeschäf tigte Lehrkräfte 
und weiteres (sozial­) päda gogisches Per ­
sonal, die Gewerk schafts mit glieder sind, 
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nach dem Tarif recht direkt. Für diejenigen 
Beschäftigten, die nicht der GEW oder 
einer anderen Gewerk schaft angehören, 
gilt der Tarifvertrag Kraft einer entspre­
chenden Normierung im Arbeits vertrag. 
Der TV­L regelt unter anderem die monatli­
che Vergütung. Bei der Ein stel lung werden 
tarifbeschäftigte Kolle g*innen dafür ver­
schiedenen Entgeltgruppen zu geordnet. 
Diese Eingruppierung wurde für Lehrkräfte 
und sozialpädagogische Fachkräfte in der 
Schuleingangsphase in einem eigenen 
Tarif vertrag vereinbart, dem Tarifvertrag 
über die Eingruppierung und die Entgelt ­
ordnung für die Lehrkräfte der Länder (TV 
EntgO­L). 

 

Forderungen der GEW zur 
Paralleltabelle 

Zentrales Ziel der GEW bei der Ver bes ­
serung des Tarifvertrags in den kommenden 
Jahren ist die sogenannte Parallel ta belle. 
Der Weg dahin führt über die schritt  weise 
Erhöhung der Angleichungs zulage. Diese 
be trägt derzeit 105 Euro monatlich. Aktuell 
liegt in NRW die Ein gruppierung von tarif­
beschäftigten Lehrer*innen eine Entgelt ­
gruppe (EG) unter jener der verbeamteten 
Kolleg*innen in den Besoldungs gruppen. 

 

           Aktuelle               GEW­Forderung 
     Eingruppierung 

 

   A 12 = EG 11              A 12 = EG 12 

   A 11 = EG 10              A 11 = EG 11 

    A 10 = EG 9                A 10 = EG 10

Wer erhält die „Aufwachsende 
Zulage“ zu EG 13? 

Die aufwachsende Zulage zu EG 13 ist 
ein Ergebnis der Besoldungsreform der 
NRW­Landesregierung von 2023. Von 
dieser Reform profitieren neben den ver­
beamteten Lehrkräften in den Grund ­
schulen und der Sekundarstufe 1, auch ein 
Großteil der tarifbeschäftigten Lehr kräfte 
in den genannten Schulformen. Mehr zu 
den Hintergründen erfahrt ihr hier:  

 

 

 

 

Wer wird nach der S­Tabelle 
(Sozial­ und Erziehungsdienst) 
eingruppiert? 

In NRW werden die Schulsozialar beite ­
r*innen im Landesdienst sowie ein Teil 
der MPT­Kräfte nach der so genannten S­
Tabelle eingruppiert. Diese Tabelle ist mit 
anderen Entgelten hinterlegt, als die EG­
Tabelle, die für die Lehrkräfte, Teile der 
MPT­Kräfte und die sozialpädagogischen 
Fachkräfte in der Schuleingangsphase gilt.  

 

Welche Rolle spielt der 
Personalrat bei der 
Eingruppierung und Einstufung? 

Der Personalrat muss bei der Ein stel ­
lung und der dabei erforderlichen Ein ­
grup pierung in eine Entgeltgruppe seine 

INFO 

https://t1p.de/wbv2t
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Zustimmung erteilen. Neben der Eingrup ­
pierung in eine Entgeltgruppe erfolgt 
auch eine Einstufung in die so genannten 
„Erfahrungsstufen“. Diese geben, grob 
gesagt, die Jahre der Berufserfahrung 
wieder. Für eine möglichst hohe Erstein ­
stufung in der entsprechenden Entgelt ­
gruppe zählen Vorerfahrungszeiten, die 
zum Beispiel in anderen schulaffinen 
Berufs feldern erworben wurden. Die 
Differenz zwischen den einzelnen Stufen 
der jeweiligen Entgeltgruppe kann schnell 
mehrere hundert Euro betragen. Das ist 
ein beachtlicher Gehaltsunterschied, und 
zwar fortlaufend. Deshalb ist es ratsam, 
sich bei der Eingruppierung und Einstu fung 
an den Personalrat zu wenden.  

 

Höhergruppierung steht an? 
Personalrat fragen! 

Gleiches gilt für den Fall einer Höher ­
gruppierung bei der Aufnahme höherwer­
tiger Tätigkeiten: Hier sollte die Beratung 
des Personalrates frühzeitig hinzugezo­
gen werden, da es bei einer Höhergrup ­
pie rung schnell passieren kann, dass die 
erreichte Erfahrungsstufe nicht in die 

höhere Entgeltgruppe mitgenommen 
wird. In diesem Fall gilt: Beschäftigte müs­
sen mindestens so viel verdienen wie vor 
einer Höhergruppierung. Den Beschäf ­
tigten steht dann ein so genannter „Garan ­
tie betrag“ von aktuell 100 Euro (in den 
Entgeltgruppen 1 bis 8) bzw. 180 Euro (in 
den Entgeltgruppen 9 bis 15) zu. Wenn 
Beschäftigte aber kurz vor einem Stufen ­
aufstieg in ihrer ursprünglichen Entgelt ­
gruppe gestanden hätten, weil sie die 
entsprechenden Erfahrungsjahre in ihrer 
Stufe demnächst abschließen, kann daraus 
resultieren, dass sich der Garantie betrag 
gegenüber dem eigentlichen Gewinn 
eines bald anstehenden Stufenaufstieges 
aus der ursprünglichen Stufe nicht rechnet. 
Deswegen sollte hier immer der Personal ­
rat zu Rate gezogen werden, bevor neue 
Verträge abgeschlossen werden.  

Die jeweils aktuell gültigen Entgelt ­
tabellen (EG­Tabelle und S­Tabelle) findet 
ihr hier: 

Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell (vormals: Sabbatjahr)

Die Teilzeitbeschäftigung im Blockmodell 
ist eine besondere, zeitlich befristete Form 
der Teilzeitbeschäftigung. Die Mindest ­
dauer der Ansparphase und der Ermäßi ­
gungs­ oder Freistellungsphase beträgt 

jeweils ein Schulhalbjahr. Der gesamte 
Zeitraum kann bis zu sieben Jahre umfassen. 
Die Bezahlung während dieses Zeitraums 
ist stets gleich, die konkrete Wochen ­
stundenzahl ändert sich je nach gewähl­

INFO 

https://t1p.de/7bpie 
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Auswirkungen und vorzeitige 
Beendigung 

Beginn ist grundsätzlich der 1.2. oder 
1.8. eines jeden Jahres, während der 31.1. 
oder 31.7. jeweils das Ende markieren. 

Das Gehalt wird anteilig während der 
gesamten Laufzeit gezahlt. Beihilfe und 
Krankenversicherung sind für den gesam­
ten Zeitraum gewährleistet. Die Alters­ und 
Schwerbehindertenermäßigungen richten 
sich nach der jeweiligen Unter richts ver ­
pflichtung. Der Antritt der Elternzeit, einer 
Beurlaubung aus familiären Gründen, 
einer Familienpflegezeit oder einer Pflege ­
zeit unterbricht die voraussetzungslose 
Teilzeit im Blockmodell.  

Wenn sich die privaten – zum Beispiel die 
finanziellen Lebensverhältnisse ändern, ist 
eine Änderung der Teilzeitvereinbarung 
beziehungsweise der Abbruch grundsätz­
lich möglich.  

Ablehnung des Antrages 

Bei beabsichtigter Ablehnung der Teil zeit 
im Blockmodell muss im Einzelfall geprüft 
werden, ob dienstliche Belange entge gen ­
 stehen. Der Personalrat hat bei einer beab ­
 sichtigten Ablehnung ein Mitbestim mungs ­
 recht. 

tem Modell. Alle Regelungen gelten für 
Beamt*innen und Tarifbeschäftigte; § 65 
Landesbeamtengesetz (LBG)  und § 11 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
der Länder (TV­L).  

Aber auch Teilzeitbeschäftigung aus fami ­
liären Gründen kann im Blockmodell be ­
wil ligt werden. Bei einer Teilzeitbe schäf ti ­
gung aus familiären Gründen im Blockmo ­
dell kann die Ermäßigung der Arbeitszeit 
oder die ununterbrochene Freistellung 
auch schon zu Beginn oder während des 
Bewilligungszeitraums in Anspruch ge nom ­
men werden. Bei einer Familienpflegezeit 
im Blockmodell erfolgt die Ermäßigung 
der Arbeitszeit während der Pflegephase zu 
Beginn des Bewilligungszeitraums. Eine 
andere Variante ist die Wahl der Freistel ­
lungsphase unmittelbar vor dem Eintritt 
in den Ruhestand.  

 

Beispiel: Halbjahresmodell 

• Dauer: drei Schulhalbjahre 

• Gehalt: 2/3 

• Vollbeschäftigung: zwei Halbjahre 

• Freistellung: ein Halbjahr 

 

Beispiel: zweijährige Freistellung 

• Dauer: sechs Jahre 

• Gehalt: 2/3 

• Vollbeschäftigung: vier Jahre 

• Freistellung: zwei Jahre 

Für teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte gelten 
diese Regelungen sinngemäß; Beamt*in nen 
dürfen dabei allerdings nicht unterhälftig 
arbeiten. Für Angestellte gilt dies nicht. 

INFO 
Erlass Teilzeitbeschäftigung im Block modell für 
Lehrkräfte im Tarifbe schäf ti gungs verhält nis und 
beamtete Lehrkräfte ­ BASS 21­05 Nr. 13 B 

 

https://t1p.de/jxf4b
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Teilzeitbeschäftigung

Lehramtsanwärter*innen 

Die Einführung des Teilzeitreferen ­
dariats entspricht einer langjährigen 
Forderung der GEW NRW. Die Rechts ­
grundlage wurde mit Änderung des § 8a 
Vorberei tungsdienst in Teilzeit der Ord ­
nung des Vorbereitungsdienstes und der 
Staats prüfung gesetzt. Nun kann das 
Teil zeit fe rendariat aus familienpoliti­
schen Grün den beantragt werden (§ 64 
Abs. 1 LBG). 

Voraussetzung für die Bewilligung einer 
Teilzeitbeschäftigung ist die tatsächliche 
Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 
18 Jahren oder eines*einer pflegebedürf­
tigen nahen Angehörigen. Die Antrags ­
stel lung erfolgt direkt mit der Bewerbung 
für den Vorbereitungsdienst und gilt dann 
für die gesamte Ausbildungsdauer.  

Darüber hinaus kann ein Antrag auch 
innerhalb der ersten zwölf Monate des 
Referen dariats unmittelbar im Anschluss 
an die Schutzfrist zum Mutterschutz, die 
Eltern zeit oder eine Pflegezeit gestellt 
werden. Die Antragsfrist endet einen 
Monat vor Ablauf der bewilligten Zeit. 

Das landesweit einheitliche Modell ent­
spricht einer Teilzeit von 75 Prozent der 
regulären Ausbildungszeit und bewirkt 
eine Verlängerung des Ausbildungszeit ­
raums von 18 auf 24 Monate. Die Unter ­
richtsverpflichtung wird von sechs auf 
acht Quartale gestreckt und der selbst­
ständige Unterricht entsprechend von vier 
auf sechs Quartale. Die Ausbildung im 

Zentrum für schulpraktische Lehreraus ­
bildung verändert sich im Teilzeitmodell 
kaum. Sie findet in den ersten drei 
Halbjahren in der regulären Struktur mit 
durchschnittlich sieben Wochenstunden 
statt. Im vierten Ausbildungshalbjahr ist 
eine Begleitung durch das Seminar in 
Form von personenorientierter und fach­
bezogener Beratung und durch Unter ­
richtsbesuche vorgesehen. Durch die 
Verlängerung des Vorbereitungsdienstes 
von 18 auf 24 Monate reduzieren sich 
auch die Anwärterbezüge entsprechend, 
Beihilfe wird über die gesamte Dauer des 
Referendariats ungekürzt gewährt. 

 

Berufseinsteiger*innen  

Du konntest deine regelmäßige Arbeits ­
zeit auf Antrag und ohne Angabe von 
Gründen bis auf die Hälfte reduzieren. 
Dies ist derzeit nicht mehr möglich, da 
das Schulministerium aufgrund der ange­
spannten Personalsituation in den Schu len 
die voraussetzungslose Teilzeit nur noch 
in Ausnahmefällen genehmigt. 

 

Unterhälftige 
Teilzeitbeschäftigung 

Eine Reduzierung der Arbeitszeit auf 
weniger als die Hälfte ist nur möglich 
während der Elternzeit, der Betreuung 
eines Kindes unter 18 Jahren oder der 
Pflege von Angehörigen.
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Rechte bei Teilzeit 

Wer Rechte und Pflichten von teilzeit­
beschäftigten Lehrer*innen verstehen 
will, muss einen genauen Blick in die 
Allgemeine Dienstordnung für Lehrerinnen 
und Lehrer, Schulleiterinnen und Schul lei ­
ter an öffentlichen Schulen (ADO) werfen. 
Ebenso kann die Teilzeitempfehlung der 
jeweils für die Schule zuständigen Bezirks ­

regierung zu Rate gezogen werden. Dort 
finden sich in der Regel sinnvolle Konkre ­
tisierungen und rechtliche Erläuterungen, 
die schulisches Handeln binden beziehungs ­
weise den Entscheidungsspielraum von 
Schulleiter*innen definieren. 

Eine wichtige Regelung für teilzeitbe­
schäftigte Lehrer*innen enthält § 17 der 
ADO: 

Voraussetzungen 
 
 

Antragsabhängig – Kann bewilligt wer­
den, wenn dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. 
(s. derzeit das Handlungskonzept des MSB: 
https://www.schulministerium.nrw/ 
handlungskonzept­unterrichtsversorgung) 
 
Antragsabhängig – Betreuung oder 
Pflege eines Kindes unter 18 Jahren 
oder eines pflegebedürftigen sonstigen 
Angehörigen. Dem Antrag sollte ent­
sprochen werden, wenn zwingende, 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
keine entgegenstehenden dienstlichen 
Belange; auch Teilzeitbeschäftigung aus 
familiären Gründen (nach § 64 LBG) 
kann im Blockmodell bewilligt werden 
(mit Vorab­Freistellung) 
 
Antragsabhängig – Betreuung oder 
Pflege eines Kindes unter 18 Jahren 
oder eines pflegebedürftigen sonstigen 
Angehörigen. 

Tatbestand 
 
 
Voraussetzungslose 
Teilzeit mit bis zu 
50 % der regel­
mäßigen Arbeitszeit 
(§ 63 LBG) 
 
 
Familienpolitische 
Teilzeit bis zur Hälfte 
der 
regelmäßigen 
Arbeitszeit 
(§ 64 LBG) 
 
Teilzeitbeschäftigung 
im Blockmodell 
§65LBG und§11TV­L 
 
 
 
Teilzeitbeschäftigung 
(§ 11 Abs. 1 TV­L)

Übersicht zur Teilzeitbeschäftigung

Höchstdauer/ 
Kumulation 
 
 
 
 
Keine 
 
 
 
 
 
Begrenzt auf 
15 Jahre  
(§ 64 Abs. 3 LBG) 
 
 
 
bis zu sieben  
Jahre 
 
 
 
Solange die 
Voraussetzungen 
gegeben sind.
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• (1) Der Umfang der Dienstpflichten der 
teilzeitbeschäftigten Lehrerinnen und 
Lehrer (Unterrichtsverpflichtung und 
außer unterrichtliche Aufgaben) soll der 
reduzierten Pflichtstundenzahl entspre­
chen. 

• (2) Die dienstliche Verpflichtung teilzeit ­
beschäftigter Lehrerinnen und Lehrer 
erstreckt sich auf die Klassenleitung und 
in der Regel auch auf die Teilnahme an 
Konferenzen und Prüfungen. Sonstige 
dienstliche Aufgaben (zum Beispiel Ver ­
tretungen, Aufsichtsführung, Sprech ­
stunden, Sprechtage) sollen proportional 
zur Arbeitszeitermäßigung wahrgenom­
men werden. Bei Schulwanderungen und 
Schulfahrten bezieht sich die Reduzie rung 
in der Regel auf die Anzahl der Veran ­
staltungen. 

• (3) Bei der Stundenplangestaltung sollen 
unterrichtsfreie Tage ermöglicht wer­
den, sofern dies aus schulformspezifi­
schen, schulorganisatorischen und päda ­
go gischen Gründen vertretbar ist; eine 
überproportionale Belastung durch 
Springstunden soll vermieden werden. 

Auch das Bundesverwaltungsgericht 
hat eine Entscheidung zugunsten der teil­
zeitbeschäftigten Lehrkräfte gefällt (16. 
Juli 2015­Az. 2 C 16/): 

• Dienstleistungen in der Schule müssen  
nur entsprechend der Teilzeitquote 
erbracht werden 

• Übertragungen von Funktionstätig keiten 
können auch nur nach dem jeweiligen 
Teilzeitquotienten erfolgen 

• Wahlweise muss ein anderweitiger zeit­
licher Ausgleich durch geringere Heran ­
ziehung zu anderen Aufgaben erfolgen 

Die Empfehlungen für den Einsatz teil­
zeitbeschäftigter Lehrkräfte der Bezirks ­
regierung Düsseldorf präzisieren weitere 
Leitlinien für Teilzeitbeschäftigte. Unter 
anderem finden sich dort folgende Hin ­
weise: 

 

1. Unterrichtseinsatz 

Alle Lehrkräfte sollen ihren Schullei tun ­
gen Stundenplanwünsche rechtzeitig und 
schriftlich vor der Erstellung des neuen 
Stundenplans vorlegen. Diese Wünsche 
sollen auf Basis der getroffenen schuli­
schen Teilzeitvereinbarung im Rahmen der 
Organisationsmöglichkeiten berücksichtigt 
werden, aber auch den Be dürf nissen der 
gesamten Unterrichtsorganisa tion ent­
sprechen. Die Schulleitung soll mit den 
teilzeitbeschäftigten Lehrkräften recht­
zeitig Folgen des Unterrichtseinsatzes für 
die Stundenplangestaltung besprechen. 
Sofern sich aus schulorganisatorischen 
Gründen besondere Belastungen erge­
ben, sollen diese in absehbarer Zeit aus­
geglichen werden. 

 

2. Springstunden 

Die Schulleitung trägt die Verantwortung, 
dass das Verhältnis von Unterrichts ver ­
pflichtung und Anwesenheitszeit in einem 
vertretbaren Verhältnis gehalten wird. 
Daher soll die Anzahl der Springstunden 
bei teilzeitbeschäftigten Lehrkräften ent­
sprechend der jeweiligen Stundenredu zie ­
rung vermindert werden. Eine überpro ­
portionierte Belastung durch Spring ­
stunden muss vermieden werden. 
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3. Unterrichtsfreie Tage 

Teilzeitbeschäftigten Lehrkräften sollen 
in Übereinstimmung mit § 17 Absatz 3 ADO 
unterrichtsfreie Tage oder unterrichtsfreie 
Halbtage entsprechend ihrer Stunden zahl 
gewährt werden, wenn schulformspezifi­
sche, schulorganisatorische und pädago­
gische Belange nicht entgegenstehen. 

 

Teilnahme an Konferenzen, 
Dienstbe spre chungen, schulinter­
nen Fortbildun gen und Prüfungen 

Nach § 17 Absatz 2 ADO erstrecken sich 
die dienstlichen Verpflichtungen teilzeit­
beschäftigter Lehrer in der Regel auch auf 
die Teilnahme an Konferenzen und Prü ­
fungen. Die Teilnahme an Konferen zen, 
die im Schulgesetz verankert sind (Lehrer ­
konferenzen, Fachkonferenzen bezie­
hungsweise Bildungsgangkonferenzen, 
Klassenkonferenzen, Jahrgangskon fe ren ­
zen), an schulinternen Fortbildungen und 
Dienstbesprechungen ist grundsätzlich 
verpflichtend, da diese für die pädagogi­
sche Arbeit an der Schule dringend erfor­
derlich ist. 

Teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte sollen 
durch eine entsprechende langfristige 
und verlässliche Terminplanung durch die 
Schulleitung in die Lage versetzt werden, 
alle organisatorischen Maßnahmen zu 
ergreifen, um hieran teilnehmen zu können. 
Hierzu gehört auch die Einhaltung der 
geplanten Zeitrahmen. Die Schullei tung 
kann bei Vorliegen wichtiger Gründe oder 
wenn ein ausreichender Informations ­
fluss in beide Richtungen sichergestellt 

werden kann, eine Lehrkraft von der Teil ­
nahme an einer Konferenz oder Dienst ­
besprechung befreien. In diesem Fall 
besteht für die Lehrkraft die Verpflich ­
tung zur selbstständigen Informations ­
beschaffung. 

Kurzfristig anberaumte Dienstbespre ­
chun gen müssen von teilzeitbeschäftig­
ten Lehrkräften nicht auf jeden Fall wahr­
genommen werden, wenn ohne ausrei­
chenden zeitlichen Vorlauf die Organisa ­
tion der familiären Belange nicht gewähr­
leistet werden kann. Bei Nichtteilnahme 
besteht auch hier die Verpflichtung der 
selbstständigen Informations beschaf fung. 

 

Klassenleitung durch 
teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte 

Die dienstliche Verpflichtung von teil­
zeitbeschäftigten Lehrkräften erstreckt 
sich gemäß § 17 Absatz 2 ADO grundsätz­
lich auch auf die Klassenleitung. Empfoh ­
len wird die Bildung von Klassenleitungs ­
teams, da diese es den teilzeitbeschäftigten 
Lehrkräften erleichtert, Klassenlei tungs ­
funktionen zu übernehmen. 

 

Sonstige dienstliche Aufgaben 

Bei der Wahrnehmung sonstiger dienst ­
licher Aufgaben (zum Beispiel Vertretun ­
gen, Aufsichtsführung, Sprechstunden, 
Sprechtage) ist gemäß § 17 Absatz 2 ADO 
eine der Arbeitszeitermäßigung entspre­
chende proportionale Reduzierung dieser 
Aufgaben anzustreben. Die dienstlichen 
Verpflichtungen der §§ 1, 2 ADO werden 
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damit nicht aufgehoben. Es muss aber 
sichergestellt werden, dass deren Um fang 
für Teilzeitbeschäftigte angemessen redu ­
ziert wird. An manchen Schulen hat es 
sich als günstig erwiesen, dass die teilzeit­
beschäftigten Lehrkräfte selbst nach 
abgestimmten Verfahren der Schulleitung 
Vorschläge für die anteilige Reduzierung 
der sonstigen Aufgaben machen. 

 

Elternsprechtage/
Elternsprechstunden 

Für teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte sollen 
die Präsenzzeiten an Elternsprech tagen 
anteilig reduziert werden. Es ist aber sicher ­
zustellen, dass Erziehungsberech tigte etwa 
im Rahmen von Elternsprech stun den die 
Möglichkeit haben, sich über Leistungs ­
stand oder Verhalten ihres Kindes zu 
infor mieren. 

 

Vertretungsunterricht/
Aufsicht/Mehrarbeit 

Auch diese Aufgaben sind proportional 
zur Arbeitszeitermäßigung wahrzuneh­
men. Teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte sollen 
für diese Aufgaben anteilig nicht häufiger 
für diese Aufgaben eingesetzt werden als 
vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte. Bei einem 
Einsatz ist die rechtzeitige Plan barkeit der 
familiären Verpflichtun gen zu berücksich­
tigen. 

Veranstaltungen im Rahmen des 
Schulprogramms 

Bei der Planung und Durchführung von 
Veranstaltungen, die aufgrund des Schul ­
programms oder der pädagogischen Kon ­
zeption der Schule erfolgen, wie zum Bei ­
spiel Projekttage oder ­wochen, Epochen ­
unterricht, Schulfeste etc., ist die besondere 
Situation der teilzeitbeschäftigten Lehr ­
kräfte zu berücksichtigen. Dabei muss bei 
der Durchführung gesichert sein, dass die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
gewährleistet wird, zum Beispiel durch 
verlässliche und rechtzeitige Planung.

INFO 

Allgemeine Dienstordnung ­ADO ­  
abgedruckt in der BASS 21­02 Nr. 4 

Teilzeitbeschäftigung  und Beurlau bung  
im Tarifbereich im Geschäfts bereich 
des Ministeriums für Schule und 
Bildung ­ BASS 21­05 Nr. 4 

Empfehlungen zum schulischen Einsatz 
teilzeitbeschäftigter Lehrkräfte im 
Regie rungsbezirk Düsseldorf 

 

https://t1p.de/aoy2a 
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Bildungslexikon 

Unser neues Bildungslexikon ist dein geballtes Wissen to go! Hier findest du 

jede Menge Begriffe rund um deinen Berufsalltag erklärt und weitere Links 

liefern dir noch mehr Hintergrundinformationen.

Arbeitsplatz Schule
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